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					Joschka Fischer, geboren 1948 in Gerabronn. Von 1994 bis 2006 Mitglied des Bundestages, von 1998 bis 2005 Außenminister der Bundesrepublik Deutschland. 2006/07 Gastprofessor an der Universität Princeton, USA. Joschka Fischer lebt in Berlin.
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					Nach dem ersten Viertel des 21. Jahrhunderts ist es unübersehbar – die Welt durchläuft umstürzende geopolitische, technologische und wirtschaftliche Transformationen: die verschärfte Rivalität großer Weltmächte, die Revolution der künstlichen Intelligenz, der Aufstieg des globalen Südens. Was bedeutet das für das heutige Deutschland, für das Land in der Mitte Europas, immer noch die drittstärkste Industrienation weltweit, aufgrund seiner zerborstenen Geschichte aber postnational und als militärische Macht fast unsichtbar? Kann dies angesichts neuer militärischer Bedrohungen für Europa, angesichts des Rückzugs der USA als Garantiemacht und der Gefahr, technologisch und wirtschaftlich den Anschluss zu verlieren, so bleiben? Das Geheimnis des Wiederaufstiegs Deutschlands nach 1945 war das Vertrauen, das die ehemaligen Kriegsgegner dem Land im Zentrum Europas entgegenbrachten. Der Ex-Außenminister Joschka Fischer zeigt, was es heute bedeutet, diesem Vertrauen weiterhin gerecht zu werden und sich zugleich mutig den völlig neuen Bedrohungen des 21. Jahrhunderts zu stellen – militärisch, technologisch und politisch.
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							»Im traurigen Monat November war’s,

							Die Tage wurden trüber,

							Der Wind riss von den Bäumen das Laub,

							Da reist ich nach Deutschland hinüber.

						

						
							Und als ich an die Grenze kam,

							Da fühlt ich ein stärkeres Klopfen

							In meiner Brust, ich glaube sogar

							Die Augen begunnen zu tropfen.

						

						
							Und als ich die deutsche Sprache vernahm,

							Da wird mir seltsam zumute;

							Ich meinte nicht anders, als ob das Herz

							Recht angenehm verblute.«

						

						Heinrich Heine
Deutschland. Ein Wintermärchen.[1]


					

				

					Das deutsche Identitätsproblem

				Gibt es in der deutschen Literatur des 19. Jahrhunderts einen trefflicheren Wortkünstler als Heinrich Heine? Er schuf große Literatur und zugleich popularisierte er diese auch, im besten Sinne des Wortes, indem er sie unters Volk brachte, volkstümlich machte. Man stelle sich nur einen deutschen Männergesangverein ohne die »Loreley« vor. Völlig unmöglich! Heines Verse über Deutschland, seine Menschen, Städte und Landschaften und seine tiefe Abneigung gegen Preußen und dessen autoritären Militär- und Obrigkeitsstaat, zugleich seine ihn fast verzehrende Liebe zu diesem Deutschland, zu dessen Sprache und Musik!
Heinrich Heine, als Kind geboren in eine deutsch-jüdische Familie in Düsseldorf, verfiel nie einem dumpfen Nationalismus und einer vaterländischen Romantik. Dem vormärzlichen deutschen Poeten und Demokraten war immer auch eine, in der deutschen Kultur leider nur allzu seltene Gabe zu eigen: ein derbes Maß an Ironie und Respektlosigkeit gegenüber kirchlichen und politischen Obrigkeiten. Vor allem den autoritären Militärstaat Preußen hasste und bekämpfte er. Friedrich Nietzsche schrieb in seinem Werk »Ecce Homo« über Heinrich Heine: »Den höchsten Begriff vom Lyriker hat mir Heinrich Heine gegeben. Ich suche umsonst in allen Reichen der Jahrtausende nach einer gleich süßen und leidenschaftlichen Musik. Er besaß jene göttliche Bosheit, ohne die ich mir das Vollkommene nicht zu denken vermag. … Und wie er das Deutsche handhabt!«[2] Die preußische Unfreiheit hat Heine ins französische Exil nach Paris getrieben.
Durch seine Gabe zur Ironie, zur göttlichen Bosheit, hatte sein Werk selbst bei den ernsten Themen eine für Deutschland ungewöhnliche Leichtigkeit, ohne dass es dadurch das Tiefgründige der deutschen Sprache verloren hat. Wäre der Jude Heinrich Heine jedoch einhundert Jahre später in Deutschland geboren, so hätte dieser Meister der deutschen Literatur wohl vor den Nazis ins Exil fliehen müssen oder wäre deportiert und in einer der Gaskammern in den Vernichtungslagern der Nazis ermordet worden. Auch das gehört zur deutschen Geschichte – und damit sei gleich zu Beginn der Bogen so weit gespannt, wie es unser Thema, die Suche nach der politischen Identität der Deutschen, nun einmal nötig macht. Die Träume der gescheiterten demokratischen Revolution von 1848, die Abgründe des barbarischen millionenfachen Judenmordes der Nazis sowie der mutwillig vom Zaun gebrochene, verbrecherische Zweite Weltkrieg – all das sind Bestandteile der Identität der Deutschen, auch heute noch.
Zur Einleitung einige persönliche Worte und Erinnerungen: Deutschland, das ist mein Land, meine Heimat, das Land, in das ich hineingeboren wurde, in dem ich aufgewachsen bin. Deutsch ist meine Muttersprache und Alltagskultur, aber auch mein Denkstil – oder, wie meine leider allzu früh verstorbene Freundin und frühere amerikanische Außenministerin, Madeleine Albright, mir in einer Diskussion einmal entgegenhielt, in der ich eine außenpolitische Krise wie so oft in politischen Ordnungskategorien einzuordnen und zu analysieren versuchte: »Oh, Joschka, you are so German!« Ich konnte diese Beobachtung nur schwer leugnen, mein Denken in Ordnungen, Ordnungsmustern scheint mir, quasi als nationales Erbe, mitgegeben zu sein. Dieses Deutschland ist meine Heimat, es sitzt tief in mir drin und hat mich geformt. Es ist ein schwieriges Vaterland und aufgrund seiner Geschichte mit sehr widersprüchlichen Emotionen behaftet, sodass ich auf die Frage, ob ich Deutschland liebe, nur betreten schweigen kann. Nicht weil es mir an Emotionen gegenüber meinem Land mangeln würde – allein, diese sind extrem widersprüchlich.
Ein Beispiel: die Stadt Weimar, eines jener im alten Deutschland zahlreich vorhanden Duodezfürstentümer, politisch ein Nichts, aber kulturell eine europäische Metropole der klassischen Dichtung und Philosophie. Wirkungs- und zugleich letzte Ruhestätte der beiden wohl berühmtesten deutschen Geistesgrößen, Schiller und Goethe, die Deutschland je hervorgebracht hatte. Aber Weimar steht nicht nur für diese beiden Glanzlichter der deutschen Klassik. Vor den Toren der Stadt, verborgen im Wald, liegt auf dem Ettersberg auch einer der größten Schand- und Schamflecken unseres Landes, das KZ Buchenwald.
Als Angehöriger der unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs geborenen Generation war und ist genau deswegen Deutschland, seine Identität, mein lebenslanges politisches Thema, wenn das auch nicht immer öffentlich wahrnehmbar war, es war gleichwohl immer da und trieb und treibt mich um.
Jede soziokulturelle Großgruppe verfügt über ihre Eigenheiten, Temperamente, eine bestimmte Geschichte, Erzählungen, Mythen, Charaktereigenschaften, Denkweisen, strahlende historische Episoden und Persönlichkeiten und auch böse, verworfene. Das gilt auch für Nationen und regionale Untergruppen. Sprachen, Dialekte und auch Musik spielen dabei eine prägende Rolle, aber auch das weite Feld kulinarischer Gewohnheiten und Vorlieben. Die Engländer bezeichnen die Deutschen gerne als »Krauts« wegen deren Vorliebe für Sauerkraut, die Franzosen als »Frogs« (Frösche). Ein herabsetzender Unterton klingt dabei mit. Wichtiger aber sind die Mythen und Erzählungen der jeweiligen Nationen und die historischen Erfahrungen, die Konflikte und Kriege mit anderen Nationen. All diese Elemente fließen in dem Begriff der Identität zusammen und erzeugen ein Selbstbild, aber auch das Bild einer Nation von außen, die Urteile und Vorurteile von Nachbarn, Rivalen und Konkurrenten.
Was heißt es also, ein Deutscher oder eine Deutsche zu sein? Diese Frage ist immer noch schwerer zu beantworten als in den meisten anderen größeren und kleineren europäischen Nationen. Unsere Geschichte als Nation begann spät, als Sprache und Kulturraum gab es Deutschland lange, bevor es ein politisches Subjekt wurde. Lange Zeit gab es nur eine chaotische Vielfalt von souveränen, bis auf Preußen und Österreich gleichwohl machtlosen Staaten, von Fürsten und Grundherren – ein politischer Flickenteppich. Entsprechend regional und territorial zersplittert war auch die Identität der meisten Deutschen, bis es dann 1871 schlussendlich in einem deutschen Nationalstaat mit »Blut und Eisen« vereinigt wurde und gleich ganz hoch hinauswollte, an die Weltspitze. Es stürzte dabei mehrfach katastrophal ab und scheiterte als Nation, bis mit der Bundesrepublik, der guten, alten, westdeutschen Bonner Bundesrepublik, wie ich sie mir heute im Rückblick gerne vergolde, dann im Jahr 1949 tatsächlich ein radikal neues und sehr anderes Kapitel begann: die Geschichte eines von Adenauer geprägten europäischen, demokratischen Deutschland, das mit der erneuten Einheit, diesmal aber in Frieden und Freiheit und unter amerikanischer und französisch-britischer Observanz, sein vorläufiges, glückliches Ende fand.
Hätte ich diese Zeilen als ehemaliger Bürger der DDR geschrieben, wären sie wahrscheinlich sehr anders ausgefallen, aber ich bin nun mal ein Bundesrepublikaner durch und durch, mit all seinen Widersprüchen, und diese Differenz führt uns mitten in die Gegenwart.
Geboren bin ich im Frühjahr 1948, zwei Jahre nach dem Ende des vom Deutschen Reich unter Hitler ausgelösten, schrecklichsten Krieges der Menschheitsgeschichte, als Kind von aus Ungarn im Jahr 1946 heimatvertriebenen Eltern. Sie waren Angehörige der dortigen deutschen Minderheit. Meine Familie hatte über zweihundert Jahre hinweg als Deutsche in Ungarn in einem deutschen Dorf am Stadtrand von Budapest als Bauern und Metzger gelebt, in einem der zahlreichen »Schwabendörfer« des Landes, deren Mutter- und Umgangssprache dort ein donauschwäbischer deutscher Dialekt war (Ungarisch wurde als Schriftsprache gelernt).
Meine Geburt in Westdeutschland war so die Folge historischer Ereignisse: des Verlaufs des Zweiten Weltkriegs, der deutschen Niederlage, der Konferenz von Potsdam 1945 und der Vertreibung meiner Familie als sogenannte »Volksdeutsche« aus ihrer Heimat Ungarn. Der Zufall oder vielleicht auch die zuständigen Offiziere der amerikanischen Militärregierung wollten es, dass meine Familie etwa zweihundert Jahre nach ihrer Auswanderung aus Deutschland nur geschätzte einhundertfünfzig Kilometer nördlich von ihrem ursprünglichen Herkunftsort in Oberschwaben entfernt wieder landete, im idyllischen, aber streng protestantischen Nordosten Württembergs, im Fürstentum derer von Hohenlohe-Langenburg, was meine Mutter, eine kreuzkatholische Frau – neben dem Verlust von Haus und Hof –, sehr unglücklich machte. Dem gegenreformatorischen, papsttreuen Habsburg entstammend und nun im pietistischen, nordwürttembergischen Protestantismus ankommend – das war in der Tat ein zusätzlicher harter Kulturschock. Im Deutschland meiner Kindheit spielten die nach dem Dreißigjährigen Krieg, der unter anderem ein Religionskrieg gewesen war, gezogenen Glaubensgrenzen zwischen Protestanten und Katholiken noch eine gewichtige Rolle. Das Grauen dieses Krieges im 17. Jahrhundert wirkte in der deutschen Erinnerung lange nach. Als Kinder haben wir noch das Volkslied gesungen: »Flieg, Käfer flieg, dein Vater ist im Krieg, deine Mutter ist in Pommernland, Pommernland ist abgebrannt, flieg, Käfer flieg.«
Der erste Fischer hatte sich um das Jahr 1700 herum nach den österreichisch-türkischen Kriegen, den sogenannten »Türkenkriegen«, von Ulm aus über die Donau abwärts in die Gegend von Budapest aufgemacht, so die Fama. Ein Wirtschaftsflüchtling also, nach unseren heutigen Kategorien, der sich für sich und seine Familie ein besseres Leben in der Fremde versprach.
Mein Geburtsdatum 12. April 1948 besitzt in Hinsicht auf meine eigene Identität als Deutscher eine Unschärfe, denn Deutschland als souveränen Staat gab es zur Zeit meiner Geburt nicht mehr, die Bundesrepublik wiederum noch nicht. Sie sollte als westdeutscher Teilstaat erst ein Jahr später, im Frühjahr 1949, das Licht der Welt erblicken. Die ostdeutsche DDR folgte am 7. Oktober desselben Jahres. Was es zur Zeit meiner Geburt stattdessen gab, waren Besatzungszonen, vier an der Zahl, drei – amerikanisch, britisch, französisch – in Westdeutschland und eine, die sowjetische, in Ostdeutschland.
Am 8./9. Mai 1945, mit der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches und seiner an allen Fronten und auf allen Kriegsschauplätzen geschlagenen Wehrmacht, war die deutsche Souveränität erloschen. Die alliierten Siegermächte hatten de facto die Macht im Deutschen Reich übernommen, das Land in vier Besatzungszonen unterteilt und diese ihren jeweiligen Militärregierungen unterstellt. Die vier Hauptsiegermächte hatten das Deutsche Reich in blutigen Kämpfen militärisch niedergerungen und zur bedingungslosen Kapitulation gezwungen. Keinerlei deutsche Staatlichkeit mehr, weder in Ost noch West. Gesamtdeutschland blieb unter der gemeinsamen Verantwortung der vier Hauptsiegermächte durch den Alliierten Kontrollrat mit Sitz in Berlin, jedoch ohne deutsche Beteiligung: totale Niederlage, Ruinen allüberall, physische wie moralische wie menschliche. Finis Germaniae, so schien es damals.
Deutschland, was war das für ein seltsames Land, ein Land geschlagener, blutrünstiger Krieger, einer Wehrmacht, die der Schrecken des europäischen Kontinents und darüber hinaus gewesen war. Das Land war allein verantwortlich für den Zweiten Weltkrieg mit seinen etwa sechzig Millionen Toten und Opfern von Gewaltverbrechen. Ein Land mit einer furchtbaren, grausamen Hinterlassenschaft in Gestalt von Leichenbergen, Konzentrations- und Vernichtungslagern und Gaskammern, von denen kaum jemand der damaligen erwachsenen Deutschen gewusst haben wollte. Ein Land des industriell geplanten und ins Werk gesetzten Völkermordes mit sechs Millionen Opfern unter den deutschen und den europäischen Juden, an den Sinti und Roma. Ein Land des europaweiten Besatzungs- und Kriegsterrors gegen fast alle Nachbarn Deutschlands auf dem europäischen Kontinent, das Land millionenfacher Sklavenarbeit in seiner entwickelten und hocheffizienten Industrie, der größten in Europa, selbst noch nach der totalen Niederlage, und, nicht zu vergessen, das Land zahlloser überlebender Täter und noch mehr Mitläufer der Nazidiktatur.
Die tatsächliche und mentale Trümmerlandschaft namens Deutschland, in die ich im Jahr 1948 hineingeboren wurde, war das Land der Niederlage, gescheiterter Weltherrschaftsambitionen, rassistischer Verhetzung, völlig verwüstet. Die Überlebenden der Vernichtungslager und KZs und Millionen Zwangsarbeiter irrten durch die zerstörten Städte, ein Land mit zwölf bis vierzehn Millionen wurzelloser Flüchtlinge und Heimatvertriebener aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten und Ost- und Südosteuropa, darunter meine Familie, ein Land, erneut zersplittert wie vor 1871, das Land der moralischen und physischen Ruinen, mit »nichts als Überleben« beschäftigt und der Ausrede, »nichts gewusst zu haben«, als trauriger Identitätsrest des einstigen »Herrenvolkes«.
 
Und heute? Etwa achtzig Jahre danach und eine erneute Einheit später soll nun dieses Deutschland – jenes große Land in der Mitte des europäischen Kontinents, endlich eine stabile Demokratie und ein starker Rechtsstaat, eingebunden in EU und NATO – mit Frankreich und weiteren europäischen Mächten Europa führen? Damit drängt sich sofort die Frage auf: Kann das Deutschland überhaupt, führen, mit seiner mehrfach geborstenen modernen Geschichte? Kann Deutschland führen, ohne sich nicht wieder an der Machtfrage zu verheben und zu überziehen und so ein weiteres Mal zu scheitern?
Führung setzt nicht nur ein hohes Maß an Erfahrung, Instinkt und Können in der Staatskunst voraus und an moralischer Stärke, an in sich ruhender, gefestigter Tradition, sondern vor allem die charakterliche Festigkeit als Nation und das Vertrauen in diese Festigkeit seitens der Verbündeten. Führung heißt nicht der Verzicht auf die Verfolgung der eigenen Interessen, sondern vor allem die Fähigkeit, die Interessen der »Geführten« zu berücksichtigen und eigene kurzfristige Interessen zu deren Gunsten zurückzustellen und im gemeinsamen strategischen Interesse zu handeln. Verfügt das heutige Deutschland über diese zur Führung notwendigen Eigenschaften? Damit stellt sich die Frage nach seiner politischen Identität heute erneut, in einer völlig neuen Welt.
Unter dem Gesichtspunkt seiner internationalen Ordnung und Machtverteilung erweist sich das einundzwanzigste Jahrhundert als grundlegend verschieden von seinem Vorgänger, dem zwanzigsten Jahrhundert. Das lässt sich schon heute, nach dem ersten Viertel des einundzwanzigsten Jahrhunderts, mit Sicherheit feststellen.
Das zwanzigste Jahrhundert war bestimmt durch die Industrialisierung und Verstädterung, ausgehend von den Britischen Inseln, dann West- und Mitteleuropa erfassend und die amerikanische Ostküste und den Norden der USA. Mobilität wurde zum großen Treiber der technischen und gesellschaftlichen Entwicklung – zuerst die Eisenbahn, dann das Automobil und schließlich das Flugzeug – und damit zusammenhängend die Erschließung neuer, überwiegend fossiler Energieträger – von der Kohle über das Erdöl und Erdgas hin zu dem nicht mehr fossilen Uran, zur Nuklearenergie. Mit der Elektrotechnik und Chemieindustrie waren völlig neue Industriezweige neben der traditionellen Schwerindustrie und der Textilindustrie entstanden. Politisch führte diese technisch-wissenschaftliche und industrielle Revolution zu einer Reichtums- und Machtkonzentration unter den Nord-, Mittel- und Westeuropäern und den Nordamerikanern, die dann auch die entscheidenden Kriege des zwanzigsten Jahrhunderts – unter Einschluss von Russland und Japan, die in ihrer Industrialisierung aufgeholt hatten – um die Machtverteilung im Industriezeitalter führen sollten. Der große Sieger waren die Vereinigten Staaten von Amerika, der große machtpolitische Verlierer war Deutschland.
Heute stehen die Welt und Europa im Besonderen ein weiteres Mal mitten in einer chaotischen Phase des Übergangs, der Neuordnung der Welt mit ungewissem Ausgang. Heute stellt sich die Frage nach der Zukunft digital, 0 oder 1. Es stellt sich uns Europäern von heute mit seiner immer älter werdenden und abnehmenden Bevölkerungen die Frage, ob dieser alte Kontinent mit seinen zahlreichen egomanischen größeren und kleineren Nationalstaaten in dieser globalisierten Welt von morgen überhaupt noch wird mitspielen können, in dieser doppelten Wirklichkeit des einundzwanzigsten Jahrhunderts von analog und digital. Oder ob dieses schwache, uneinige Europa der Nationalstaaten in diesem Jahrhundert zur Abhängigkeit von den neuen Weltmächten und zur Unterordnung unter diese verdammt sein wird. Kurz: Ist der europäische Abstieg, in dem sich der Kontinent befindet, ist dieser drohende Abstieg noch aufhalt- und umkehrbar? Verfügen die Europäer, deren Gesellschaften immer älter werden, gleichwohl aber keine Zuwanderung aus anderen Kulturen wollen, noch über die Kraft zu einem gemeinsamen politischen Willen, um ihre Sicherheit und ihre globale Wettbewerbsfähigkeit auch in Zukunft gewährleisten zu können?
Das zwanzigste Jahrhundert wurde zu Recht das »amerikanische Jahrhundert« genannt, weil es durch die Ideen und die außergewöhnliche Macht der USA, deren Lifestyle, deren Technologien und Medien, die militärischen Siege dieses großen Landes und Kontinents in zwei heißen Weltkriegen und einem kalten Krieg geformt wurde. Es war geprägt von einer von Amerika erfundenen macht- und regelbasierten Ordnung, seinem unbedingten Vertrauen in die Freiheit des Einzelnen, des freien Welthandels, der Freiheit des Marktes und in freies Unternehmertum. Diese Ordnung wird in unseren Tagen abgelöst durch die ausschließlich machtbasierte Rivalität mehrerer globaler Großmächte, die den großen Krieg gegeneinander erneut nicht ausschließen, entgegen allen Erfahrungen aus dem zwanzigsten Jahrhundert, nun allerdings unter Einschluss der Atombombe. Deren strategische Funktion hat sich in der Gegenwart durch Putins Russland verändert. Sie wird in Moskau nicht mehr vor allem als letztes Mittel der Abschreckung, als Ultima Ratio zur Bewahrung des Status quo, angesehen, sondern vor allem als Drohung, als ein Mittel militärischer Überlegenheit zur gewaltsamen Veränderung des Status quo, von Grenzen.
Die Menschheit scheint aus ihren Tragödien nicht klüger geworden zu sein. Der technische Fortschritt schreitet voran, nicht aber der politische und moralische.
Für Europa wird es immer offensichtlicher, dass die Größenordnung und das Gewicht seiner Nationalstaaten, der wenigen größeren und vielen kleinen Staaten, weder ökonomisch, technologisch noch politisch-militärisch ausreicht, um auf der Weltbühne seiner Werte und Interessen gemäß eine eigenständige Rolle spielen zu können. Die historische Trennlinie bilden dabei die beiden Weltkriege in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts, die Europas globale Vorherrschaft beendet haben. Zuvor dominierten europäische Mächte die Welt, ab dem Jahr 1945, mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs, trat Europa in der Weltpolitik machtpolitisch ab. Ein letztes Aufbäumen der beiden führenden Kolonialmächte Europas, zugleich auch die beiden europäischen Hauptsiegermächte des Zweiten Weltkriegs, fand in der Suezkrise 1956 statt und wurde ersetzt durch die neue, bipolare globale Mächterealität der USA und Sowjetunion im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen.
Können also die Europäer unter den Bedingungen der gegenwärtig sich durchsetzenden neuen Weltordnung globaler Großmächte und eines Zeitgeistes, der aufseiten des auch überall in Europa wieder erstarkenden Nationalismus steht, dazu wieder aufschließen, gemeinsam zu einer souveränen Macht werden, die in der globalen Arena mit den großen Mächten zukünftig mitkonkurrieren können wird?
Der Krieg Russlands in der Ukraine und die Erschütterung der Glaubwürdigkeit der für Europa seit 1945 so zentralen amerikanischen Sicherheitsgarantie durch den amerikanischen Präsidenten Donald Trump beenden die für Europa seit 1945 bestehende Zeit der amerikanischen Protektion, einer »geliehenen Sicherheit«, und lassen gegenwärtig die Rufe nach einer neuen Einigkeit in Europa, ja nach Einheit, nach europäischer Macht, auch und gerade militärischer Macht und Führung, immer lauter werden. Die Jahrzehnte als Protektorat Amerikas waren für Europa überaus bequem, nur leider vergaß ein sich immer mehr vom Weltkrieg erholendes, wieder reicher werdendes Europa seine Pflicht zur Selbstverteidigung, vergaß vor allem seine Souveränität, mit der Ausnahme Frankreichs unter dessen Präsidenten Charles de Gaulle und der V. Republik. Denn die traditionelle Verfasstheit Europas in Nationalstaaten unterschiedlicher Größe kann Europas Werte und Interessen, vorneweg seine Sicherheit, schon seit Längerem nicht mehr garantieren, und die EU kann dies jenseits eines gemeinsamen Marktes ebenfalls nicht, da sie für die harte Macht- und Sicherheitspolitik in ihren Strukturen, Entscheidungsmechanismen und Institutionen nicht gebaut ist. Es bleibt daher die Frage, ob sie als Staatenverbund dies jemals können wird.
Das erste Viertel des 21. Jahrhunderts geht mit dem Jahr 2025 gerade zu Ende, und auf drei der global entscheidenden Weltbühnen, jener der Geopolitik, der globalen Wirtschaftsordnung und der Technologie, sehen wir grundsätzliche, ja historisch umstürzende Veränderungen: In der Geopolitik entsteht eine neue, rivalitäts- und ausschließlich machtbasierte Weltordnung, beruhend auf großen Weltmächten; im Bereich der Technologie, sowohl im militärischen als auch im zivilen Sektor, werden wir mit der Durchsetzung der künstlichen Intelligenz eine alles umstürzende Revolution erleben, die alle Aspekte unseres Lebens und Wirtschaftens radikal verändern wird. Neben diesen beiden großen Transformationen wird in unserer Zeit zudem eine globale politische und wirtschaftliche Achsenverlagerung weg vom Nordatlantik und d.h. weg von Europa hin zum Pazifik und zum Indischen Ozean, nach Ost- und Südasien und ganz generell in die Länder des globalen Südens einhergehen.
Die neoliberale Wirtschaftsordnung kommt an ihr Ende, Zölle und Staatsgrenzen werden wieder bedeutsam, globale Lieferketten werden statt zur Chance der Gewinnmaximierung zur Gefahr für Märkte und Unternehmen und drohen zu neuen Abhängigkeiten zu führen. Was dereinst die Globalisierung war, wird auf mittlere Sicht vermachteten und rivalisierenden Wirtschaftsblöcken weichen, statt der Freiheit sind heutzutage autoritäre Systeme weltweit auf dem Vormarsch, statt freier Märkte dominieren megareiche, eng mit der politischen Macht verknüpfte Oligarchien.
In der gegenwärtig prekären Situation Europas, einerseits bedroht durch Putins imperiale Fieberträume und andererseits bedrängt durch Trumps chaotische Tagträume von neuer US-amerikanischer Größe, richtet sich der Blick auf dem alten Kontinent Europa immer dringlicher auf die drei größten und wirtschaftlich stärksten europäischen Nationalstaaten: auf Frankreich, Großbritannien und Deutschland, im Weltmaßstab allesamt höchstens absteigende Mittelmächte, wenn es um eine eigenständige europäische Abschreckungs- und Verteidigungsfähigkeit geht. Die Europäische Union in ihrem aktuellen Zustand bietet dazu keine Alternative, zumal die ideologisch-innenpolitischen Hürden für wichtige europäische Nationen wie Großbritannien und Norwegen für einen Beitritt zur Union auf kaum absehbare Zeit zu hoch sind.
Eine enge Sicherheitspartnerschaft ja, Beitritt zur EU nein, lautet daher die realistische Alternative für ein Europa der Verteidigung sowohl innerhalb als auch außerhalb der EU. Es wäre ein zweiter Versuch nach dem 1954 in der französischen Nationalversammlung gescheiterten ersten Versuch zu einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft, diesmal auf der Grundlage einer »Koalition der Willigen« oder – heutzutage besser – einer »Koalition der durch ein imperiales Russland Bedrohten«, also gemeinsamer Sicherheitsinteressen.
Frankreich und das Vereinigte Königreich gehörten zu den Hauptsiegermächten des Zweiten Weltkriegs, sind beides Nuklearmächte und Gründungsmitglieder der Vereinten Nationen und deshalb auch ständige Sicherheitsratsmitglieder mit Vetomacht. Und Deutschland? In zwei Weltkriegen der große Verlierer. Es sei hier nicht vergessen, dass die Vereinten Nationen gegen Deutschland und Japan, die Aggressoren im Zweiten Weltkrieg, gegründet wurden.
Mit seinen nur 82 Millionen Menschen steht Deutschland (ein Riese in Europa, weltweit aber lediglich eine mittlere Größe) ökonomisch nach wie vor weltweit an dritter Stelle hinter den USA mit etwa 350 Millionen Menschen und China mit seinen 1,4 Milliarden, aber noch vor Japan, das mit seinen 125 Millionen Menschen Platz vier in der Rangliste der wichtigsten Wirtschaftsmächte einnimmt. Macht- und geopolitisch sowie mental ist dieses Deutschland hingegen bis heute eine kleine Größe mit einer langen Niederlagengeschichte und deshalb mit wenig bis gar keiner verantwortlichen internationalen Führungserfahrung.
Dies gilt ganz besonders für die erste Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts mit seinen beiden Weltkriegen, denn in ihnen wurde die radikal andere Weltordnung des sich voll entwickelnden Industriezeitalters ausgefochten. Der Erste Weltkrieg begann noch als europäischer Hegemonialkrieg, als Kampf um die Vorherrschaft auf dem europäischen Kontinent und unter europäischen Mächten. In der Folge hieß dies wegen der damals noch global vorherrschenden Rolle der Europäer auch der Kampf um die Weltherrschaft und um die sich daraus ergebende neue Weltordnung. Der zweimalige große Verlierer dieses Kampfes um die globale Ordnung des Industriezeitalters war jedoch das erst 1871 politisch neu geschaffene, vereinigte Deutsche Reich, zuerst unter der Herrschaft der Hohenzollern und im Zweiten Weltkrieg unter Hitler und dessen Nazis. In beiden Fällen waren die Ambitionen des Deutschen Reiches sehr viel größer als seine zweifelsfrei vorhandene, große materielle Kraft und Stärke.
Europas Ordnung, wie sie nach Napoleon Anfang des neunzehnten Jahrhunderts während des Wiener Kongresses geschaffen worden war, hatte sich in den Jahrzehnten vor der Jahrhundertwende vom neunzehnten zum zwanzigsten Jahrhundert gefährlich verändert. Anstelle eines Systems des Gleichgewichts war ein wesentlich instabileres System von gegeneinander gerichteten Allianzen getreten. Zudem war in der Mitte Europas ab 1871 eine neue Kraft in Gestalt eines deutschen Nationalstaats, das zweite Deutsche Kaiserreich, entstanden, und zwar nicht durch eine demokratische Revolution von unten, sondern durch die Siege des preußischen Militärs und dank Bismarcks politischem Genius von oben. Otto von Bismarck, der politische Architekt der deutschen Einheit und der erste Kanzler des von ihm geschaffenen Reiches, war in Deutschland die politische Ausnahmeerscheinung in der Zeit der Reichsgründung. Er war sich bis zu seiner Entlassung und im Gegensatz zu den meisten seiner Zeitgenossen und vor allem der nächsten Generation nach ihm im wilhelminischen Deutschland immer der prekären Existenzgrundlage für das von ihm geschaffene Kaiserreich der Deutschen in der Mitte des Kontinents bewusst gewesen. Aber selbst ein politisches Genie wie Bismarck war nicht dazu in der Lage, die Konsequenzen aus dieser Mittellage Deutschlands zu ziehen, nämlich seine Europäisierung. Dies sollte erst nach zwei durch Deutschland verlorenen Weltkriegen und dessen Absturz in der Hitler-Diktatur und nach einer erneuten deutschen Teilung dem ersten Kanzler des westdeutschen Teilstaats, Konrad Adenauer, gelingen.
Bismarck wusste, dass das europäische Gleichgewicht für das Reich der Deutschen, für dessen Sicherheit und seinen Bestand allemal wichtiger war als der Griff nach der Weltmacht mit all seinen zweifellos großen Prestigeverheißungen für das Reich und seinen Herrscher. Allein schon der Begriff »Weltmacht« klang eben ganz anders als jener einer »europäischen Großmacht«. Deutschland war damals wirtschaftlich, wissenschaftlich und militärisch tatsächlich einer der modernsten Staaten weltweit, in der Politik und seinen politischen Strukturen war es aber altpreußisch rückwärtsgewandt – Preußens Glanz und Gloria – und den Träumen seiner Herrscher vom längst überholten Gottesgnadentum verhaftet. Hinzu kam, dass die erhoffte politische Modernisierung von oben, die Konstitutionalisierung der Hohenzollernmonarchie durch Friedrich III., schon nach einhundert Tagen zu Ende war. Der neue Kaiser starb 1888 an Kehlkopfkrebs. Sein Sohn und Nachfolger war Wilhelm II., mit dem das Unglück für das junge Reich seinen Lauf nehmen sollte.
Deutschland war damals ein industriell-militärischer Kraftprotz in der Mitte Europas, der die überkommene europäische Ordnung durch sein militärisches, sein industrielles und wissenschaftliches Potenzial und vor allem durch seine machtpolitischen Ambitionen auf dem Kontinent zutiefst erschüttern und schließlich, im Zweiten Weltkrieg, auch zertrümmern sollte.
Deutschlands damalige Transformation vom Agrar- zu einem starken Industriestaat im preußisch-obrigkeitsstaatlichen Gewand lastete dem Land einen bleibenden Widerspruch zwischen Moderne in Industrie und Wissenschaft und fortdauernder Vergangenheit in Gestalt von Reichsidee und Gottesgnadentum in seinem politischen System auf, den die Deutschen lange nicht wirklich überwinden konnten. Hinzu kam die Dominanz eines Militärstaates, in welchem das Militär nicht nur das eigentliche Sagen gegenüber der zivilen Reichsregierung hatte, sondern auch kulturell-normativ im Zentrum von Politik und Gesellschaft stand. Es war dies der Kern von Deutschlands fatalem preußischen Erbe, dem autoritären Militärstaat.
Deutschland war unter den europäischen Nationalstaaten ein Spätkömmling. Kraft seiner geopolitischen Mittellage auf dem Kontinent und seines Gewichts war ein deutscher Nationalstaat von Anfang an eine extreme Herausforderung für die Stabilität des gesamten Kontinents – wer dessen Mitte beherrschte, bedrohte über kurz oder lang den Rest Europas oder würde zumindest versuchen, es zu tun. Zudem war die deutsche Einheit 1871 das Ergebnis einer Einigung »von oben«, durch die autoritäre preußische Militärmonarchie, mit dem Ergebnis des Machterhalts der alten Eliten und ihrer Ideen, das Ergebnis militärischer Stärke, die dadurch auch die Identität des jungen Nationalstaats entscheidend prägen sollte. Denn ansonsten war da nicht viel nach der gescheiterten demokratischen Revolution von 1848. In der Folgezeit von 1848 hatten sich die Forderungen nach Freiheit und Demokratie getrennt von der Forderung nach staatlicher Einheit, was für Deutschland und seine Identität fatale Folgen haben sollte.
Der Größte und der Stärkste zu sein und damit an der Spitze der europäischen Mächte zu stehen, bildete den Kern der Identität des eben erst durch preußische Waffen gegen Frankreich geschaffenen deutschen Nationalstaats, der »verspäteten Nation« in der Mitte des europäischen Kontinents. Eine Weltmacht zu werden, hieß daher das nächste Ziel unter dem zweiten Wilhelm und seiner Generation. Übersteigerte Ansprüche und ein Minderwertigkeitskomplex von zu spät Gekommenen gingen eine gefährliche Verbindung ein.
Darüber hinaus war das Land auch seit dem sechzehnten Jahrhundert und der Reformation kulturell-religiös zwischen Protestanten und Katholiken tief gespalten. Hinzu kam, dass Preußen fast das gesamte Nord- und Ostdeutschland beherrschte, und so verläuft bis auf den heutigen Tag eine kulturelle Trennlinie (die ominöse Main-Linie) zwischen Süddeutschland und dem Norden und Osten Deutschlands. Dann der schrecklichste Krieg in der deutschen Geschichte vor 1939, der Dreißigjährige zwischen 1618–48: Er hatte als Religionskrieg zwischen Katholiken und Protestanten im alten Deutschen Reich und als Kampf zwischen habsburgischem Kaiser und den böhmischen Ständen bei der damals anstehenden Königswahl in Prag begonnen. Das Gemetzel des Dreißigjährigen Krieges hatte aber im Deutschen Reich weder in der Religionsfrage noch in der alles entscheidenden Machtfrage zwischen der habsburgischen Zentralgewalt und den zahlreichen Partikularinteressen der fürstlichen Landesherren zu einer wirklichen Entscheidung geführt, sodass Deutschland ein machtpolitisch dezentralisiertes, konfessionell tief gespaltenes, territorial zerrissenes Land bis in die Zeit der Bundesrepublik (West) hinein blieb.
Anders als die sehr viel älteren Nationalstaaten Frankreich und England, später Vereinigtes Königreich von Großbritannien, verfügte es über keine den Nationalcharakter prägende heroische Erzählung in der frühen Moderne. Keine Jeanne d’Arc, kein heroischer Sieg über die spanische Armada, kein langer und blutiger, achtzigjähriger, am Ende aber erfolgreicher Unabhängigkeitskrieg wie der der Niederländer gegen die damalige Weltmacht Spanien …
Damals, im siebzehnten Jahrhundert, gab es das uralte »Heilige Römische Reich Deutscher Nation« noch, welches aus dem frühen Mittelalter herüberragte, aber schon zu jener Zeit zu einem mehr oder weniger losen Territorialverband geworden war unter einer überreichlich mit Mythen und Traditionen beladenen Kaiserkrone mit einer großen, historisch begründeten Legitimation. Dieses Reich hatte aber zunehmend Macht und auch Territorien verloren. Seit der lange zurückreichenden karolingischen Erbteilung des christlichen Kaiserreichs der Franken in ein ost- und westfränkisches Reich waren Reichs- und Kaisertitel 962 n. Chr. der östlichen Reichshälfte zugefallen, die damit verbundenen Ansprüche verblieben auch dort bis zu der 1806 durch Napoleon mittels seiner überlegenen Militärmacht erzwungenen Auflösung des »Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation«. In diesem alten Reich spielten die Deutschen zwar eine besondere, aber keine alleinige Rolle. Das änderte sich auch nicht durch die erst spätere Hinzufügung des »Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation«, denn dieses Reich war zu keiner Zeit ein deutscher Nationalstaat, ganz im Gegensatz zum westfränkischen Reich und dem aus ihm hervorgegangenen Nationalstaat Frankreich.
Der auch religiös aufgeladene Gedanke des einen christlichen Reiches sollte sich seit der beginnenden Frühmoderne gegenüber den entstehenden Nationalstaaten im Westen Europas als unterlegen erweisen. Das Kaisertum war ein Wahlkaisertum gewesen. Die regionalen deutschen Kurfürsten erzwangen bei den allfälligen Wahlen dieses Wahlkaisertums wie auch des deutschen Wahlkönigtums Kompromisse zu ihren jeweiligen Gunsten, die zu einer dramatischen Schwächung der Zentralgewalt des Kaisers und Königs beitrugen. Der mythisch überhöhte Reichsgedanke und ein deutscher Nationalstaat standen von Anfang an in einem nicht auflösbaren Widerspruch zueinander.
Die Deutschen lebten so über Jahrhunderte in einem machtpolitisch immer schwächer werdenden Reich von gestern, in einem altertümlichen Gebilde, das einerseits über eine uralte Legitimation, ja einen Mythos verfügte, aber zugleich immer mehr an realer Macht verlor. In Wirklichkeit waren sie aufgeteilt unter vielen weltlichen und geistlichen Fürstentümern und auch kleineren Grundherrschaften, waren also über die meiste Zeit in ihrer Geschichte machtlos. Es gab zwar einen deutschen König, der aber spielte gegenüber dem Kaiser meist eine nachrangige Rolle. Es gab auch keine Hauptstadt, kein Paris, London oder Madrid. Berlin wurde dies erst sehr viel später, und auch nur, weil es die Hauptstadt Preußens im neunzehnten Jahrhundert gewesen war. Die Stadt lag an der Peripherie des alten Reiches, in den Sümpfen und Wäldern der Mark Brandenburg, und war vor dem 19. Jahrhundert niemals das Zentrum Deutschlands gewesen.
Die historische Großtat der Deutschen in der frühen Moderne war die Reformation Martin Luthers, die aber politisch auf halbem Wege stecken geblieben war, da sie nicht zu einer deutschen Nationalstaatsbildung geführt hat, sondern mit dem unentschiedenen Ausgang zwischen katholischem Kaiser und protestantischen Territorialfürsten im Dreißigjährigen Krieg zu einer nationalen Großkatastrophe geführt hat und zur weiteren, dramatischen Schwächung der Zentralgewalt und einer Zunahme des Partikularismus und des Einflusses fremder europäischer Großmächte im Reich. Deutschland lag und liegt in der Mitte Europas. Wer diese kontrollierte, kontrollierte den gesamten Kontinent, und diese Mitte war nach diesen Entwicklungen machtpolitisch schwach und religiös gespalten und lud daher die damaligen europäischen Großmächte zur Intervention ein. Ein politischer Sieg der Reformation – und das hätte ein protestantischer Kaiser geheißen – hätte einem sich herausbildenden deutschen Nationalstaat eine religiös grundierte Erzählung gegeben, was die zahlreichen Partikularismen im alten Reich niemals vermochten.
Das im Jahr 1871 entstandene kleindeutsch-preußische zweite Kaiserreich, das recht eigentlich kein wiedererstandenes Deutsches Reich war, sondern ein auf ganz Deutschland ausgedehntes Großpreußen, das lediglich in den historischen Kostümen des alten Reiches daherkam, war zwar mehrheitlich protestantisch. Aber dies änderte nach der Niederlage des katholischen Österreichs 1866 im innerdeutschen Krieg nicht wirklich etwas, denn dazu kam diese Entscheidung historisch einfach einige Jahrhunderte zu spät.
Das Kaiserreich von 1871 hatte es deshalb innenpolitisch von Anfang an mit zwei großen Herausforderungen zu tun: Erstens mit der seit der Zeit der Religionskriege anhaltenden Glaubensspaltung in Protestanten und Katholiken in Deutschland und dem sich daraus ergebenden »Kulturkampf« des mehrheitlich protestantischen Reiches gegen die Katholiken wegen deren Treue zu Rom. Und zweitens mit der sozialen Verelendung im Prozess der Industrialisierung, die weite Teile der beständig anwachsenden Arbeiterklasse betraf. Dies führte zum Aufstieg der deutschen Sozialdemokratie und in der Konsequenz zu den repressiven Sozialistengesetzen unter Bismarck.
Die klaffende Leerstelle in der Identität des jungen deutschen Nationalstaats nach 1871 wurde ausgefüllt durch eine Art preußischer Ersatzmythologie: durch die Traditionen und Siege, ja Triumphe des Militärstaates Preußen und seiner Herrscher, vorneweg durch ein idealisiertes Bild von Friedrich dem Großen, durch den Sieg Preußens im deutsch-französischen Krieg 1870/71 und die im Spiegelsaal des Schlosses von Versailles vor den versammelten deutschen Fürsten erfolgte Ausrufung des preußischen Königs Wilhelm I. zum deutschen Kaiser.
Gewiss, es gab auch eine preußische Aufklärung, es gab Immanuel Kant, den großen Philosophen der Aufklärung. Er war im ostpreußischen Königsberg zu Hause und lehrte an der dortigen Universität, und mit der nach dem Ende der napoleonischen Kriege erfolgten Westverschiebung Preußens an den Rhein kam noch eine starke liberale Tradition hinzu. Aber Preußen war und blieb im gesamten 19. Jahrhundert ein autoritärer, politisch gegen die Werte der bürgerlichen Revolution gerichteter Militärstaat. Selbst eine konstitutionelle Monarchie mit freien Wahlen zu einem Parlament ging den herrschenden altpreußischen Eliten viel zu weit. Dieser Militärstaat und an seiner Spitze ein nur Gott verantwortlicher Monarch hatten im Krieg gegen Frankreich gesiegt, ihm war die nationale staatliche Einheit gelungen, und eben nicht den gescheiterten bürgerlich-demokratischen Politikern in der Revolution von 1848, und damit war der Traum der Nation von einem deutschen Nationalstaat Wirklichkeit geworden. Durch diesen Erfolg Preußens hatte jedoch der deutsche Nationalstaat eine Identität als Militärstaat, eine verhängnisvolle Weichenstellung für die weitere Entwicklung, denn diese Tradition des Militärstaates sollte Deutschland zuerst in die nationale Hybris und schließlich in das Unheil der Niederlagen in zwei Weltkriegen bis hin zur erneuten Aufteilung des besiegten Deutschen Reiches führen.
Dabei war Preußen alles andere als ein überzeugendes Leitbild für den jungen deutschen Nationalstaat, für jenen Kraftprotz in der Mitte Europas, diese Mischung aus industrieller Moderne und einer völlig veralteten politischen Verfasstheit eines parlamentarisch verbrämten Gottesgnadentums. In seinem Zentrum stand das Militär und damit die Verherrlichung, ja fast schon Sakralisierung der militärischen Gewalt, vom Opfertod für das Vaterland, von autoritärer Führung, dem Recht des Stärkeren und des Bürgers als »Untertan«.
An die Stelle des Zipfelmütze tragenden, naiv-verschlafenen »deutschen Michels« noch der Vormärzzeit waren die Pickelhaube des preußisch-deutschen Grenadiers und der preußische Generalstab getreten. Dieser und nicht die Reichsregierung war auch das entscheidende Machtzentrum des wilhelminischen Reiches, wie nach Bismarcks Entlassung die Ereignisse zeigen sollten, die Deutschland in den Ersten Weltkrieg führten. Nach Bismarck war es schnell vorbei mit der vom ersten Reichskanzler behaupteten »Saturiertheit« des Deutschen Reiches. Die Generation von Wilhelm II. mit dem großmannssüchtigen Kaiser an der Spitze verlangte in der Weltpolitik stattdessen Deutschlands »Platz an der Sonne«. Aggressiv und machtbesessen, nicht mehr naiv und verschlafen – das waren fortan die prägenden Charakteristika der vereinigten Deutschen, ihres Reiches und ihres Kaisers.
Der neu gebildete Nationalstaat Deutschland wurde zum dauerhaften Unruhefaktor im Zentrum Europas, der das europäische Gleichgewicht gefährdete, auf der die damalige Friedensordnung des Kontinents beruhte. Zu Frankreich bestand seit 1871 die sattsam bekannte »Erbfeindschaft« wegen der Wegnahme von Elsass-Lothringen durch das siegreiche Deutsche Reich im deutsch-französischen Krieg von 1870/71. Die Flottenpolitik von Wilhelm II. forderte die damalige maritime Weltmacht Großbritannien heraus und schuf im Westen des Deutschen Reiches eine mächtige Allianz aus diesen eigentlich uralten Rivalen, die »Entente Cordiale« von Frankreich und Großbritannien gegen das junge Reich. Durch seine »Nibelungentreue« im Bündnis mit Österreich band das Deutsche Reich sein Schicksal an eine untergehende europäische Großmacht, die es noch 1866 im sogenannten »deutschen Krieg« aus dem Deutschen Bund hinausgedrängt hatte. Diese untergehende europäische Großmacht Österreich war zudem tief in die territoriale Neuaufteilung auf dem Balkan involviert und befand sich deswegen dort und in Ostmitteleuropa in einer gefährlichen sowohl machtpolitischen als auch ideologischen Konfrontation mit dem Kaiserreich Russland, welches das Banner eines russisch inspirierten »Panslawismus« hochhielt und auf die Vereinigung aller slawischen Völker in Ost- und Ostmitteleuropa und auf dem Balkan unter russischer Führung abzielte.
Im Osten und Südosten Europas kämpften so damals zwei untergehende Kaiserreiche, Russland und Österreich, um das absehbar bald anfallende Erbe eines dritten auf den Tod erkrankten Imperiums, nämlich das der osmanischen Türken – zuerst mit diplomatischen Mitteln und schließlich ab 1914 auch mit Waffen gegeneinander. Das absolutistische Zarenreich Russland und das republikanische Frankreich hatten zudem ein Militärbündnis gegen Deutschland geschlossen, sodass sich das Reich im Kriegsfalle mit einem Zwei-Fronten-Krieg konfrontiert sehen würde. Die deutschen Einkreisungsängste, die das Reich von Anfang an wegen der territorialen Annexionen von Elsass und Lothringen nach dem deutsch-französischen Krieg hatte, waren damit wahr geworden. Die Entente cordiale mit Frankreich und Großbritannien im Westen, der militärisch durch Eisenbahnbau und Industrialisierung militärisch immer stärker werdende Riese Russland im Osten, die spätere sogenannte Triple-Entente gegen das Reich, nahm Gestalt an und war das Ergebnis einer faktischen »Selbsteinkreisungspolitik« des Deutschen Reiches.
Um der Gefahr eines immer wahrscheinlicher werdenden Zwei-Fronten-Krieges zu begegnen, verfügte Deutschland damals über keinen politischen, diplomatischen Realismus voraussetzenden Plan, um durch das Bilden neuer Allianzen und Gleichgewichte dieser drohenden militärischen Umklammerung zu begegnen. Wohl aber verfügte es über einen militärischen Plan des »Großen Generalstabs«, den sogenannten »Schlieffen-Plan«, benannt nach dessen Erfinder und Verfasser einer diesem Plan zugrunde liegenden Denkschrift, des preußischen Generalfeldmarschalls Alfred Graf von Schlieffen. Das Zwei-Fronten-Dilemma des Deutschen Reiches sollte nach Schlieffen durch den Faktor Geschwindigkeit beim Aufmarsch und dann durch Geschwindigkeit auf dem französischen Schlachtfeld gelöst werden, zuerst also durch einen Angriff Deutschlands im Westen mit dem Hauptteil der deutschen Armee unter Umgehung des französischen Festungsgürtels an der gemeinsamen Grenze mit Deutschland durch die neutralen Staaten Belgien und Luxemburg hindurch. Anschließend sollte dann schnell der Hauptteil der deutschen Armee an die Ostfront gegen Russland verlegt werden. Zwei Kriege also in enger zeitlicher Staffelung, dazwischen das modernste Verkehrsmittel der damaligen Zeit, die Eisenbahn, das war Schlieffens Antwort auf die Gefahr einer Zwei-Fronten-Konstellation. Aber der Krieg gegen Frankreich erwies sich in der Realität des Jahres 1914 als alles andere als kurz und siegreich, der Schlieffen-Plan somit als bloßes Wunschdenken.
Was hingegen dem Reich gelang, war, ein politisches Desaster gleich zu Kriegsbeginn herbeizuführen, nämlich die Verletzung der Neutralität Luxemburgs und Belgiens, was für Deutschland einen schweren moralischen und politischen Schaden hinterließ. Anders als unter Bismarck hatte im Deutschen Reich unter dem zweiten Wilhelm eben das preußisch-deutsche Militär das Sagen, auch und gerade in der Außenpolitik, nicht die zivile Reichsregierung.
Der Schlieffen-Plan scheiterte im Ersten Weltkrieg militärisch grandios. So war für Großbritannien die Verletzung der belgischen Neutralität der offizielle Grund für die Kriegserklärung an das Deutsche Reich im August 1914 gewesen. Die Deutschen hatten sich dadurch selbst und durch ihre brutale Besatzungspolitik in Belgien als Aggressoren gebrandmarkt.
Deutschland kämpfte seit dem August 1914 »gegen eine Welt von Feinden«, die es sich zu guten Teilen durch sein triumphalistisches Verhalten und seine Realitätsverweigerung selbst geschaffen hatte, und dieser Kampf endete schließlich – was Wunder – in der dramatischen Niederlage vom November 1918. Das Deutsche Reich bat auf das dringende Verlangen der Obersten Heeresleitung hin um einen Waffenstillstand, der Kaiser trat zurück und floh ins Exil nach Holland. In Berlin wurde die Republik ausgerufen, und die gewählten Abgeordneten, die auf das Kriegsgeschehen kaum bis gar keinen Einfluss gehabt hatten – und nicht etwa die oberste Heeresleitung, die für das Kriegsgeschehen verantwortlich war –, mussten den Waffenstillstand und den sich daran anschließenden Friedensvertrag von Versailles mit seinen demütigenden Bedingungen für das besiegte Deutschland und seine Verbündeten unterzeichnen.
Damit war der wirkmächtigste Mythos der nationalistischen Rechten im Kampf gegen die deutsche Demokratie geschaffen worden: Die deutsche Armee sei »im Felde unbesiegt« geblieben, nur ein »Dolchstoß« in den Rücken der kämpfenden Truppe, begangen von den Verrätern der demokratischen Parteien und der Linken im Reichstag, den sogenannten »Novemberverbrechern«, habe die Niederlage herbeigeführt. Der berüchtigte Artikel 231 des Versailler Friedensvertrages, der Deutschland und seine Verbündeten zu den Alleinschuldigen für den Weltkrieg und die durch ihn entstandenen Schäden erklärte, trug zur nationalen Demütigung und Vergiftung des innenpolitischen Klimas in der jungen deutschen Republik ganz erheblich bei.
Nur siebenundvierzig Jahre nach der triumphalen Ausrufung des Preußisch-Deutschen Reiches im Spiegelsaal von Versailles war es schon wieder vorbei mit dem Glanz und der Gloria. Statt Weltmacht und Siegfrieden fand sich Deutschland im November 1918 in dem eisigen Abgrund einer historischen Niederlage wieder. Der »Griff nach der Weltmacht«[3] war gescheitert.
Die deutsche Öffentlichkeit war im Jahr 1918 auf die Niederlage nicht vorbereitet. Nicht auf das Ende der Monarchie, nicht auf die damit einhergehende ökonomische Katastrophe mit einer astronomisch hohen Geldentwertung ab 1923 und hohen Reparationen, nicht auf Kriegsschuld und Rüstungsbegrenzungen bis hin zur Demilitarisierung des Rheinlandes inklusive des Verlustes der Flotte, die sich größtenteils nach Kriegsende selbst versenkte, und auch nicht auf die Gebietsverluste für das Reich. Ganz im Gegenteil hatte die russische Revolution im Februar 1917, die bolschewistische Oktoberrevolution desselben Jahres und der sich daraus ergebende Friedensvertrag von Brest-Litowsk zwischen Russland und dem Deutschen Reich im März 1918 die – spätestens mit dem Kriegseintritt der USA definitiv illusionären – Hoffnungen auf einen Sieg verstärkt. Weite Teile der deutschen Eliten träumten weiterhin von einem harten und sehr weit gehenden Annexionsfrieden.
Deutschland war damals faktisch eine Militärdiktatur unter der »obersten Heeresleitung« geworden, so war der große Generalstab im Laufe des Ersten Weltkriegs umbenannt worden. Geleitet wurde diese dritte OHL durch den Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und seinem ersten Generalquartiermeister Erich Ludendorff, der der faktische Militärdiktator im Deutschen Reich war. Das Kaiserreich unter Wilhelm II. existierte hingegen nur noch nominell. So viel zum neuzeitlichen Gottesgnadentum des letzten preußisch-deutschen Herrschers!
Angesichts der Niederlage fielen die Deutschen aus allen Wolken von deutscher Größe, in denen sie und ihre wichtigsten Entscheidungsträger in großer Mehrheit seit dem Sieg über Frankreich 1871 und der damit einhergehenden Reichsgründung gelebt hatten. Statt dem »Griff nach der Weltmacht« erfolgte jetzt das Erwachen in der Niederlage, statt Kaiserkrone und Reichsidee nun Parlamentarismus und Republik, und statt der bis zum Schluss anhaltenden wilden Annexionsträume gab es nunmehr Gebietsverluste und Reparationen, zudem die doppelte Drohung von sozialer Revolution und Bürgerkrieg im Reich.
Den deutschen Eliten fiel es schwer, die Niederlage im Ersten Weltkrieg und deren Folgen zu akzeptieren: die Alleinschuld des Reiches am Krieg im Versailler Vertrag, Entwaffnung und weitgehende Rüstungsbegrenzungen, Reparationen und Tilgung der Kriegsschuld durch die faktische Enteignung des kaisertreuen Bürgertums, das die Kriegsanleihen gehalten hatte, durch eine von der eigenen Reichsbank initiierte Hyperinflation. Die bei der eigenen Bevölkerung gehaltene Kriegsschuld belief sich auf 154 Milliarden Mark. Diese sollte nach einem geplanten »Siegfrieden« aus den Erträgen des Sieges – sprich: durch die Besiegten – bezahlt werden. Daraus wurde nun nichts, besiegt war das Deutsche Reich. Also was dann? Drei Optionen verblieben: erstens eine radikale Steuerhöhung mit dem Risiko eines generellen wirtschaftlichen Kollapses. Zweitens der Staatsbankrott und drittens die Entwertung dieser Kriegsschuld durch eine Hyperinflation. Die ersten beiden Optionen hießen mit Sicherheit Bürgerkrieg und Anarchie.[4] Die Hyperinflation sollte jedoch fatale längerfristige Folgen bis hin zur Machtergreifung durch die Nazis und dem Ende der Weimarer Republik haben.[5]
Die aus dem Waffenstillstand vom November 1918 hervorgegangene Novemberrevolution erledigte zwar das Kaiserreich und schuf so die Weimarer Republik, benannt nach ihrem Gründungsort, der Stadt Weimar in Thüringen, aber diese war von Anbeginn an eine schwache, unglückliche, tragische Republik, weil sie die Machtfrage gegenüber den alten Eliten im Militär, im Staatsapparat und der Wirtschaft von Anfang an nicht wirklich stellte, geschweige denn gewann. Ausgelöst wurde die Revolte von meuternden Matrosen der Reichskriegsmarine in Kiel und Wilhelmshaven, weil deren Offiziere und Admiräle aufgrund eines Flottenbefehles der Seekriegsleitung eher bereit waren, in einem sinnlosen letzten Gefecht gegen die britische Marine heroisch unterzugehen, als mit der Schmach der Niederlage weiterzuleben, und weil sie die Mannschaften dabei in diesen nibelungenartigen Untergang mitnehmen wollten.
Die Weimarer Republik war behaftet mit dem Odium der Niederlage im Weltkrieg, durch die Diffamierung der Demokraten im Reichstag als die sogenannten »Novemberverbrecher«, die infame »Dolchstoßlegende« und durch die Unterschrift unter die demütigenden Bedingungen des Versailler Friedensvertrages.
Im November 1918 hatte sich der Aufstand der Matrosen auf das gesamte Reichsgebiet ausgedehnt. In Berlin kam es zur bürgerkriegsartigen bewaffneten Konfrontation zwischen Anhängern des linksradikalen Spartakusbundes und jenen Freikorps, die im Auftrag des Rates der Volksbeauftragten, angeführt von den Sozialdemokraten unter Friedrich Ebert, eine kommunistische Räterepublik wie in Lenins Russland verhindern sollten. In jenen Tagen wurden auch die beiden Führungsfiguren des Spartakusbundes, Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, in Berlin durch Soldaten der Garde-Kavallerie-Schützen-Division festgenommen und kurz darauf brutal ermordet.
Der ersten deutschen Republik haftete von Anfang an der angeblich von den Siegern im Weltkrieg gewollte Geruch des Antideutschen an. Die erste deutsche Republik hatte bis an ihr Ende im Jahr 1933 schwer an der Kontinuität der republikfeindlichen, antidemokratischen Rechten im Zentrum der Macht zu tragen. In Militär, Großindustrie, Justiz und Staatsbürokratie blieben die alten Eliten nahezu ungebrochen an der Macht. Mit der späteren Wahl des greisen ehemaligen Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg im Jahr 1925 zum zweiten Präsidenten der Weimarer Republik wurde dies offensichtlich. Zudem existierte die Mentalität des Militärstaates Preußen trotz der katastrophalen Niederlage nahezu vollständig fort. Die Revolution von 1918 und die daraus hervorgegangene Republik hatten weder zu einem wirklichen Macht- noch zu einem Identitätswechsel geführt. Großpreußen blieb bestehen und seine tragenden Eliten an der Macht.
Der Hass unter der nationalistischen Rechten auf die Revolution und den Versailler Vertrag radikalisierte sich. Die Sozialdemokratie war mit den Militärs und der nationalistischen Rechten, den Freikorps, einen Teufelspakt eingegangen, um den kommunistischen Spartakusbund zu besiegen. Gewiss, Deutschland blieb dadurch eine kommunistische Revolution und deren Folgen erspart, aber um welchen Preis? Dieser wurde erst Jahre später, nach der Weltwirtschaftskrise von 1929, klar: Der Preis hieß Hitler und bedeutete den Untergang der Republik, einen noch schrecklicheren Zweiten Weltkrieg und den Zivilisationsbruch der Schoah.
Der Friedensvertrag von Versailles und die damit zusammenhängenden anderen Pariser Vorortverträge sollten, gemeinsam mit der Gründung des Völkerbundes, eine dauerhafte Friedensordnung für die Welt, zumindest aber für Europa schaffen. Die Katastrophe von 1914 sollte sich niemals mehr wiederholen. Diese Aufgabe misslang jedoch gründlich, weil Deutschland und seine ehemaligen Verbündeten mit ihren Interessen und Mentalitäten nicht wirklich einbezogen wurden. Die Sieger verhandelten unter sich, die Verlierer wurden lediglich zur Unterschrift nach Versailles und in die anderen Pariser Vororte gebeten. Staaten entstanden in der Folge neu, Grenzen wurden neu gezogen, ein Cordon sanitaire zur Eindämmung Deutschlands und gegen das bolschewistische Russland wurde in Mittelosteuropa geschaffen, der allerdings zu schwach für die Erfüllung dieser Aufgabe war. In Versailles sollte Deutschland geschwächt und dauerhaft unter Kontrolle gebracht werden, was misslang. Gebiete im Osten und Westen mussten abgetreten werden, aber die Einheit des Reiches in Gestalt Großpreußens – Bismarcks Werk – blieb bestehen, wenn auch fortan als Republik und mit einer massiv verringerten Armee, der »Reichswehr« in einer Stärke von maximal 100 000 Mann. Hinzu kamen massive Rüstungsbeschränkungen und Stationierungsverbote auf dem Territorium der Republik wie etwa die »Entmilitarisierung des Rheinlandes«.
Als fatal für den europäischen Frieden und dessen Ordnung nach 1918 sollte sich auf längere Sicht der militärische Rückzug der USA vom europäischen Kontinent erweisen. Die USA waren durch ihren Kriegseintritt im Jahr 1917 aufseiten der Westmächte zur entscheidenden Macht in Europa geworden. Ihr später Kriegseintritt hatte den Ersten Weltkrieg zugunsten der Westmächte entschieden, auch ihre wirtschaftliche Stärke und Finanzkraft. Sie befanden sich zudem in einer einmaligen geopolitischen Lage, waren geschützt durch zwei Ozeane, und als ein kontinentales Land hatten sie Zugriff auf nahezu alle natürlichen Ressourcen und einen großen Binnenmarkt.
Die USA waren durch den Ersten Weltkrieg zu einem unverzichtbaren Faktor für die Stabilität Europas geworden. Mit dem Ende des Krieges aber zogen die Vereinigten Staaten ihre Truppen wieder auf den eigenen Kontinent zurück, der amerikanische Kongress lehnte zudem die Ratifizierung des Vertrages von Versailles ab, ebenso traten die USA dem neu gegründeten Völkerbund nicht bei. Damit war die Errichtung einer den Frieden bewahrenden Nachkriegsordnung gleich zu Beginn gescheitert, ohne die USA war keine belastbare Friedensordnung in Europa zu bewerkstelligen.
Deutschland war zwar durch die Niederlage im Weltkrieg und den Versailler Vertrag erheblich geschwächt, aber nicht gebrochen worden, ihm wurde andererseits keine ehrenvolle Perspektive innerhalb einer neuen europäischen Friedensordnung geboten. Es waren zwar in Ostmitteleuropa neue Staaten entstanden mit neuen Grenzen, die einen Cordon sanitaire an der Ostgrenze des Reiches bilden sollten, aber der entscheidende Unruhefaktor, das Reich von 1871, dieser deutsche Kraftprotz in der Mitte Europas, war immer noch da und sann im Lager der nationalen Rechten und der altpreußischen Eliten auf Revision und Rache. Zumindest diese, aber auch andere Kräfte in der damaligen deutschen Gesellschaft hatten fortan nur das Ziel, den als zutiefst ungerecht empfundenen Versailler Vertrag und dessen Folgen abzuschütteln, und das hieß Wiederaufrüstung, Wegfall der Rüstungsverbote, Rache für die Niederlage von 1918 und so mit hoher Wahrscheinlichkeit ein erneuter großer Krieg. Die Parteien der demokratischen Mitte wollten ebenfalls eine Revision von Versailles, allerdings ohne Rache für die 1918 erlittene Niederlage. Sie wollten dieses Ziel auf dem Verhandlungswege friedlich erreichen, die nationalistische Rechte und der größere Teil der alten Eliten wollten jedoch mit Gewalt zurück zu deutscher Großmacht in der Mitte Europas – und dazu bedurfte es für sie der Beseitigung der Republik.
Der Erste Weltkrieg hatte an der historischen Nahtstelle zwischen industrieller Moderne und der alten, vorindustriellen Welt stattgefunden, die noch bestimmt war von Kaisern und Königen, allesamt hoch zu Ross und gekrönte Häupter. Die wirkliche Macht lag aber damals schon bei einem gewählten Präsidenten einer Republik, dem Präsidenten der USA. Dieser Weltkrieg war nicht bis zu seiner wirklichen Entscheidung ausgefochten worden, die Errichtung einer zumindest für den europäischen Kontinent gültigen Friedensordnung war durch den politischen und militärischen Rückzug der USA auf ihren eigenen Kontinent und deren Nichtteilnahme am Völkerbund, aber auch durch die bolschewistische Revolution von 1917 in Russland verhindert worden.
Der Versailler Vertrag wurde zwar euphemistisch als »Friedensvertrag« bezeichnet, aber in Wirklichkeit kam bei den Pariser Verhandlungen lediglich ein erweiterter eiskalter Waffenstillstand heraus, wie wir in der Retrospektive wissen. Es begann eine Zeit zwischen zwei großen Kriegen, mit Deutschland als entscheidendem revisionistischen und daher kriegstreibenden Faktor, spätestens nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten unter Adolf Hitler. Nur die fortdauernde Präsenz der USA in Europa hätte es vermocht, einen auf Revision drängenden, aggressiven deutschen Nationalismus in die Schranken zu weisen und von einem neuen Waffengang abzuhalten. Frankreich und das Vereinigte Königreich waren dazu, obwohl beide Sieger im Ersten Weltkrieg, allein nicht mehr willens noch in der Lage, wie der Gang der Ereignisse in den Dreißigerjahren des vergangenen Jahrhunderts zeigen sollte.
Die Millionen von toten Soldaten auf den industrialisierten Schlachtfeldern des Weltkriegs hatten in den meisten europäischen Gesellschaften zu einer revolutionären Erschütterung der traditionellen Strukturen und Hierarchien in Politik und Gesellschaft geführt. Auch unter den Siegern gab es einige, die sich bei den Ergebnissen der Friedensverhandlungen als zu kurz Gekommene, ja regelrecht als Betrogene empfanden. An erster Stelle galt dies für Italien, das sich im Frühjahr 1915 für den Kriegseintritt aufseiten der Entente entschieden hatte, weil es dort einen größeren territorialen Zugewinn erwarten durfte.
Zwar hatte Italien bei den Friedensverhandlungen im Norden die Brennergrenze erreicht. Auch das Trentino und Triest, beide mit mehrheitlich italienischer Bevölkerung, Südtirol (mehrheitlich deutsch-österreichisch) und Istrien (mehrheitlich südslawisch) wurden italienisch, aber die italienischen Nationalisten wollten mehr. Sie wollten vor allem die Hafenstadt und den bedeutenden K.-u.-k.-Flottenstützpunkt Fiume (das heutige kroatische Rijeka).
Der italienische Faschismus unter Benito Mussolini, einem früheren Sozialisten, machte diesen angeblich durch die Hauptsiegermächte in Versailles »verstümmelten« Sieg (»Vitoria mutulata«) zum Zentrum seiner extremen nationalistischen Propaganda. Dieser Kampfbegriff erfüllte in Italien nach dem Weltkrieg eine ähnliche Funktion in der inneren politischen Auseinandersetzung wie der von der »Dolchstoßlegende« im Deutschland der Weimarer Republik. Und der Faschismus setzte vor allem auf Gewalt, ja nachgerade auf einen Kult der Gewalt, auf einen Kult kämpferischer Männlichkeit. Dies alles sollte vor allem der Mobilisierung der enttäuschten Überlebenden der Materialschlachten, der Frontkämpfer des Weltkriegs, dienen, um die Macht im Staat zu ergreifen und eine Diktatur zu errichten. Das politische Ziel war die Durchsetzung des Führerprinzips und die Herrschaft nur einer Partei, also die Abschaffung der Demokratie und des Parteienpluralismus. Benito Mussolini fand nördlich der Alpen einen gelehrigen Schüler in Adolf Hitler und seiner NSDAP, der seinen Lehrer an Radikalität und mörderischer Entschlossenheit bei Weitem übertreffen sollte.
Am 24. Oktober 1929, einem Donnerstag, platzte eine Spekulationsblase an der New Yorker Börse, die sich innerhalb weniger Tage und Wochen zu einem regelrechten wirtschaftlichen Zusammenbruch der amerikanischen Volkswirtschaft mit verheerenden globalen Folgen entwickeln sollte. Der Crash erreichte Europa wegen der Zeitverschiebung einen Tag später, an einem Freitag. Die Krise traf auf der anderen Seite des Atlantiks auf einen Kontinent, der durch den Weltkrieg und durch die daraus entstandenen Folgelasten – die Rückzahlung der in den USA aufgelaufenen hohen Kredite auf der westlichen europäischen Siegerseite und die hohen Reparationsleistungen auf der Verliererseite – erheblich geschwächt war. Vor allem Deutschland, der große Kriegsverlierer, wurde von der Krise hart getroffen, da es bei der Finanzierung sowohl des Staates wie auch vieler Privatunternehmen in hohem Maße von Krediten aus den USA abhing, die nun rasch zurückgerufen wurden. Massive Unternehmensschließungen und ein dramatischer Anstieg der Massenarbeitslosigkeit waren die Folgen. Hatte die Hyperinflation von 1923 der Mittelschicht das Rückgrat gebrochen, so ereilte jetzt die breite Masse von Arbeitern und Angestellten durch die Massenarbeitslosigkeit ein ähnliches Schicksal. In der Folge nahm die Radikalisierung in der noch jungen Republik weiter zu, da sie keineswegs über ein gefestigtes Fundament verfügte, sondern immer noch mit der Niederlage im Weltkrieg und mit den Folgen von Versailles zu kämpfen hatte. Hyperinflation und Massenarbeitslosigkeit hinterließen zwei kollektive Traumata im Gedächtnis der Deutschen, die die Identität der Nation bis in unsere Zeit hinein geprägt haben.
Die Weltwirtschaftskrise leitete den Todeskampf der Weimarer Republik ein, denn die Parteien der Mitte fanden im Reichstag nicht mehr zu einer handlungsfähigen Mehrheit zusammen. Die rasch wechselnden Regierungen und Kanzler in den letzten Jahren Weimars stützten sich auf keine eigene parlamentarische Mehrheit mehr, sondern wurden vom Reichspräsidenten berufen und regierten mittels Notverordnungen nach Artikel 48 der Verfassung von Weimar. Ostelbiens Großagrarier, die einen starken Einfluss auf Hindenburg hatten, wollten ein Ende der Weimarer Republik und glaubten zudem, einen Reichskanzler Hitler unter Kontrolle halten zu können.
Adolf Hitler wurde am 30. Januar 1933 durch den Reichspräsidenten Paul von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt. Dies war wohl die verhängnisvollste Entscheidung in der modernen deutschen Geschichte.
Hitler und seine Nationalsozialisten kamen durch ein Bündnis mit den altpreußischen Junkereliten, den ostelbischen Großagrariern und den Nationalkonservativen in Groß- und Schwerindustrie an die Macht. Die Nationalsozialisten erzielten zwar große Erfolge bei den Reichtagswahlen, sie erreichten bei demokratischen Wahlen bis zuletzt jedoch keine eigene Mehrheit. Hitler blieb auf das Bündnis mit der rechtsnationalistischen DNVP angewiesen, und deren altpreußische Führung dachte andererseits, sie könnte den Reichskanzler Hitler und seine Braunhemden kontrollieren. Dies erwies sich als ein großer Irrtum, denn Hitler und den Seinen ging es nicht um die Wiederherstellung der Monarchie, sondern um die Rückkehr Deutschlands zu einer Groß-, ja Weltmacht. Und dazu brauchte Hitler die Macht, die absolute Macht.
Hitlers Programm hieß Wiederaufrüstung und Revision von Versailles, der Grenzen und damit Krieg. Dazu brauchte er die Diktatur im Innern mit der gewaltsamen Ausschaltung der demokratischen Mitte und der sozialdemokratischen und kommunistischen Linken. Die Nazis wollten keineswegs zurück zum preußischen Obrigkeitsstaat, das war ihnen zu wenig radikal. Monarchistische Träume und altpreußische Illusionen benutzten sie liebend gerne für ihre »nationale Revolution«, aber Hitler meinte es ernst mit seiner völkisch-nationalen Revolution, mit der Errichtung seines Führerstaates. Das deutsche Volk sollte auf rassischer Grundlage, in der allein ethnische, »arische« Abstammung zählte, zu einer großen »Volksgemeinschaft«, zu einer »Kriegerrasse« in einem Führerstaat werden, die nur einem Willen, nämlich dem des »Führers«, folgen würde. Und alle, die in diese Volksgemeinschaft nicht hineinpassten, wurden ausgegrenzt, verfolgt, vertrieben und später auch ermordet.
Es traf zuerst die Schwächsten der Schwachen, die geistig und körperlich Behinderten. Als sogenanntes »lebensunwertes Leben« wurden mehr als 70000 von ihnen in der sogenannten Aktion T4 (auch Operation »Gnadentod« genannt) systematisch umgebracht. Dann folgten die Sinti und Roma. Der eigentliche Todfeind für Hitler und seine Mordgesellen aber waren die Juden, Todfeinde der »arischen Herrenrasse« durch Geburt. Und deshalb mussten sie aus der Sicht Hitlers und seiner antisemitischen Gefolgsleute ausnahmslos ermordet, als Volk vom Neugeborenen bis zum Greis »ausgerottet« werden. Mit diesem Völkermord am europäischen Judentum, mit dem Holocaust, überschritten Hitler und seine Nationalsozialisten und mit ihnen Deutschland endgültig die Linie zwischen Kriegsverbrechen und Zivilisationsbruch, stellten sich außerhalb jeglicher Zivilisation. Anfänglich setzten die Nazis noch als »Lösung der Judenfrage« auf Vertreibung und Massendeportation, etwa mit dem sogenannten »Madagaskar-Plan« des Reichsicherheitshauptamtes und des Auswärtigen Amtes. Aber mit dem Beginn des Krieges und der Eroberung weiter Gebiete in Polen und der Sowjetunion wurde daraus systematischer Massenmord an den europäischen Juden. Wussten die damals lebenden Deutschen von diesen Untaten? Der Historiker Götz Aly bejaht diese Frage in seinem jüngsten Werk »Wie konnte das geschehen?«[6] und spricht von der damaligen deutschen Gesellschaft als einer »Verbrechensgemeinschaft«. Es war dies der absolute Tiefpunkt deutscher Identität.
Es waren eben nicht nur Hitler und seine Nazipartei, sondern ein Großteil der deutschen Bevölkerung, die sich schwerster Verbrechen schuldig gemacht hat, an deren Spitze der Völkermord am europäischen Judentum und an den Sinti und Roma steht, dann die herbeigeführte Auslösung des Zweiten Weltkriegs mit all seinen Schrecken, die Ermordung der polnischen Elite und der Versuch der Versklavung des polnischen Volkes, die systematische »Entpolonisierung« Westpolens durch Vertreibung und Ermordung der ansässigen polnischen Bevölkerung, ein auf Rassismus beruhender Vernichtungskrieg gegen die Menschen in der Sowjetunion und ein auf Terror gründendes Besatzungsregime in den unterworfenen europäischen Nachbarstaaten. Unter dem verbrecherischen Rassenwahn der Nazis versank Deutschland als Nation in einem Abgrund des Verbrechens und der Schande, am Ende stand seine totale Niederlage im Zweiten Weltkrieg.
Am Ende gab es kein Reich mehr, keine deutsche Regierung, keine bewaffnete deutsche Macht. Die ehemaligen Ostgebiete Deutschlands, östlich von Oder und Neiße – Pommern, Ostpreußen, Schlesien, Ostbrandenburg –, waren durch die Niederlage und die von Deutschland begangenen Schandtaten für immer verloren, ebenso wie die Heimat zahlreicher deutscher Minderheiten in Ost- und Südosteuropa. Die meisten deutschen Städte glichen Trümmerhaufen, durch die die Überlebenden, heimatlose Flüchtlinge, Überlebende der KZs und Vernichtungslager und Zwangsarbeiter irrten, etwas später kamen noch Millionen von Vertriebenen hinzu. Und dazu gesellte sich noch die moralische Schande, ja die Angst, als Volk von Hitler und seinen Mordgesellen, als Volk der Mitläufer und Mittäter zur Verantwortung gezogen zu werden. Und schlimmer noch: Die Deutschen wussten damals, auch wenn es sich viele nicht offen eingestehen wollten, dass sie niemand anderem die Schuld für all die Zerstörung und Verheerungen, für die maßlosen Verbrechen zuschieben konnten, für all das Elend und all das unermessliche Leid, als sich selbst.
Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs und dem Zusammenbruch der Nazidiktatur herrschte im ehemaligen großdeutschen Reich nicht nur ein gigantisches Chaos. Das Desaster der totalen Niederlage und die komplette Besetzung und Aufteilung des Landes durch die Siegermächte führte auch zu einem tiefen Bruch in der Identität der Deutschen. Der verrückte, blutige Traum von der Herrenrasse endete in einem Albtraum, in der tristen Realität einer völlig besiegten Nation. An die Stelle einer nationalistischen, mit stark rassistischen und völkischen Elementen durchsetzten Identität einer Kriegernation, voller Überlegenheitsdünkel und rassistischer Vorurteile gegenüber anderen Nationen, trat das Bewusstsein von Verlierern, das Wissen um den unwiederbringlichen Verlust großer deutscher Gebiete im Osten, vom erneuten Verlust der erst sehr spät erreichten nationalen Einheit, vom Verlust deutscher Souveränität und Macht. All dies war durch deutsche Hybris, ja Irrsinn verspielt worden. Die Wehrmacht lag in Trümmern, die Marine auf dem Grund der Meere und Millionen deutscher Soldaten waren entweder tot, verstümmelt oder befanden sich in Kriegsgefangenschaft. Dazu kam in der Anfangszeit des Zusammenbruchs die Furcht vor der Rache der Sieger und das damals meistens beschwiegene Bewusstsein einer tiefen Schuld angesichts der grauenhaften deutschen Verbrechen. Der Machtstaat bot keine Perspektive mehr, und so wurde aus der gefürchteten Nation von Kriegern, in Ost und West gleichermaßen, ein Land von strukturellen Pazifisten, die zu Machtstaat, Weltpolitik und deutscher Großmacht ein »Nie wieder!« sagten und stattdessen den Regeln und dem Schutz der Pax Americana vertrauten. In dieser über die Jahrzehnte des Kalten Krieges gewachsenen Mentalität wie auch Psychologie besteht heutzutage das Problem Deutschlands im Übergang von der Pax Americana zu einer nun wieder ausschließlich machtgestützten Weltordnung globaler Großmächte.
Die ersten mühseligen Schritte zur Wiederherstellung eines Minimums an Ordnung und eines Minimums an Versorgungssicherheit seitens der Besatzungsbehörden begannen mit der Beantwortung der Frage, welchen deutschen Personen überhaupt der Wiederaufbau anvertraut werden konnte. Denn ein demokratischer Neuanfang ließ sich schwerlich mit nationalsozialistischen Funktionären bewerkstelligen.
Es mangelte damals an allem, an Nahrung, Wohnraum, Brennmaterial, Energie, medizinischer Versorgung, das gesamte Wirtschaftsleben lag danieder, ebenso die öffentliche Verkehrsinfrastruktur. Was sollte mit den Millionen Heimatvertriebenen und Flüchtlingen werden, was mit den Überlebenden aus den Vernichtungslagern, mit den Millionen von Zwangsarbeitern, was mit den aus den Kriegsgefangenenlagern nach und nach zurückkehrenden Heimkehrern? Nahezu alle Institutionen mussten neu aufgebaut werden, da sie zutiefst durch das Personal und die Ideologie des Nazismus infiziert waren, das Bildungssystem und die Justiz mussten wiederhergestellt werden, ebenso die Polizei und die öffentliche Ordnung und der öffentliche Rundfunk und eine freie Presse.
1945 gab es in der Schuldfrage, anders als 1918, keine Ausflucht mehr, sie war für jedermann klar beantwortbar, sie war so eindeutig und offensichtlich wie die totale Niederlage der Großmacht Deutschlands, da war kein Raum mehr für Verrats- und Verschwörungsmythen: Deutschland allein hatte den Krieg gewollt, die große Revision von 1918 und weit darüber hinaus, die Neuordnung Europas, basierend auf zusammenspintisierten rassistischen Ideen. Was, wenn diese Politik siegreich gewesen wäre, wenn tatsächlich in Osteuropa und der Sowjetunion eine Revision der Völkerwanderung stattgefunden hätte – in der Konsequenz wäre dies auf einen weiteren gigantischen Massenmord hinausgelaufen. Die Ideen dazu waren bereits in dem sogenannten »Generalplan Ost« niedergeschrieben worden, konnten aber wegen des Kriegsverlaufs nicht mehr umgesetzt werden.
Es war für jeden deutschen Patrioten ein furchtbarer Widerspruch, aber Deutschland und seine Nazis mussten untergehen, in einem brutalen Krieg bis zur sprichwörtlich »letzten Patrone« niedergekämpft werden, damit Europa und der Welt und Deutschland selbst ein noch furchtbareres Schicksal, eine Zukunft unter der Herrschaft der deutschen Nazis und ihrer mörderischen Pläne, erspart blieb.
Am 8. und 9. Mai 1945 endete mit der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht in Reims im Hauptquartier der Westmächte und einen Tag später in Berlin-Karlshorst im sowjetischen Hauptquartier in Europa der Zweite Weltkrieg. Hitler hatte sich am 30. April 1945 in seinem Bunker unter der Reichskanzlei selbst gerichtet, nachdem er zuvor mit dem sogenannten »Nerobefehl« vom 19. März 1945 die Zerstörung aller lebenswichtigen Infrastruktur im Deutschen Reich angeordnet hatte, damit der vorrückende Feind nur »verbrannte Erde« vorfinden würde. Es war der Führer des großdeutschen Reiches selbst und keineswegs die Regierungen der Siegermächte gewesen, der das deutsche Volk damit dem Untergang geweiht hatte, und dennoch hielten zahlreiche Deutsche, Männer wie Frauen, an ihrem geliebten Führer selbst bis über dessen Tod hinaus fest. Meine Generation hat dies als Kinder und Heranwachsende noch persönlich erlebt. Deutschland unter den Nazis stand als Synonym für Krieg, millionenfachen Massenmord und Tod. Würde es sich davon jemals als Nation wieder erholen können? Im Mai 1945 war dies alles andere als gewiss.
Das Kriegsende am 8. Mai 1945 brachte eine Neugestaltung der politischen Geografie Ostmitteleuropas mit sich. Polen wurde nach Westen verschoben, Deutschland verlor seine traditionellen Gebiete im Osten. Auch wenn es im Nachkriegsdeutschland den Vertriebenenverbänden schwerfiel, den Verlust ihrer Heimat anzuerkennen, so war die neue deutsche Ostgrenze an Oder und Neiße doch ein unumstößliches Faktum, das erst Jahrzehnte später mit dem Zwei-plus-vier-Vertrag und mit dem deutsch-polnischen Grenzvertrag vom Herbst 1990 im Vorfeld der deutschen Wiedervereinigung durch die damals noch bestehenden beiden Deutschländer BRD und DDR auch de jure anerkannt wurde. Die DDR hatte schon im Görlitzer Abkommen aus dem Jahr 1950 mit der Republik Polen die Oder-Neiße-Grenze als Grenze zwischen Deutschland und Polen anerkannt.
Durch den Verlust der deutschen Ostgebiete ging nach dem Zweiten Weltkrieg eine politische und auch eine soziale Revolution einher. Die soziale Basis der ostelbischen Großagrarier und Junker und damit ein bedeutender Teil der politischen Basis der rechten und nationalistischen Parteien aus der Vorkriegszeit war für immer verloren. Tatsächlich wurde durch die Ergebnisse des Zweiten Weltkriegs eine ganze Klasse ausgelöscht, die Alt-Preußen getragen hatte und die bis dahin in Deutschland überaus mächtig, ja bestimmend gewesen war. Ein für die Zukunft zu erwartender Neustart deutscher Staatlichkeit unter alliierter Aufsicht hatte daher unter wesentlich anderen Bedingungen stattzufinden, als dies noch in der Weimarer Republik der Fall gewesen war. Zudem hatte sich sowohl durch die Grenzziehung der vier Besatzungszonen und Sektoren in Berlin als auch durch das Fait accompli der neuen Ostgrenze Preußen erledigt. Das Land Preußen wurde durch den Beschluss des Alliierten Kontrollrats Nr. 46 vom 25. Februar 1947 auch formell aufgelöst. Preußen war damit endgültig nicht nur faktisch, sondern auch de jure zur Geschichte geworden.

					Die Stunde Null 

				Deutschland unter Hitler hatte willentlich und bewusst den Zweiten Weltkrieg begonnen und verloren. Nazideutschland hatte nahezu alle seine Nachbarn überfallen, den Kontinent in Brand gesteckt, war irrsinnigen rassistischen Ideen gefolgt, hatte sich selbst in den Abgrund des Völkermordes an den europäischen Juden gestürzt und befand sich 1945 gegen nahezu die ganze Welt im Kriegszustand. Wie hatte es dazu kommen können? Eine Nation, die sich selbst als Kulturnation begriffen hatte – und dann Auschwitz? Wie konnte die deutsche Nation und vor allem ihre Eliten alle Moral und auch kalkulierende Rationalität vergessen und sich einem kollektiven Wahn namens Nationalsozialismus, dem bösen Traum vom Herrenvolk, von der Existenz und Überlegenheit der sogenannten »arischen Rasse«, hingeben? Worin bestand die deutsche Identität im Jahr 1945? Sie war unter dem Nationalsozialismus, dem Führerkult, der Volksgemeinschaft und Kriegertum zertrümmert worden. Danach klaffte an dem Ort der deutschen Identität eine große Leere, denn da war bei den meisten – außer zu überleben und die eigene Beteiligung an der Nazidiktatur zu verbergen und zu vergessen – nicht mehr viel geblieben. Überleben, vergessen und verdrängen hieß 1945 der deutsche Identitätsersatz.
Die USA als Hauptsiegermacht wussten hingegen, zumal schon damals die große globale Konfrontation mit ihrer früheren Verbündeten in der Anti-Hitler-Koalition, der Sowjetunion, absehbar war, dass Westeuropa einen schnellen Wiederaufbau und eine belastbare Friedensordnung brauchte. Dies galt insbesondere für das besiegte und geteilte Deutschland. Amerika hatte aus seinen Fehlern nach dem Ende des Ersten Weltkriegs gelernt und blieb diesmal in Europa politisch und militärisch präsent. Das Ausgreifen des Kommunismus galt es aus Sicht der USA unbedingt zu verhindern, und dazu bedurfte es eines erfolgreichen wirtschaftlichen Wiederaufbaus wenigstens für Westeuropa, diesmal unter Einschluss des besiegten Deutschlands in den westlichen Besatzungszonen. Und eine solche wirtschaftliche Kraftanstrengung musste selbstverständlich mit einem dauerhaften militärischen Schutz durch die Präsenz der US-Streitkräfte auf dem europäischen Kontinent einhergehen.
Die Europäer versuchten, ihren Beitrag zu einer europäischen Verteidigungsfähigkeit mit der »Europäischen Verteidigungsgemeinschaft« (EVG) zu liefern, die jedoch 1954 in der französischen Nationalversammlung scheiterte. Das Misstrauen in Paris war gegenüber einem wiederbewaffneten Deutschland, wenn es damals auch nur Westdeutschland war, neun Jahre nach Kriegsende einfach noch zu groß, die Erinnerungen an die Besatzungszeit durch Nazideutschland waren noch zu frisch.
Westdeutschland musste aber in eine westeuropäische Sicherheitsarchitektur eingebunden werden, sollte diese Architektur ihren Zweck erfüllen: die Kontrolle Deutschlands wie auch die Abwehr der sowjetischen Expansionsdrohung. Aus diesen grundsätzlichen Überlegungen kam es dann zur NATO-Mitgliedschaft einer wiederbewaffneten Bundesrepublik. Mit der NATO nahm die dauerhafte militärische Verpflichtung der USA zur Verteidigung der Freiheit Westeuropas eine institutionelle Gestalt an. Die Bundesrepublik gehörte erst seit 1955, nach dem Scheitern der EVG, der NATO an. Dabei war es schon 1948 zum sogenannten »Marshall-Plan« gekommen, formell auch »ERP – European Recovery Programm« genannt, der Europa und Westdeutschland wieder auf die Beine helfen sollte und auch half. Die Sowjetunion lehnte aus ideologisch-machtpolitischen Gründen eine Teilnahme ab und untersagte allen Ländern in ihrem Einflussbereich die Teilnahme, so auch Ostdeutschland, der späteren DDR.
Die Anti-Hitler-Koalition zerbrach definitiv mit der Verkündung der sogenannten Truman-Doktrin am 12. März 1947 durch den US-Präsidenten Harry S. Truman, die besagte, dass die USA all jene »freien Völker« unterstützen würden, die sich gegen eine gewaltsame Machtübernahme durch bewaffnete Minderheiten oder durch Druck von außen zur Wehr setzen würden. Diese Hilfe sollte vor allem wirtschaftlicher und finanzieller Natur sein, aber auch militärische Hilfe umfassen. Das war eindeutig gegen die Ausdehnung der sowjetischen Einflusszone und Herrschaft gerichtet. In Griechenland tobte damals ein erbitterter Bürgerkrieg zwischen Kommunisten und Bürgerlichen.
Für Deutschland änderte dieser Übergang von der Anti-Hitler-Koalition zum beginnenden Kalten Krieg die Lage grundsätzlich, denn aus Zonen- und Sektorengrenzen waren damit auf deutschem Boden plötzlich neue Konfrontationslinien geworden, stark bewaffnete Grenzen von entstehenden feindlichen Militärblöcken, mitten in Deutschland und Berlin. Im Juni 1948 begann die einjährige Blockade des Landzugangs nach Westberlin durch die Sowjetunion wegen der Übertragung der westdeutschen Währungsreform mit der D-Mark auf Westberlin. Die Westalliierten reagierten darauf mit einer Luftbrücke zur Versorgung Westberlins. Das Verhältnis zwischen Besatzern und Besetzten veränderte sich dadurch in den Westzonen und in Westberlin vor allem auch auf der emotionalen Ebene.
Aus ehemaligen Feinden wurden Schutzbefohlene und potenzielle Bündnispartner in dem beginnenden Kalten Krieg zwischen Ost und West, der auf der koreanischen Halbinsel durch den militärischen Überfall des kommunistischen Nordkoreas auf den Süden im Jahr 1950 zu einem heißen, regional begrenzten Krieg wurde und die ganze Aufmerksamkeit der Weltmacht USA in Beschlag nahm. Die USA würden in Europa zusätzliche militärische Verbündete brauchen, um sich dort militärisch entlasten zu können. Adenauer bot den Alliierten die Wiederbewaffnung Westdeutschlands an, weil er darin die Chance zu einem entscheidenden Souveränitätszugewinn für die junge Bundesrepublik sah – ein Schritt, der in der Bundesrepublik allerdings zu einer langen und heftigen innenpolitischen Kontroverse führen sollte. Am 12. November 1956, dem zweihundertsten Geburtstag des preußischen Heeresreformers Gerhard von Scharnhorst, wurden die ersten einhunderteins Freiwilligen der neu geschaffenen Bundeswehr vereidigt. In Westdeutschland stellte man sich damals auch die bange Frage, ob Stalin das Modell Korea – ein militärischer Überfall des kommunistischen Ostens auf den Westteil des damals völlig entmilitarisierten Landes – demnächst auch auf Deutschland und Berlin übertragen würde, und so fiel der Blick auf das besiegte Westdeutschland und dessen Wiederbewaffnung unter amerikanischer Aufsicht.
Aufseiten der Westdeutschen begann man sich auf den Schutz der Westmächte, vor allem der USA, zu verlassen, unmerklich zuerst, eine Entwicklung, die erst Jahrzehnte später unter Donald Trump an ihr Ende kommen sollte. Diese besondere Beziehung Westdeutschlands zu den USA begann mit der Luftbrücke und schuf lang anhaltende, auch kulturell-intellektuelle und materielle Abhängigkeiten und menschlich enge Kontakte bis in die Gegenwart hinein. Die Bundesrepublik war recht eigentlich das Patronagekind der USA in Westeuropa und fuhr damit bis hin zur Wiedervereinigung im Jahr 1990 eigentlich recht gut.
Der beginnende Kalte Krieg zwischen Ost und West hatte jedoch nicht nur positive Folgen für das besiegte Deutschland. Er vertiefte auch die Teilung Deutschlands, die drei Westzonen wurden von der »Ostzone« – und in Berlin die Westsektoren von dem Ostsektor – mit dem Bau der Mauer im Jahr 1961 bis zu deren Öffnung am 9. November 1989 brutal getrennt. Im Gefolge dieser historischen Entwicklung hin zu einem Kalten Krieg zwischen zwei großen Militärblöcken, angeführt jeweils von den beiden Hauptsiegermächten des Zweiten Weltkriegs, standen sich fortan zwei feindliche, hochgerüstete Militärblöcke gegenüber, der kommunistische Osten und der freie, kapitalistische Westen. Aus der Realität unterschiedlicher Besatzungszonen bildeten sich zwei ideologisch hoch verfeindete deutsche Staaten heraus, die »Bundesrepublik« und die »Deutsche Demokratische Republik«, gewissermaßen ein kleiner »deutsch-deutscher Kalter Bürgerkrieg« im Rahmen des großen globalen Kalten Krieges. Beide deutschen Staaten waren im Jahr 1949 mit der Zustimmung der jeweiligen Besatzungsmächte und unter eingeschränkter Souveränität gegründet worden. Deutschland und das geteilte Berlin waren und blieben bis zum Ende das Kalten Krieges das Zentrum und das wichtigste, Gott sei Dank dauerhaft »kalte« Schlachtfeld zwischen den beiden Großmächten, ansonsten gäbe es Deutschland und die Deutschen zusammen mit den anderen Mitteleuropäern wohl nicht mehr.
Konrad Adenauer wurde am 15. September 1949 zum ersten Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Er setzte in der Wirtschaft auf die Marktwirtschaft und in der Außen- und Deutschlandpolitik auf den klaren Vorrang der Westbindung vor der Wiedervereinigung, das hieß auch auf die Europäisierung Westdeutschlands. Marktwirtschaft und Westbindung standen dabei in einem engen inneren Zusammenhang.
Konrad Adenauer wurde am 5. Januar 1876 in Köln im noch jungen preußisch-deutschen Kaiserreich geboren, ein Kind des 19. Jahrhunderts. Während der Zeit der Weimarer Republik war er Oberbürgermeister der Stadt Köln gewesen, bis ihn die Nazis 1933 aus dem Amt entlassen hatten. Nach dem 20. Juli 1944 war er von der Gestapo verhaftet worden, konnte jedoch fliehen und überlebte das Kriegsende im Rheinland. Als er zum ersten Mal im Jahr 1949 zum Bundeskanzler der Bunderepublik Deutschland gewählt wurde, war er bereits 73 Jahre alt. Er verfügte damals schon über eine lange politische Lebenserfahrung, zurück bis in die Kaiserzeit, war Mitglied des preußischen Herrenhauses und Präsident des Preußischen Staatsrates gewesen. Der katholische Rheinländer, Mitglied der katholischen Zentrumspartei, war jedoch politisch alles andere als ein »Preuße«. Er kannte die Defizite der preußisch-deutschen Nationalstaatsbildung nur zu gut und wusste um deren Beitrag zu Deutschlands Absturz in die Katastrophe. Deutschland gehörte für ihn historisch, politisch und kulturell zu Westeuropa. In der Mitte Europas, allein mit seiner großen industriellen und militärischen Macht, war auch aus seiner Sicht der preußisch-deutsche Nationalstaat der Verantwortung dem Kontinent gegenüber nicht gewachsen gewesen. Kaiserreich, Bismarck, Erster Weltkrieg, die deutsche Niederlage und die Revolution von 1918, Weimarer Republik, die Jahre der Nazidiktatur, der Zweite Weltkrieg und die erneute, diesmal totale Niederlage Deutschlands – all dies hatte der Politiker Adenauer als Heranwachsender und im Erwachsenenalter bewusst durchlebt und durchlitten. Seine Antwort darauf war eine europäische, sie hieß für ihn die dauerhafte politische, wirtschaftliche und militärische Einbindung des Landes in den Westen und die Europäisierung Deutschlands.
Mit ihrem ersten Kanzler hatte die junge Bundesrepublik ein unerwartetes Glück, denn Adenauer, die zentrale Gründungsfigur der westdeutschen Demokratie, wusste genau, was er wollte – die Integration zumindest des westlichen Teils Deutschlands in ein Sicherheit und Stabilität garantierendes, festes westliches Bündnis. Sollte die deutsche Einheit eines Tages gelingen, dürfte diese nicht erneut in eine Katastrophe führen, müsste die deutsche Einheit Europa mehr Vor- als Nachteile bringen. Dies durfte jedoch für Adenauer niemals um den Preis von Deutschlands Neutralisierung geschehen, denn dadurch würde das Land aus dem Westen erneut herausgelöst, in die Vereinzelung zurückgeworfen und so früher oder später zur leichten Beute Sowjetrusslands. An dieser Entscheidung, an der Westbindung und Europäisierung Westdeutschlands, hing für ihn auch das weitere Schicksal des gesamten »freien« Westeuropas.
Der völlige Zusammenbruch und die Zerstückelung des Landes in Besatzungszonen bot so für das daniederliegende Deutschland auch die Chance zu einem echten Neuanfang, eine tatsächliche Stunde null, die es zu nutzen galt. Das selbstzerstörte Deutschland sollte so endgültig aus seiner Vereinzelung in der Mitte Europas herausgeführt werden, die so viel Unheil über das Land und den Kontinent gebracht hatte. In seiner Selbstwahrnehmung seit 1871 weder zum Westen noch zum Osten gehörig, war dieses Deutschland ein starker, aber gleichwohl schwankender und deshalb gefährlicher Halm in der Mitte des Kontinents, ein mächtiger National- und Industriestaat ohne Bindung. Die auf den Schlachtfeldern des Ersten Weltkriegs bei Verdun und an der Somme entstandene positive Utopie eines vereinten Europas, von einer Überwindung der europäischen Kriege, vor allem der deutsch-französischen Bruderkriege, schien vor dem Hintergrund des Zweiten Weltkriegs, durch die Teilung Deutschlands, die langfristige Schwächung des deutschen Kraftprotzes in der Mitte Europas möglich zu werden. Durch die dauerhafte militärische Präsenz der USA, durch die NATO und die sowjetische Bedrohung war eine neue strategisch-historische Lage entstanden, die Adenauer erkannt hatte und die er entschlossen war, zu nutzen.
Ein sofort nach dem Krieg wiedervereinigtes Deutschland wäre von Moskau wohl nur um den Preis von dessen Neutralisierung zu haben gewesen. Mit hoher Wahrscheinlichkeit hätte dies ein Zurück zur Weimarer Republik plus Stalins Roter Armee an den Grenzen eines dann neutralen, wiedervereinigten Deutschlands bedeutet – ein enormes Risiko! Die Chance zu einem echten historischen Neuanfang in Frieden und Freiheit für ein demokratisches Deutschland wäre ungenutzt vertan worden.
Dem katholischen Rheinländer Adenauer fiel dieser Schritt gewiss leichter als den am preußisch-deutschen Reich und seiner Tradition der Mittellage festhaltenden national gesonnenen deutschen Politikern von rechts bis links in der frühen Bundesrepublik.
So gesehen hatte sich mit dem Zusammenbruch des Nationalsozialismus und den Ergebnissen des Zweiten Weltkriegs und der Teilung des Landes in Ost und West die Chance ergeben, den Geburtsfehler der deutschen Nationalstaatsbildung von 1871 durch die Bundesrepublik zu beheben: seine Vereinzelung in der Mitte des Kontinents und seine kritische Größe, also zu groß für den europäischen Kontinent zu sein, aber zu klein für eine eigenständige weltpolitische Rolle. Die Antwort auf diesen Widerspruch war ein europäisches Deutschland, gemeinsam mit Frankreich und anderen. Das war Adenauers »rheinische Vision«, und sie ist gültig bis heute als strategisches Fundament des erneut vereinigten Deutschlands.
Das neue Deutschland, das es nach der totalen Niederlage von 1945 für Adenauer zumindest in den Westzonen zu schaffen galt, brauchte darüber hinaus eine feste, europäische Verankerung, und das machte die Aussöhnung mit dem Nachbarn Frankreich, dem bisherigen »Erbfeind« für die Deutschen, unverzichtbar. Die enge deutsch-französische Zusammenarbeit ruht bis heute auf dem von Charles de Gaulle und Konrad Adenauer unterzeichneten »Élysée-Vertrag«, ein Rahmenvertrag vom Januar 1963, der regelmäßige Regierungskonsultationen beider Länder über alle wichtigen politischen Fragen vorsieht. Das »Deutsch-Französische Jugendwerk« ging daraus hervor, auch ein dichtes Netzwerk von Städtepartnerschaften und eine enge Zusammenarbeit zwischen beiden Regierungen.
Diese Aussöhnung basierte auf der erfolgreichen Integration der unterschiedlichen strategischen Wirtschaftsinteressen beider Nationen durch die Montanunion 1951, an der auch Belgien, Italien, Luxemburg und die Niederlande beteiligt waren. Lange waren die beiden deutschen Montangebiete an Ruhr und Saar zwischen Deutschland und Frankreich heftig umstritten gewesen. Die Montanunion beendete das sogenannte Ruhrstatut von 1949, hinzu kam die Integration der entstehenden Atomindustrien. Diese enge strategische Interessenverbindung wurde Grundlage eines dauerhaften Friedens zwischen Westdeutschland und Frankreich. Im Jahr 1957 entstand durch die Unterzeichnung der sogenannten »Römischen Verträge« die »Europäische Wirtschaftsgemeinschaft« (EWG) und »Euratom«, geografisch entlang des verlängerten Rheintals zwischen Amsterdam und Norditalien, der wirtschaftlichen wie auch kulturell-politischen Hauptachse Westeuropas. Historisch umfasste diese »Europäische Wirtschaftsgemeinschaft« fast das ganze ehemalige karolingische Europa, wie es unter Karl dem Großen existiert hatte.
Die 1951 durch den »Pariser Vertrag« entstandene Montanunion war das erste supranationale Vertragswerk in Europa zur gemeinsamen Verwaltung der Montaninteressen der beteiligten Länder mit dem Hauptziel Friedenssicherung. Von Anfang an war die Integration Deutschlands in ein entstehendes Europa seitens des bundesdeutschen Verfassungsgebers vorgesehen. Dazu heißt es im Artikel 24 des Grundgesetzes: »Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen.«
Jahrzehnte später, am 9. November 1989, fiel die Mauer, und am 3. Oktober 1990 trat die DDR durch einen Beschluss der zum ersten Mal frei gewählten DDR-Volkskammer gemäß Artikel 23 GG der Bundesrepublik mit Wirkung vom 3. Oktober null Uhr bei. Deutschland war wiedervereinigt und verblieb in NATO und EU, es war dies die erste Osterweiterung von NATO und EU. Deutschland war wiedervereinigt in Frieden und Freiheit, ohne Gewalt und allein auf der Grundlage der Zustimmung aller Beteiligten, errungen ausschließlich mit den Mitteln von Verhandlungen und Diplomatie. Adenauers Politik der Westbindung hatte sich schlussendlich unter seinem »Enkel« Helmut Kohl als Kanzler durchgesetzt.
Vergleicht man aus deutscher Sicht die erste Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts mit seiner zweiten, so springt sofort das Ausmaß der Gewalt ins Auge. Zwei Weltkriege und die Nazidiktatur mit dem Holocaust, die totale Niederlage des Deutschen Reiches 1945 (deren Folge die Jahrzehnte währende deutsche Teilung in Ost und West mit Mauer und Stacheldraht, Schießbefehl und Todesstreifen war) dominierten die erste Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts, der Wiederaufbau Westdeutschlands mit einer der stärksten Volkswirtschaften der Nachkriegszeit zu einer gefestigten Demokratie die zweite Hälfte.
Gewiss, die Deutschen bewohnten während der langen Jahrzehnte der Teilung und des Kalten Krieges das potenziell erste Schlachtfeld eines thermonuklearen Dritten Weltkriegs zwischen den Machtblöcken. Aber dazu kam es nicht, der Kalte Krieg blieb kalt und endete aus deutscher und europäischer Sicht friedlich.
Deutschland hatte mit der Ostpolitik von Bundeskanzler Willy Brandt, der zweiten großen Gründungsfigur der deutschen Nachkriegsdemokratie, seinen ganz spezifischen Beitrag in Richtung Aussöhnung mit den Staaten Osteuropas geleistet und dadurch zu diesem glücklichen Ausgang des Kalten Krieges Erhebliches beigetragen. Im Rückblick auf diese Zeit des Wiederaufbaus nach dem Zweiten Weltkrieg muss man festhalten, dass die größte Leistung der alten Bundesrepublik über all die Regierungszeiten der unterschiedlichen Bonner Regierungen und deren wechselnden Mehrheiten hinweg die Wiedergewinnung von Vertrauen für das demokratische Deutschland war. Die Deutschen dürfen niemals vergessen, dass dieses Vertrauen der europäischen und auch internationalen Völkerfamilie ein hohes Gut ist, das, wenn man es gut mit unserem Land meint, niemals verspielt werden darf. Dieses Vertrauen konnte erarbeitet werden durch die glaubwürdige Auseinandersetzung der Deutschen mit ihrer Nazi- und Tätervergangenheit und durch die feste Integration des Landes in NATO und EU. Wir müssen uns allerdings fragen, ob dieses Vertrauen unserer Nachbarn und Partner angesichts einer stärker werdenden neonationalistischen Partei in Deutschland heute, 35 Jahre nach der Einheit, noch gegeben ist und die Einheit wie im Jahr 1990 heute so noch möglich und machbar wäre. Ich glaube nicht.
Dabei tat sich Westdeutschland in den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg zuerst einmal schwer mit der Verfolgung und Bestrafung der überlebenden Nazi-Täter und deren Verbrechen. Zu viele Angehörige der Generation, deren Apparate und Personal der Hitlerdiktatur willfährig gedient hatten, und zu viele Veteranen der Wehrmacht bestimmten die damalige Wiederaufbaugesellschaft in Westdeutschland, und es hing an mutigen Einzelnen wie dem hessischen Generalstaatsanwalt Fritz Bauer und dessen politischem Vorgesetzten, dem damaligen hessischen Ministerpräsidenten und Sozialdemokraten Georg August Zinn, die ganz entscheidend etwa zur Entdeckung und Ergreifung des Judenmörders und Organisators des Holocaust, Adolf Eichmann, in Argentinien im Jahr 1960 beitrugen. Diese mutigen Einzelnen mussten sich noch lange Zeit immer auch in Acht nehmen vor den weiterhin existierenden Netzwerken ehemaliger Nazis im westdeutschen Staatsapparat und Geheimdienst, damit z.B. Eichmann nicht gewarnt wurde.
Erst mit der Ergreifung von Eichmann und dessen Entführung durch den israelischen Geheimdienst Mossad nach Jerusalem und dem sich dort anschließenden Prozess geriet der Völkermord der deutschen Nazis an den europäischen Juden tatsächlich in den Blickpunkt der internationalen Öffentlichkeit. Der Eichmann-Prozess erhielt eine breite internationale Aufmerksamkeit, denn er fand in dem beginnenden Fernsehzeitalter statt, und über ihn wurde mit bewegten Bildern fast täglich in zahlreichen Ländern weltweit berichtet. Das Bild von dem Mann im Glaskasten im Gerichtssaal in Jerusalem, in dem sich der Massenmörder seit dem 11. April 1961 verantworten musste, ging um die Welt. Ich sah dieses Bild am Vortag meines dreizehnten Geburtstages, doch es sollte mir zeit meines Lebens nicht mehr aus dem Kopf gehen, ebenso wenig wie die schmerzerfüllten Auftritte der Zeugen, von denen viele ihre Familien in den Gaskammern der Nazis verloren hatten, ihr Schmerz, ihre Tränen, ihre Qual.
Es war erneut Adenauer als Bundeskanzler gewesen, der fast im Alleingang darauf drang, in Geheimverhandlungen in Luxemburg mit israelischen Vertretern finanzielle Hilfeleistungen und Entschädigungen für die überlebenden Opfer zu beschließen. Der Vertrag bekam allerdings nur deshalb im Deutschen Bundestag eine Mehrheit, weil die oppositionelle sozialdemokratische Fraktion ihn geschlossen unterstützte. Geheim waren diese Verhandlungen in Luxemburg deshalb, weil ein solcher Schritt im damaligen Westdeutschland wie auch in Israel, allerdings aus sehr unterschiedlichen Gründen, sehr unpopulär war (laut dem Meinungsforschungsinstitut Allensbach stimmten lediglich elf Prozent der damaligen bundesdeutschen Bevölkerung einem solchen Vertrag vorbehaltlos zu). In Israel hingegen gab es eine heftige Kontroverse im Parlament, denn die Gegner der Vereinbarung mit Westdeutschland sahen darin das Blutgeld für den Völkermord an ihrem Volk, das Israel niemals akzeptieren dürfe. Der junge Staat Israel kämpfte aber damals um sein Überleben und brauchte jegliche Unterstützung. Für Adenauer wiederum war dieses Übereinkommen ein wichtiger Teil seiner Politik der Westintegration und darüber hinaus eine moralische Pflicht des demokratischen Teils Deutschlands.
Die deutsche Nachkriegsdemokratie entwickelte sich so in einer Art historischem Zwielicht, was den Kanzler selbst nicht ausnahm. Einerseits seine historischen Leistungen der Westintegration, der Versöhnung mit Frankreich, der Entschädigungs- und Hilfsleistungen für die Überlebenden des Holocaust und der Hilfe für den jungen Staat Israel – andererseits war da etwa sein engster Mitarbeiter im Bundeskanzleramt, Hans Globke, unter den Nazis juristischer Kommentator der »Nürnberger Rassegesetze« aus dem Jahr 1935, mit denen die juristische Ausgrenzung und Diskriminierung der Juden im damaligen Deutschen Reich begann.
Dennoch entwickelte sich in diesem historischen Zwielicht eine starke Demokratie und ein starker Rechtsstaat. Viele der ehemaligen Nazis waren damals noch da, aber zugleich und parallel dazu wuchs eine neue Generation gerade auch junger Juristen heran, die es mit der schonungslosen Aufarbeitung der Verbrechen der deutschen Nazivergangenheit ernst meinte. Diese junge Generation wurde erwachsen, ließ sich mit dem Hinweis auf die Wiederaufbauleistungen der Kriegs- und Nachkriegsgeneration nicht mehr abspeisen und wollte genauer wissen, welches historisches Erbe sie da als junge Deutsche anzutreten hatten.
So kam es 1963 zu dem großen Auschwitz-Prozess in Frankfurt, zu weiteren Prozessen gegen Mitglieder der Wachmannschaften anderer Vernichtungslager, schon in den späten Fünfzigerjahren zum Ulmer Einsatzgruppenprozess, der Einrichtung der Zentralstelle zur Verfolgung von NS-Verbrechen der Länder in Ludwigsburg und zur großen »Verjährungsdebatte« im Deutschen Bundestag, die eine Verjährung von schwersten NS-Verbrechen wie Mord und Völkermord verhinderte. Es gab die sogenannte »Wehrmachtausstellung« des Hamburger Instituts für Sozialforschung und die große Kontroverse im »Historikerstreit« um die Thesen des Historikers Ernst Nolte, die auf eine Relativierung des Holocaust hinausliefen, da Nolte diesen lediglich als Reaktion der Nationalsozialisten auf die vorausgegangenen Massenverbrechen in der Sowjetunion unter Josef Stalin betrachtete und damit relativierte.
Der Kniefall des damaligen Bundeskanzlers Willy Brandt, selbst ein Emigrant und Widerstandskämpfer gegen die Nazis, vor dem Denkmal des jüdischen Aufstandes im ehemaligen Warschauer Ghetto war eine starke und wichtige Geste, ein öffentliches Schuldeingeständnis Deutschlands für die Ermordung von sechs Millionen Juden und deshalb auch unter den rechten Parteien in Deutschland heftig umstritten.
Der Holocaust bestimmte und bestimmt Deutschlands Verhältnis zum Staat Israel und den Juden auch weiterhin, auch und gerade in sehr schwierigen Zeiten wie seit dem 7. Oktober 2023 und dem darauffolgenden Krieg in Gaza. Dieses Schuldeingeständnis am millionenfachen Mord an jüdischen Menschen durch Deutschland gehört zur Identität unseres Landes. Deutschland als Land der Täter des Holocaust ist und bleibt der Existenz und Sicherheit des Staates Israel und seiner Menschen verpflichtet.
Denn es geht in den deutsch-israelischen Beziehungen für uns Deutsche immer auch um uns selbst, um den dunkelsten und furchtbarsten Teil unseres historischen Erbes als Deutsche, dem wir nicht entkommen können, solange wir uns als Deutsche definieren und verstehen. Aus dieser Verantwortung auszusteigen, hieße das wiedergewonnene Vertrauen als demokratisches Deutschland erneut aufs Spiel zu setzen, das unser Land, mühselig und unwahrscheinlich genug, wieder erworben hat.

					Das europäische Deutschland und das Projekt Adenauer 2.0

				Aus den ersten Anfängen des europäischen Integrationsprozesses in den Fünfzigerjahren des vergangenen Jahrhunderts ist mittlerweile die Europäische Union, ein Verbund souveräner europäischer Staaten auf gemeinsamer Vertrags- und Rechtsgrundlage, geworden. Die Gemeinschaft, die ursprünglich aus sechs Gründungsmitgliedern bestand, ist mittlerweile eine Union von siebenundzwanzig Mitgliedern, mit dem Euro als eigener Währung für einundzwanzig Mitgliedstaaten, einem Europaparlament, gewählt in europaweiten freien und geheimen Wahlen, dem Europäischen Gerichtshof und einer für alle Mitgliedstaaten der EU verbindlichen Gesetzgebung und Rechtsprechung, mit Reise- und Niederlassungsfreiheit für alle EU-Bürgerinnen und -Bürger und mit gemeinsamen Außengrenzen. Eine lange und erfolgreiche Wegstrecke haben die Europäer seit 1945 gemeinsam und unter dem militärischen Schutz der USA zurückgelegt, auch wenn der entscheidende Schritt hin zu einem gemeinsamen politischen Handeln, zu einer wirklichen Macht mit einem harten militärischen Kern zur Selbstverteidigung und damit zur vollen Souveränität noch fehlt.
Dies alles war nur möglich, weil der Neuaufbau Deutschlands nach der Katastrophe von Nazidiktatur und Zweitem Weltkrieg im Westteil des geteilten Landes von Beginn an in einem europäischen Rahmen, fest integriert im transatlantischen Westen, erfolgte. Die Europäisierung Deutschlands korrigierte den zentralen Fehler der preußisch-deutschen Nationalstaatsbildung, nämlich die Einigung der Deutschen in der Mitte Europas nicht nur als eine national-deutsche Angelegenheit, Herausforderung und Verantwortung zu sehen, sondern auch und vor allem als eine europäische. Die Einheit Deutschlands musste in die Einheit Europas eingebettet sein, wenn sie gelingen sollte, so lautete die Lehre aus der ersten deutschen Nationalstaatsbildung und der Epoche der Weltkriege, die Adenauer verstanden hatte. Der Preis für einen gelingenden deutschen Nationalstaat war dessen europäisches Bewusstsein, der Verzicht auf jegliche Form deutscher Weltmachtfantasien und Großmachtattitüden. Deutschlands Zukunft hieß Europa, auch für die Wiedergewinnung seiner nationalen Einheit, denn nur durch seine europäische Einbindung war es möglich, nach der selbst verschuldeten Katastrophe wieder Vertrauen unter seinen europäischen Nachbarn und unter seinen ehemaligen Kriegsgegnern zu schaffen.
Der Verzicht der Westalliierten auf eine Fortführung von Demontagen in ihren Besatzungszonen, auch unter dem Druck des beginnenden Kalten Krieges, der Erhalt des Ruhrgebiets für Westdeutschland und die spätere Rückkehr der Saar zur Bundesrepublik sowie Marshall-Plan, Währungsreform und Marktwirtschaft sicherten die industrielle Stärke Westdeutschlands und führten zu einem neuen Wirtschaftswunder, das durch den entstehenden gemeinsamen Markt in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und die Zollunion noch verstärkt wurde. Das Wiedererstehen der deutschen Wirtschaftsstärke wurde durch die EWG zu einer Stärke für das Europa der Sechs und nicht zu einer Rückkehr der deutschen Bedrohung durch deutsche Stärke.
So ist Deutschland als Nationalstaat in seinen innersten politischen, wirtschaftlichen und Sicherheitsinteressen aufgrund seiner geopolitischen Zentrallage auf dem europäischen Kontinent mit der europäischen Einigungsidee untrennbar verbunden. Was also würde geschehen, wenn ohne den überwölbenden Schutz seitens der USA diese europäische Einigungsidee an den machtpolitischen Realitäten der neuen, allein machtbasierten Weltordnung mit der Rivalität großer Mächte scheitern würde? Was, wenn das bis in unsere Tage Ungedachte und Undenkbare einträte, dass nämlich die Regierung der Vereinigten Staaten die EU als Gegner bekämpfen würde? Es wird ja bei der Analyse der EU gerne vergessen, dass das europäische Einigungsprojekt von Beginn an nur wegen der Präsenz amerikanischer Macht und Protektion in und für Westeuropa und Westberlin möglich war. Nur dadurch konnten auch der innereuropäische Machtkampf um Hegemonie auf dem alten Kontinent neutralisiert und zugleich sowjetische Expansionsversuche abgeschreckt werden. Nur unter dem schützenden Dach der Supermacht USA konnte sich eine militärisch uneinige und daher machtlose EU in ihrer ganzen europäischen Vielfalt und Kleinstaaterei entwickeln.
Die Präsenz der USA hat sehr viel innereuropäischen Druck von der Bundesrepublik nach 1949 genommen und ausbalanciert. Und auch nach dem Mauerfall 1989, als die Möglichkeit der Wiedervereinigung real wurde, spielten die USA die entscheidende unterstützende Rolle für den deutschen Wunsch nach Einheit. Paris und London hingegen blieben äußerst skeptisch gegenüber dem deutschen Wunsch nach der nationalen Einheit, gegenüber der vollen Souveränität eines wiedervereinigten Deutschlands, denn das hieße aus ihrer Sicht auch die Gefahr der Rückkehr des deutschen Kraftprotzes in der Mitte des Kontinents. Doch diesmal war dieses neue Deutschland eingebunden in die NATO, in die EU und ausbalanciert durch die Präsenz und das Gewicht der Supermacht USA.
Eine erfolgreiche Perspektive Europas setzt innereuropäisch das Einvernehmen zwischen Deutschland und Frankreich voraus, ohne diese beiden bevölkerungsreichsten und wirtschaftlich stärksten Länder ist Europa nicht zu bauen. Diese Tatsache galt in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg als eine Konstante auf beiden Seiten des Rheins, und das gilt auch für die Zukunft. Doch diese Konstante braucht als feste Grundlage immer proeuropäische Mehrheiten in beiden demokratisch verfassten Ländern. Durch neonationalistische, antieuropäische Parteien und Mehrheiten droht diese Konstante außer Kraft gesetzt zu werden.
Aber wird Frankreich auch nach den nächsten Präsidentschaftswahlen seiner europäischen Berufung treu bleiben, sollten die Kandidatin oder der Kandidat des »Rassemblement National« die Wahl gewinnen und in Deutschland die AfD die Mehrheit erringen? Wäre dies das Ende der EU und der Rückfall in ein Europa des Nationalismus? Gälte dies auch für die gemeinsame Währung, für den gemeinsamen Markt? Für die europäischen Verträge? Hieße eine Rückabwicklung der EU die Rückkehr zu einer rein auf Nationalstaaten beruhenden europäischen Ordnung und ginge das überhaupt noch? Und was wäre der politische und ökonomische Preis? Ein solcher fataler Prozess verliefe wahrscheinlich eher schleichend, durch gegenseitige Blockaden innerhalb der Union und vor allem innerhalb der Währungsunion. Die heute schon vorhandenen Risse und Interessengegensätze würden sich schrittweise verstärken und über die Handlungsunfähigkeit zum Bruch führen, vor allem bei den gemeinsamen Finanzen. Man versuche sich nur einmal ein Europa nach seiner politischen Selbstzerstörung vorzustellen, einen Kontinent, auf dem nicht mehr Zusammenarbeit und Freundschaft, unterlegt durch gemeinsame Interessen, herrschen würden, sondern neue und auch uralte Feindschaften, angereichert durch die offenen Rechnungen, die sich aus der Trennung ergeben würden.
Und was hieße dies für Deutschland? Es wäre wie für alle anderen Staaten eine ökonomische und politische Katastrophe. Deutschland könnte für sich nicht einmal – wie Frankreich und Großbritannien – die Illusion eines Status als europäische Mittelmacht aufrechterhalten. Aber ein Scheitern der EU hieße für alle Europäer der endgültige Absturz in die machtpolitische Bedeutungslosigkeit und in die Abhängigkeit von mindestens einer fremden, globalen Großmacht.
Europa muss es einfach gelingen, so schwierig das auch immer sein mag, dieses Szenario abzuwenden, und Deutschland, das Land in der Mitte Europas, wird seine ganze Kraft, seine Zähigkeit und Durchhaltefähigkeit dafür einsetzen müssen, dass es dazu nicht kommt. Die Alternative wäre ein Europa im Niedergang, ähnlich wie einst Argentinien, das bis Anfang der Fünfzigerjahre des vergangenen Jahrhunderts eines der reichsten Länder weltweit war.
Aber: Der Außendruck durch Putins Krieg in der Ukraine, durch Trumps drohenden Rückzug der USA vom alten Kontinent, durch die Ambitionen von Xis China zum Aufstieg zur führenden Weltmacht bieten den Europäern die große Chance, endlich zur Einheit zu gelangen. Mit der erneuten Wahl von Donald Trump zum US-amerikanischen Präsidenten fand eine Epoche – gekennzeichnet durch die USA als wohlmeinendem, globalen Hegemon und Protektor des Westens und Europas – ihren definitiven Abschluss. Diese Epoche hatte im Morgengrauen des 6. Juni 1944 begonnen, als die ersten alliierten Soldaten an der Küste der französischen Normandie landeten, und endet in unseren Tagen. Damit bricht eine neue Zeit an, gerade für das unfertige politische Projekt Europa. Es wird von Grund auf neu gedacht werden müssen, nicht nur als gemeinsamer Markt. Europa wird zu einer militärischen und politischen Macht werden und die Rolle des bisherigen Protektors USA für sich selbst übernehmen müssen.
Dazu braucht Europa eine strategische Agenda: An erster Stelle muss es wegen des drohenden Rückzugs der USA und deren möglichen Seitenwechsels hin zu Putins Russland und angesichts der russischen militärischen Bedrohung um die europäische Sicherheit gehen – konventionell, nuklear und auch auf den Feldern Weltraum, Cyberspace, Geheimdienste. An zweiter Stelle muss das Ziel stehen, den technologischen Anschluss an die digitale Weltspitze entlang der gesamten Fertigungstiefe mittels massiver Investitionen in Forschung und Entwicklung zu schaffen, auch deren Kommerzialisierung durch wettbewerbsfähige, europäische Unternehmen. An dritter Stelle geht es um die Wiedergewinnung der wirtschaftlichen Wachstumsdynamik der europäischen Industrie durch den Abbau bürokratischer Verkrustungen und unter Verzicht auf einen weiteren Anstieg konsumtiver Ausgaben. Diese müssen hinter der Notwendigkeit der Wiedergewinnung wirtschaftlicher Wachstumsdynamik, Verteidigungsfähigkeit und dem Schließen der digitalen Technologielücke zurücktreten. An vierter Stelle steht die Verringerung der Rohstoffabhängigkeit der europäischen Industrie von Monopolisten wie etwa von China im Falle der seltenen Erden durch strategische Diversifizierung und durch die Exploration eigener Lagerstätten. Und fünftens muss die Vollendung des europäischen Binnenmarktes und die Schaffung eines europäischen Kapitalmarktes gelingen. Das Ende des Westens unter Trump zwingt Europa zu dieser neuen strategischen Agenda, einer neuen und auch sehr teuren Prioritätensetzung. Die Vollendung Europas liegt in Deutschlands oberstem nationalen Interesse, denn davon hängt seine Freiheit, sein Wohlstand, sein Sozialstaat, seine Identität als Demokratie in der Mitte Europas ab, kurz gesagt, unsere Zukunft als Nation.
Deutschlands nach den Katastrophen der Nazizeit und des Weltkriegs wiedergewonnene Identität gründet auf dem erfolgreichsten Teil seiner Geschichte, auf der alten Bundesrepublik, auf deren erfolgreicher Demokratie, ihren Institutionen, auf dem Vertrauen, das sie nach dem Höllensturz in der europäischen und weltweiten Staatengemeinschaft wiedergewonnen hat, auf ihrem wirtschaftlichen Erfolg und darauf, dass dieses Deutschland allzeit berechenbar bleibt, fest eingebunden in den Westen und in das zusammenwachsende Europa. Dieses Deutschland könnte bei einem Siegeszug der neuen Nationalisten nur verlieren, es sähe sich zurückgeworfen in die Widersprüche seiner Lage und kritischen Größe und müsste es erneut allein versuchen, allein mit seiner schwierigen Geschichte und deren Nachtmahren.
Es gab aber nach 1945 in den langen Jahrzehnten der deutschen Teilung und des Kalten Krieges zwei Deutschländer, so wie es zwei Hauptsiegermächte über Nazideutschland gegeben hatte, West und Ost, Amerika und die Sowjetunion: die Bundesrepublik, eine Demokratie und ein Rechtsstaat mit einer starken sozialen Marktwirtschaft und offenen Gesellschaft – und andererseits die DDR, eine kommunistische Diktatur mit Planwirtschaft, ein militarisierter Polizei- und Überwachungsstaat. Und damit gab es zwei unterschiedliche Identitäten, die sich im Laufe der Zeit herausgebildet haben.
Die durch den Rechtsstaat geschützte individuelle Freiheit der einzelnen Bürgerinnen und Bürger im Westen stand im krassen Gegensatz zu der Realität in der DDR, die deswegen immer mehr Mitglieder ihres Staatsvolkes durch Flucht Richtung Westen verlor, sodass sich das Regime schlussendlich am 13. August 1961 nicht mehr anders zu helfen wusste, als in Berlin und durch Deutschland eine Mauer zu bauen, um sich durch das Einsperren seiner gesamten Bevölkerung vor dem absehbaren Kollaps zu schützen. Die vorenthaltenen freien Wahlen in der DDR fanden vor dem Bau der Berliner Mauer mit den Füßen Richtung Westen statt. Ganz am Ende der DDR kam es erneut zu einer Abstimmung mit den Füßen in Richtung Prag und Budapest, und die Mauer fiel dann nach einer historischen Pressekonferenz in Ostberlin, bei der es am Abend des 9. November 1989 lediglich um den Zeitpunkt gehen sollte, zu dem die DDR-Führung unter dem Druck der immer weiter zunehmenden Ausreisewelle Bürgerinnen und Bürgern Reisefreiheit gewähren wollte. Schabowskis Antwort auf die Frage nach dem Beginn der Gültigkeit dieser neuen Regelung lautete nach kurzem fragenden Gemurmel »sofort« und »unverzüglich« und führte in ihrer sprachlichen Kargheit dennoch in jener Nacht zu einem welthistorischen Großereignis in der deutschen Geschichte, zum Fall der Berliner Mauer oder besser zum »Tanz auf der Mauer« vor dem Brandenburger Tor! Diese unglaubliche Berliner Nacht besiegelte das Ende der DDR und der Diktatur der SED und führte in gerader Linie zur deutschen Einheit im folgenden Jahr. Dass diese Revolution bis zum Ende friedlich blieb, ist wohl die größte Leistung der untergehenden DDR und ihr wichtigster Beitrag zur erneuerten deutschen Identität – einer gelungenen friedlichen Revolution.
Obwohl die Deutschen auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs dieselbe Sprache sprachen und auch bis zum 8. Mai 1945 dieselbe gemeinsame Geschichte hatten, hatten sich in den beiden deutschen Teilstaaten doch sehr unterschiedliche Identitäten entwickelt.
Gewiss, die Startbedingungen der DDR unterschieden sich ganz wesentlich von jenen der Westzonen: Die Sowjetunion verlangte aufgrund der flächendeckenden Zerstörung, die die Wehrmacht während des Krieges auf ihrem Territorium angerichtet hatte, weitgehende Reparationen durch Demontage von Industrieanlagen in der SBZ. Die Demontagen in den Westzonen waren demgegenüber gering. Der gerade entstandenen DDR wurde, gemeinsam mit den anderen, von Russland abhängigen ostmitteleuropäischen Staaten, die Teilnahme an dem von Amerika initiierten Marshall-Plan untersagt, was zu schweren wirtschaftlichen Nachteilen führte. Am schlimmsten allerdings wog der Zwang zur Einführung des sowjetischen planwirtschaftlichen Systems, der nicht nur die DDR, sondern auch alle anderen Staaten in Moskaus Machtbereich zu einer strukturell wirtschaftlichen Rückständigkeit gegenüber den westlichen Marktwirtschaften verdammte.
Westdeutschland öffnete sich gegenüber dem Westen und Europa nicht nur materiell, sondern auch kulturell. Die DDR hingegen sperrte ihre Bürgerinnen und Bürger ein und schloss sich gegenüber der Außenwelt weitgehend ab. Normativ zählte allein das realsozialistische Vorbild der Sowjetunion. Der Westen begann zu reisen, der Osten durfte dies nicht aufgrund des staatlichen Verbotes, Ausnahmen waren lediglich Reisen in »befreundete sozialistische Bruderländer« wie Ungarn, Bulgarien und die Tschechoslowakei. Hier Reiseverbot ins westliche Ausland, dort Reisefreiheit und beginnender Massentourismus. Mangelwirtschaft im Gegensatz zur beginnenden Konsumgesellschaft im Westen kennzeichneten den Ost-West-Gegensatz, Überwachungs- und Polizeistaat stand gegen individuelle Freiheit in der Alltagserfahrung der Deutschen in Ost und West. Die Westdeutschen kämpften in teils heftigen und bitteren Auseinandersetzungen um die Ausgestaltung ihrer Demokratie, um Bürgerfreiheit und um die Begrenzung staatlicher Macht, während die DDR ihren Überwachungsstaat durch die Stasi und ihr tödliches Grenzregime immer weiter perfektionierte. Als am 17. Juni 1953 in Ostberlin die Bauarbeiter gegen die von der Regierung angeordneten Normerhöhungen auf die Straße gingen, wurden sie von den anrollenden sowjetischen Panzern blutig unterdrückt.
Eine auf permanenter Warenknappheit beruhende sozialistische Planwirtschaft hatte in der Systemkonkurrenz mit einer westlichen, nachfragegetriebenen Marktwirtschaft, die sehr schnell zu der glitzernden Konsumwelt einer Überflussgesellschaft führte, eigentlich niemals eine echte Chance.
Der kommunistischen Parteiführung blieb angesichts dieser nicht veränderbaren politökonomischen Umstände nur die Flucht in den Wunderglauben. So gab der damalige Erste Sekretär der SED, Walter Ulbricht, im Jahr 1970 die Parole aus, die DDR wolle die BRD »überholen, ohne einzuholen!«. Wie das gehen sollte und was er damit meinte, blieb sein Geheimnis.
Nirgendwo war diese Systemdifferenz näher erfahr- und sichtbar als in der geteilten Stadt Berlin. Es waren eben zwei sehr unterschiedliche Deutschländer, und so verwunderte es auch nicht, dass die Menschen mit den Jahren sehr unterschiedliche Identitäten entwickelten, um jenes Vakuum im Selbstbild, das die Nazis hinterlassen hatten, in ihrem Alltag auszufüllen.
Die DDR-Staatspartei SED setzte darauf, dass die Bürger des sich sozialistisch nennenden Deutschlands eine sozialistische deutsche Identität, quasi eine DDR-Identität, entwickeln würden, aber diese Idee hat niemals funktioniert, da es sich um ein rein ideologisches Konstrukt handelte. Die kommunistische DDR folgte in Wahrheit in unerschütterlicher Treue aus Gründen ihres Machterhalts den Vorgaben der sowjetischen Führung. Sie verordnete dem Land einen offiziellen Antifaschismus, der zwar einen radikalen ideologischen Bruch mit der nationalsozialistischen Epoche vollzog, zugleich aber mit einer von oben verordneten Verbundenheit mit der Sowjetunion und deren sozialistischen Prinzipien verbunden war. Doch all das waren lediglich Postulate in der dünnen Luft der Ideologie, in der harten Realität hingegen war die DDR ein militarisierter Staat und eine militarisierte Gesellschaft, die vieles aus der Zeit der preußisch-deutschen Epoche übernahm und rot einfärbte.
Obgleich sich offiziell kommunistisch nennend, hielt die DDR im Gegensatz zur Bundesrepublik kulturell sehr viel mehr an der Tradition des untergegangenen preußischen Deutschlands fest. Diese Tatsache sollte erhebliche Auswirkungen auf die Herausbildung der unterschiedlichen Mentalitäten in den beiden deutschen Staaten haben. Schon das Erscheinungsbild der beiden deutschen Armeen, der NVA und der Bundeswehr, machte dies klar. Bei der NVA wurde dies deutlich an einer an der untergegangenen Wehrmacht orientierten Uniform, am Stechschritt und dem NVA-Ehrendolch für Offiziere, Generale und Admirale. Ganz anders war das Erscheinungsbild der neu aufgebauten Bundeswehr, das eine in die NATO integrierte Bürgerarmee mit neuen demokratischen Grundsätzen symbolisieren sollte, Zeichen eines klaren Bruches mit der Tradition Preußens und der Wehrmacht, auch wenn dieser Bruch mit der Tradition der Wehrmacht in der Wirklichkeit oft noch alles andere als klar war.
Die Frage nach einer eigenen ostdeutschen oder einer neuen gesamtdeutschen Identität spielte in der unmittelbaren Zeit nach dem Beitritt der ostdeutschen Bundesländer zur Bundesrepublik so gut wie keine Rolle, was auch angesichts der gewaltigen materiellen Probleme wie der wachsenden Arbeitslosigkeit, einer kaputten Infrastruktur, einer dramatisch voranschreitenden Deindustrialisierung der Beitrittsländer, der institutionellen Zusammenführung der beiden Volkswirtschaften, von Vermögensfragen und der Sanierung kontaminierter Altlasten plausibel erscheint.
So sollte es aber nicht bleiben. Nachdem der erste Rausch der Einheit und des nachholenden Konsums mit der neuen Währung in Ostdeutschland vorüber war und mehr und mehr die negativen Seiten der Einheit wie Arbeitsplatzverlust und Firmenschließungen erfahrbar wurden, meldete sich die Frage nach dem Selbstbild massiv zurück. Trotz großer Fortschritte und Erfolge bei der Schaffung der Einheit in den Bereichen Renten, Löhne, Infrastruktur und auch Investitionen, trotz auch der Tatsache, dass mit Angela Merkel eine Ostdeutsche sechzehn Jahre lang Bundeskanzlerin und damit die mächtigste Frau der Republik war und mit Joachim Gauck ein weiterer Ostdeutscher das höchste Staatsamt als Bundespräsident innehatte, machte sich mit der Zeit ein zunehmendes Gefühl der Fremdheit, der Fremdbestimmung bis hin zum Vorwurf der Kolonisierung in den neuen Bundesländern breit.
Die Ostdeutschen waren einer Bundesrepublik beigetreten, die sich sehr weitgehend verwestlicht und internationalisiert hatte und die damals, um die Jahrtausendwende, nicht mehr viel zu tun hatte mit einem preußisch-nationalen Deutschland, das das Leben in der untergegangenen DDR noch weitgehend geprägt hatte. Im revolutionären Durcheinander der Wendezeit fiel dies nicht weiter ins Gewicht, aber nun, da die neue Ordnung der Einheit einen neuen Alltag gebracht hatte und im milden Licht der Erinnerung der verlorene frühere Alltag der neuen Erfahrung weitgehender Fremdbestimmung gegenüberstand, wurde das anders. Einer Fremdbestimmung, die sich vor allem an der Besetzung der meisten Spitzenpositionen selbst Jahrzehnte nach der Einheit im Staat und auch in der Privatwirtschaft durch »Wessis« festmachte und an der völlig einseitigen Vermögensverteilung zwischen Ost und West.
All diese Punkte waren zwar größtenteils das Ergebnis des jahrzehntelangen Systemunterschieds zwischen Ost und West gewesen, auch der Notwendigkeit zu schnellen Entscheidungen zur Einheit angesichts der unsicheren Lage in Moskau. Es durfte in der DDR etwa kein privates Vermögen gebildet werden. Dahinter stand keine Diskriminierungsabsicht der Westdeutschen gegenüber den »Ossis«, aber ganz offensichtlich hat sich in den neuen Bundesländern ein solch hohes Maß an Frustration über die Erfahrungen im Prozess der Einheit aufgebaut, dass diese sich nicht zuletzt in den Wahlerfolgen einer neonationalistischen Partei wie der AfD niederschlägt. Der Konflikt zwischen den unterschiedlichen Identitäten – im Westen ein westintegriertes europäisches Deutschland, im Osten ein mehr national empfindendes, stärker auf den national-preußischen Traditionen beruhendes Deutschland. Diese zwei mentalen Deutschländer werden das vereinigte Deutschland wohl noch lange begleiten und länger andauern als das von Helmut Kohl dereinst versprochene Erblühen der Landschaften.
Allerdings ist das politische Erstarken nationalistischer Kräfte kein deutsches politisches Phänomen allein, sondern es findet sich in nahezu allen Ländern Europas und des Westens. Das deutet darauf hin, dass es sich dabei um eine Reaktion auf eine tiefgehende Veränderung der globalen politischen und wirtschaftlichen Machtverteilung handelt, im Falle der westlichen Länder also um eine Reaktion auf deren voranschreitenden Abstieg. Man sucht offensichtlich überall angesichts von Abstiegsängsten Sicherheit im Bewährten, wird dort aber das genaue Gegenteil finden, nämlich einen verschärften und beschleunigten machtpolitischen und ökonomischen Abstieg.
Es begann 1989/90 mit dem Verschwinden der bipolaren Welt des Kalten Krieges. Dann folgten die vom sowjetischen Präsidenten Michail Gorbatschow ausgelösten, gigantischen Hoffnungen auf eine Zeit des ewigen Friedens in Europa. Parallel dazu begann aber im letzten Jahrzehnt des zwanzigsten Jahrhunderts auch der Zerfall des damaligen Jugoslawiens – das Gegenteil vom »Ende der Geschichte«. Eher musste man damals von einer »Rückkehr der Geschichte« sprechen. Es hätte Europa Mahnung und Erinnerung sein müssen, aber die Europäer wollten nicht aus ihren süßen Träumen von der »Friedensdividende« geweckt werden, dabei erhob ein blutiger Nationalismus auf ihrem Kontinent erneut sein Haupt und führte zu schrecklichen Massenverbrechen, wie man sie in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs nicht mehr gesehen hatte.
Europa allein konnte das Töten und Vergewaltigen ohne die USA nicht stoppen, und so führte dies in Bosnien und später dann auch im Kosovo zu militärischen Interventionen der NATO, im Kosovo auch zum ersten Mal seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs unter der Beteiligung deutscher Truppen – in diesem Fall ohne einen entsprechenden völkerrechtlich dafür notwendigen Beschluss des UN-Sicherheitsrates nach Artikel VII der UN-Charta, da Russland als Vetomacht mit ebenseinem Veto diese Beschlussfassung blockierte. Die damalige Balkankrise war das erste Anzeichen für eine Rückkehr des Nationalismus und des Krieges nach Europa, bis dann schließlich die Ukraine im Februar 2022 durch Russland militärisch überfallen wurde.
In der Balkankrise um das auseinanderfallende Jugoslawien konnte man zum ersten Mal nach dem Ende des Kalten Krieges sehen, zu welchen Verheerungen der Nationalismus in Europa trotz der furchtbaren Erfahrungen in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts immer noch in der Lage war und welche Bedeutung die europäische Einigungsidee und die Existenz der Europäischen Union für den Frieden auf unserem Kontinent hatte und hat.
Um die Jahrtausendwende folgte die Globalisierung mit einer Deindustrialisierung des alten Westens in Nordamerika und Europa. Eine Ausnahme blieb dabei Deutschland, das an den traditionellen Technologien seiner Großindustrie zäh festhielt, was sich im Rückblick angesichts der heutigen Digitalisierungslücke als historischer Fehler erweist. Dies ging einher mit dem globalen Aufstieg Chinas, das zunehmend zur führenden Macht in der globalen Industrieproduktion wurde und langsam, aber spürbar das alte Abhängigkeitsverhältnis zu den USA und Europa umkehrte. Die von den USA ausgehende Weltfinanzkrise 2008 verstärkte den Eindruck des westlichen Niedergangs unter den aufstrebenden und revisionslüsternen Mächten jenseits des Westens. Geopolitisch ist der Zeitpunkt der endgültigen Wachablösung aber noch nicht gekommen, die USA sind nach wie vor militärisch die Nummer eins. Aber diese geopolitische Umkehrung der Machtverhältnisse zwischen China und den USA ist absehbar. Vorangetrieben durch die technologische Revolution der Digitalisierung und der künstlichen Intelligenz vollzieht sich eine geopolitische Achsenverlagerung vom Nordatlantik zum Indopazifik. All dies wird vor allem zulasten Europas gehen. Wir erleben in unseren Tagen tatsächlich die Revision der machtpolitischen Ergebnisse der großen Reise des Christopher Kolumbus und seiner Mannen über den Atlantik im Jahr 1492.
Das unfertige Europa – halb nationalstaatlich und halb als Union souveräner Staaten organisiert und zudem wegen seiner Überalterung in einer demografischen Krise – trifft diese historische Zäsur, dieser doppelte Umsturz der Verhältnisse in Weltwirtschaft und Weltpolitik besonders hart, und damit auch Deutschland als ein wichtiger Teil dieses Europas. Die Überalterung der europäischen Bevölkerung in Verbindung mit der generellen europäischen Schwäche in den digitalen Technologien und auch – im Gegensatz zu Japan, Taiwan und Südkorea – das zu lange Festhalten an der analogen industriellen Welt (die die europäische Stärke war, die aber zunehmend unter den Wettbewerbsdruck neuer Konkurrenten aus Fernost und dem indopazifischen Raum gerät) lässt Europas Zukunft in einem düsteren Licht erscheinen.
Wohlhabende alternde Gesellschaften sind weniger an der Zukunft als an ihrer Besitzstandswahrung interessiert, aber ohne wirtschaftliche, technologische und militärische Stärke wird auch die Besitzstandswahrung sehr schwer werden. Alternde Gesellschaften fürchten in ihrer Mehrheit eher die Zukunft, die die Alten lebensgeschichtlich nicht mehr haben. Verstärkt wird dieser Alterspessimismus noch durch die Erfahrung des wirtschaftlichen, machtpolitischen und technologischen Abstiegs – aufstrebende Konkurrenten ziehen sicht- und erlebbar an ihnen vorbei. Auch eine kräftige Dosis Arroganz der ehemaligen Führungsmächte gegenüber den Aufsteigern spielt dabei eine nicht unerhebliche Rolle, der Westen erlebt den Aufstieg neuer Akteure gewissermaßen als eine Art Kränkung, ja Demütigung.
Dass China zu wesentlich niedrigeren Preisen ebenso gute Autos baut wie das hochpreisige Deutschland, in dem das Automobil erfunden wurde, kommt für das »Autoland« Deutschland neben den negativen Folgen für Arbeitsplätze und die Volkswirtschaft auch einer kulturellen Demütigung gleich. Im Maschinenbau gilt Ähnliches. All dies wird sich nicht durch eine Rückkehr zum alten europäischen Nationalismus ändern lassen, durch den der europäische Niedergang nur noch beschleunigt und endgültig würde. Die Sehnsucht danach lässt sich ja verstehen, und dennoch ist sie heute nichts anderes als eine Illusion, für manche vielleicht eine liebenswerte, aber eben doch nur eine Illusion!
An dieser Illusion festzuhalten, führt direkt in die Abhängigkeit, ja Unterwerfung unter den Willen einer oder mehrerer fremder Großmächte. Statt zu neuer Selbstbestimmung wird dies für Europa zur Fremdbestimmung führen, denn das Festhalten an einem Europa der Nationalstaaten liefe auf ein schwaches, abhängiges Europa hinaus. Es wäre eine weitere der zahlreichen Ironien, welche die Geschichte für uns Europäer bereithielte, wenn Europa in seinem hohen Alter dasselbe koloniale Abhängigkeitsschicksal ereilen würde, das es anderen Kontinenten über mehr als vier Jahrhunderte hinweg aufgezwungen hat.
In Frankreich nennen sich Parteien und Personen, die solchen nationalstaatlichen Traditionalismus vertreten, »Souveränisten«. Der Begriff, in diesem Zusammenhang verwendet, ist eine Absurdität, denn tatsächlich wird ein solcher »Souveränismus« zum geraden Gegenteil führen, nämlich zum dauerhaften Verlust von Souveränität. Souverän, d.h. Entscheider über ihr eigenes Schicksal, werden die Europäer in der Zukunft einer neuen Weltordnung rivalisierender globaler Großmächte nur dann sein, wenn sie zusammenfinden und nicht in ihrem Nationalstaats-Traditionalismus verharren. Während auf anderen Kontinenten globale Großmächte entstehen oder sich durchsetzen, setzen die Europäer ihre Zukunft immer noch viel zu sehr auf die lose Verbindung von Klein- und maximal Mittelmächten. Diese Politik ist in der Konsequenz nichts anderes als die Selbstverzwergung Europas und dessen freiwillige Abdankung als ein weltpolitischer Akteur. Man fasst es nicht!
Mit dem Erstarken einer neonationalistischen Partei wie der AfD und ihrer anhaltenden Wahlerfolge im vereinten Deutschland hat die Konfrontation zweier unterschiedlicher deutscher Identitäten – das Selbstbild eines europäischen und das eines preußisch-nationalstaatlichen Deutschlands – politische Gestalt angenommen.
Die Neonationalisten wollen damit nicht nur zurück hinter die Erfolge des bundesrepublikanischen Neubeginns nach 1945 und des einsamen Höhepunkts der Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit am 3. Oktober 1990. Die Zustimmung zur Einheit durch ehemalige Kriegsgegner gab es doch nur wegen des Vertrauens, das das europäische Deutschland bei seinen ehemaligen Gegnern gewonnen hatte. Die neurechten Neonationalisten wollen nun aber zurück hinter Adenauer mit seiner historischen Leistung der Westbindung, von der Europäisierung Deutschlands, zurück in die Zeit davor, als Deutschland allein mit sich selbst und seinen Dämonen in seiner Mittellage war. Die AfD wurde als Partei sogar explizit gegen den Euro gegründet und die Neonationalisten haben mit der deutschen Geschichte, vor allem mit den zwölf Jahren der Nazidiktatur und dem Holocaust, ein immer wiederkehrendes ideologisch-historisches Erinnerungsproblem. Sie wollen Deutschland aus einer Art angeblich nie vergehenden Schuldknechtschaft, wie sie es sehen, herausführen. In ihren Augen ist die höchst notwendige Zuwanderung von Emigranten eine geplante »Umvolkung«, gewollt seitens der etablierten »vaterlandslosen« globalen Eliten. Diesen angeblichen Bevölkerungsaustausch gilt es nach der Meinung der Neonationalisten mittels »Remigration« (sprich: Massendeportation von Zuwanderern, auch solchen mit deutscher Staatsbürgerschaft) zu stoppen und rückgängig zu machen. Es zeigt nicht weniger als das offen rassistische völkische Menschenbild dieser Partei und ihre Anschlussfähigkeit an die Ideologie und Geschichte des Nationalsozialismus.
Genau diese Anschlussfähigkeit und das Erbe des Nationalsozialismus unterscheidet die AfD im Übrigen von anderen neonationalistischen und neurechten Parteien in Europa. Eine deutsche neurechte Partei kann sich von ihrem Nazi-Erbe nicht so einfach distanzieren, will sie nicht einen ganz wesentlichen Teil ihrer ideologischen Kraft, Ausstrahlung und Anhängerschaft aufgeben.
Sollten die Neonationalisten in Frankreich und Deutschland an die Macht gelangen, so liefe das auf einen Bruch der deutsch-französischen Achse hinaus, denn die beiden Parteien stehen aus historischen Gründen feindlich zueinander. Statt deutsch-französischer Aussöhnung wären die Zeichen wieder auf Konfrontation gestellt, wie es eben in der Zeit vor Adenauer war. In der Konsequenz drohte durch die Wiederbelebung des deutsch-französischen Gegensatzes die Zerstörung der EU.
All dies klingt fantastisch, stellt aber eine konkrete, ernst zu nehmende Gefahr dar. Für Deutschland wäre es eine ausgemachte Katastrophe, denn es würde dadurch alles verlieren, was es zu erneuter Stärke bis hin zur friedlich wiedergewonnenen Einheit geführt hat. Die Abenteuerlichkeit eines erneuten nationalen Alleingangs würde unser Land ins Chaos und von dort auf direktem Wege in die Arme Putins führen. Eurasien unter russischer Führung und zu russischen Bedingungen – nur dies ist die Alternative zu einem europäischen Deutschland, das tief in den demokratisch-westlichen Werten verankert ist.
Wenn man diese Alternative eines erneuten nationalen Deutschlands unter den heute obwaltenden welt- und europapolitischen Machtverhältnissen konsequent bis zum Ende denkt, kann es einen angesichts der absehbaren selbstzerstörerischen Folgen für unser Land und Europa nur schaudern. Genau deshalb wird es dazu nicht kommen – meinen einige oberschlaue Zeitgenossen. Sie scheinen jedoch die Lehren aus der deutschen Geschichte vergessen zu haben, denn vor einer solchen Situation standen die Deutschen schon einmal, und damals endete es grauenhaft für unser Land und den gesamten Kontinent. Und genau deswegen wird hier und jetzt von dem europäischen Deutschland und seinen Demokraten Führungsfähigkeit verlangt.

					Deutsche Führung auf dem europäischen Prüfstand

				Man mag mit guten Gründen aus der deutschen Geschichte des zwanzigsten Jahrhunderts Zweifel an der strategischen Führungsfähigkeit Deutschlands in politischen und militärischen Fragen hegen, es gibt jedoch einen Bereich, in dem sowohl die alte Bundesrepublik (West) als auch das vereinigte Deutschland seit 1990 seine Führungsfähigkeit über die Jahrzehnte vielfach und nachhaltig unter Beweis gestellt hat – den der Wirtschaft und Finanzen. Entscheidende Weichenstellungen in der EU wurden so möglich, etwa zugunsten Frankreichs bei den ersten Schritten zu einer gemeinsamen Agrarpolitik ab 1962, immer wieder auch bei den verschiedenen Erweiterungsrunden der späteren EU, in denen Deutschland seine finanziellen Möglichkeiten zugunsten eines tragfähigen Kompromisses bei festgefahrenen Verhandlungen einbrachte, bis hin zur Aufgabe der D-Mark zugunsten des Euro – ein gewaltiger Schritt in Richtung der weiteren Integration Europas. Ebenso galt dies für die großen Leistungen für die deutsche Einheit ab 1990.
Das alles geschah nicht aus reiner Selbstlosigkeit. Die Bundesrepublik sicherte sich so einen wachsenden Markt für den Absatz ihrer Industriegüter. Sie gewann auch an Einfluss und Macht durch ein größer werdendes Europa. Sie trug ganz erheblich zur Osterweiterung der EU bei. Gemeinsam mit Frankreich gelang es auch, die Eurozone während der Weltfinanzkrise ab 2008 zusammenzuhalten und der europäischen Währung – unter der entschlossenen Führung des damaligen Präsidenten der EZB, Mario Draghi – eine Zukunft zu sichern. Dabei trafen die Weltwährungs- und die Griechenlandkrise auf ein Deutschland, das sich immer noch im Übergang zur Einheit befand.
Deutschland blieb militärisch-machtpolitisch auch nach der Einheit eher eine Zwerg, aber weltweit wirtschaftlich die drittgrößte Volkswirtschaft nach den USA und China. Wenn diese führende Volkswirtschaft des gemeinsamen Marktes der EU nun aber schon im dritten Jahr kaum ein Wachstum verzeichnet, dann hat nicht nur Deutschland, sondern die ganze EU ein sehr ernstes Problem.
Dabei ist diese aktuelle Krise der deutschen Wirtschaft nicht nur konjunkturell bedingt oder durch geopolitische Sonderfaktoren begründet, etwa die Zollpolitik des amerikanischen Präsidenten Donald Trump, sondern struktureller Natur. Deutschland befand sich über viele Jahre hinweg weltweit an der Spitze der Exportnationen, war also existenziell vom freien Welthandel und einer liberalen Welthandelsordnung mit geringen Zöllen und Handelsbarrieren abhängig und damit vom Wohlwollen der USA, deren politische und militärische Macht die freien Handelswege garantierte. Mit Trump ist dies vorbei. In Zeiten der Rückkehr des Krieges in Europa und der Konkurrenz großer geopolitischer Mächte wie den USA und China gerät dieses Geschäftsmodell unter Druck. Wenn sich der wichtigste Sicherheitspartner Deutschlands und Europas, die USA – zugleich einer der beiden wichtigsten und größten Märkte für deutsche Exporte –, von Europa abwendet, neue Zollmauern errichtet und versucht, aggressiv Unternehmen und Investitionen aus Deutschland und Europa abzuwerben, also aus einem Partner ein ökonomischer Rivale oder gar Gegner wird, muss man von einer tiefgehenden strukturellen Krise sprechen, was das Zusammentreffen mit einer konjunkturellen Krise nicht ausschließt. Es geht auch die Zeit zu Ende, in der deutsche Produkte trotz höherer Preise wegen ihrer Qualität nachgefragt waren. Wie erwähnt hat der deutsche Automobilbau die Elektrifizierung verschlafen, China liegt in diesem Zukunftssektor mit günstigeren Preisen und hoher Qualität weit vorne. In Deutschland mag man noch an die Bedeutung des heimischen und europäischen Automobilmarktes glauben, tatsächlich ist heute der riesige chinesische Automobilmarkt mit seinen hohen Zuwachsraten der weltweit entscheidende.
Die Pfeiler, auf denen der Erfolg der deutschen Volkswirtschaft beruhte, sind weggebrochen: billige Energieimporte aus Russland, »geliehene« Sicherheit auf überwiegend amerikanische Kosten, ein schier grenzenloser chinesischer Exportmarkt für deutsche Industrieprodukte.
Mit Putins Überfall auf die Ukraine fand die für Deutschland und die EU lukrative Energiepartnerschaft mit Russland ein abruptes Ende und wird so schnell nicht wiederkommen, wenn überhaupt. Eher ist das Gegenteil zu erwarten, eine Fortführung der russischen Aggression in der Ukraine und weitere militärische Drohungen und Provokationen seitens Russlands an der Ostgrenze der NATO. Statt Entspannung ist eher mit einer Verschärfung der Spannungen bis hin zur akuten Kriegsgefahr für Europa zu rechnen. Solange Russland sich nicht von seiner fixen Idee einer Weltmacht in Gestalt eines »Imperiums ohne Grenzen« verabschiedet, fehlt die Grundlage für eine Rückkehr zu einer vertrauensvollen Nachbarschaft mit Europa.
Beides, die Sicherheitsgarantie der USA für Europa und das Vertrauen der Europäer in die Vereinigten Staaten, ist brüchig geworden. Europa – und damit vor allem auch Deutschland – muss sich um seine eigene Sicherheit kümmern.
All das wird große, sehr teure Investitionen erfordern, aber ein Zurück zu den Zeiten der geliehenen Sicherheit in einem amerikanischen Protektorat wird es selbst im besten aller Fälle nicht geben, nämlich der Wahl eines Präsidenten oder einer Präsidentin der Demokratischen Partei bei den nächsten US-amerikanischen Präsidentschaftswahlen 2028. Die Mehrheit der amerikanischen Wählerschaft steht hinter dieser Entwicklung, und den Europäern würde es zudem nach Trump an Vertrauen in eine solche erneuerte Zusage fehlen.
China hat sich massiv entwickelt und begnügt sich nicht mehr damit, die Werkbank der Weltwirtschaft zu sein, sondern will mehr, sehr viel mehr. Mit seinem Programm »Made in China 2025« strebt China die weltweite technologische Führung und nach Möglichkeit auch die globale Kontrolle in den wichtigsten Industriesektoren der Zukunft und Gegenwart an. Das Land hat sich mit seinem riesigen Binnenmarkt von einem Hauptexportland für Deutschland zu einem ernsthaften Konkurrenten bei hoher Qualität mit günstigeren Preisen entwickelt, auch im Maschinenbau und in der Automobilindustrie. Deutschland importiert heute wesentlich mehr aus China, als dass es dorthin exportiert.
Die anhaltende wirtschaftliche Stagnation legt die wichtigste Schwäche der deutschen und europäischen Volkswirtschaft offen, ihre technologische Rückständigkeit und Abhängigkeit von den großen Techunternehmen der amerikanischen Westküste, von China und generell von Ostasien. Die zukünftige wirtschaftliche Rollenverteilung und globale Hierarchie werden nicht mehr durch den Output an Hardware entschieden werden, sondern durch die Dominanz und Kontrolle über die Software und die Beherrschung der fortschrittlichsten Technologien, vor allem bei der künstlichen Intelligenz (KI), Quantencomputing, der Größe der Kapitalmärkte und der Kontrolle von Energie und Lieferketten der Rohstoffe.
Die Weltwirtschaft ist im Zeitalter der hegemonialen Konkurrenz zwischen China und den USA auch technologisch in ein neues Zeitalter eingetreten, und leider sind Europa und Deutschland gerade hier schlecht aufgestellt und alles andere als souverän. Deutschlands wirtschaftliche Schwäche wird sich dauerhaft nur dann überwinden lassen, wenn es schnellstmöglich diese Lücke schließt, was völlig andere Investitionsprioritäten sowohl in den öffentlichen Haushalten als auch in der Privatwirtschaft voraussetzt, in den nationalen Hauptstädten als auch in Brüssel. Dazu bedürfte es einer strategisch geplanten staatlichen Industriepolitik, über die unsere wichtigsten ostasiatischen Konkurrenten, nicht nur China, schon seit Langem verfügen.
Die Notwendigkeit einer militärischen »Zeitenwende« haben die Deutschen mittlerweile verstanden. Mit dem ersten Schritt ihres Abschieds von der sogenannten Schuldenbremse und von der durch diese ausgelösten Selbstblockade im Verteidigungshaushalt haben sie nach langen Jahrzehnten der rüstungspolitischen Enthaltsamkeit entschieden gegengesteuert. Die Frage, wie planvoll und zukunftsorientiert dies geschieht, bleibt noch unbeantwortet. Die gegenwärtige Zeitenwende muss jedoch mit derselben Entschiedenheit die strategische Erneuerung der Wirtschaft umfassen. Nur so wird Deutschland seine Digitalisierungslücke schließen und Europa seinen Rückstand gegenüber den digitalen Weltmächten USA und China verringern können.
Die neue weltwirtschaftliche Lage wie auch die technologische Lücke Deutschlands und Europas gegenüber seinen wichtigsten Wettbewerbern setzt aber sowohl in der Politik als auch in der Privatwirtschaft und vor allem in der Gesellschaft eine völlig andere Geisteshaltung voraus, eine Rückkehr zum strategischen Denken in europäischer Perspektive, wie es die Gründergeneration der EU besaß. Ansonsten droht der Absturz des gesamten Systems.
Ein solch mutiger strategischer Schritt seitens Deutschlands hieße – im positiven Sinn des Wortes –, »deutsche Führungsfähigkeit« in Europa unter sich völlig verändernden weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Bedingungen unter Beweis zu stellen. Die Welt sortiert sich in unseren Tagen völlig neu. Es sind jetzt nicht die Zeiten für ein nur leicht verändertes »business as usual«, sondern es bedarf genau jetzt des Mutes und der Weitsicht zu strategischen Entscheidungen und zu einer grundsätzlich erneuerten Vision für Europa. Nennen wir es »Das Projekt Adenauer 2.0«.
Denn der Bruch in der Zeit ist in unseren Tagen ähnlich radikal, nur weitaus weniger gewalttätig als 1945. Unsere Zeitenwende kommt, mit wenigen Ausnahmen wie in der Ukraine, eher als bloße Drohung, als Schrift an der Wand, daher. Es muss keine blutsaufende, kriegslüsterne, menschenverachtende, expansiv-aggressive Diktatur wie die der deutschen Nazis niedergekämpft werden. Es gibt bisher keine Grenzrevisionen und Vertreibungen ganzer Bevölkerungen. Aber die Radikalität dieses Bruches in der Weltordnung und dessen Auswirkungen auf die geopolitische, geowirtschaftliche, technologische und strategische Lage Europas ist durchaus vergleichbar – Russland führt Krieg in Europa zur Veränderung der Grenzen, und die Vereinigten Staaten transformieren sich unter Trump zu einer offen imperialistischen Macht. Der entscheidende Unterschied besteht darin: Ein altes, immer noch reiches Europa ist nun allein, zum ersten Mal seit dem Ende des Kalten Krieges, allein mit sich, schutzlos und bedroht durch die Rückkehr des Krieges und durch die Expansionsgelüste einer Großmacht auf seinem eigenen Kontinent. Ein feindliches Russland an seiner Ostgrenze will Grenzen erneut mit Gewalt verschieben. Die Schutzmacht von gestern, die USA unter Trump, droht sich zum Gegner zu entwickeln, und hinter dem östlichen Horizont ist dieses Europa konfrontiert mit einer aufstrebenden Weltmacht, mit China, die sich von einer großen Chance für Europas Exportwirtschaft zu einer harten, ökonomisch-technologischen und auch geopolitischen Herausforderung entwickelt hat. Wenn China mit seiner industriell-technologischen Aufholjagd gegenüber dem Westen in diesem Tempo und mit dieser langfristigen Planung so weitermacht, wird es in spätestens drei Jahrzehnten keines Außenhandels mit dem Westen mehr bedürfen. Eine sehr andere Welt als noch in dem Jahrzehnt nach der Jahrtausendwende ist da in unseren Tagen im Entstehen!
Europa – und am wenigsten Deutschland – ist auf einen solch radikalen, tiefgreifenden und plötzlichen Bruch vorbereitet. Frankreich hat diesen mentalen Bruch mit der Schutzmacht Amerika bereits unter Charles de Gaulle in den Sechzigerjahren des zwanzigsten Jahrhunderts vollzogen, wohlgemerkt: mental, niemals real, denn Frankreich war und blieb auch immer der älteste europäische Verbündete der USA seit den Tagen der amerikanischen Revolution. Ein schwieriger, widerborstiger Verbündeter zwar, aber eben doch unerschütterlich, und zugleich war und ist Frankreich auch ein unerschütterlicher außen- und sicherheitspolitischer Realist, der trotz Rhetorik die realen Kräfteverhältnisse in der Geopolitik niemals vergaß.
Wir alten, langsamen, veränderungsresistenten Europäer leben immer noch »in der Welt von gestern« (Stefan Zweig), als wenn nichts geschehen wäre. Dabei wird unsere europäische Welt von gestern in diesen Tagen mehr und mehr geschreddert, wird immer mehr zu einer Traumwelt. Das bloße Festhalten am Althergebrachten ist keine Strategie für die Zukunft. Um diese auch für die nächsten Generationen von Europäern gewinnen zu können, muss sich Europa hier und jetzt entscheiden zwischen seinem Niedergang im 21. Jahrhundert oder für eine Art Aufbruch Adenauer und de Gaulle 2.0. Vor allem Deutschland und Frankreich werden diese Entscheidung zu treffen haben, denn sie werden einen solchen Aufbruch zu europäischer Macht und Souveränität zu organisieren und auch in wesentlichen Teilen zu finanzieren haben. Europa braucht nicht weniger als eine neue politische, technologische und machtpolitische Gründerzeit. Daraus ergibt sich eine gewaltige Verantwortung für das deutsch-französische Duo, der sich diese beiden größten und wirtschaftlich stärksten Gründungsnationen der EU gemeinsam werden stellen müssen.

					Welches Europa?

				Die Struktur der EU ist konstruiert als eine Wirtschafts- und Rechtsgemeinschaft, geschützt unter dem Dach der militärischen Macht Amerikas. Fällt dieses Dach weg, dann stellt sich sofort die Frage: Was dann? Wer schützt in Zukunft Europa, seinen gemeinsamen Markt und dessen Bevölkerung?
Tatsächlich klingt dieses »Europa« rhetorisch sehr viel besser, als sein Zustand tatsächlich ist. Ein gemeinsamer Markt, eine Währungsunion, eine Rechtsgemeinschaft machen noch keine Verteidigungsgemeinschaft aus. Diese historischen Errungenschaften bedürfen des militärischen Schutzes, aber dieser kommt nicht von selbst, und es gibt ihn nicht umsonst. Die EU ist ein Verbund souveräner Einzelstaaten und spiegelt die historisch gewachsene Völkervielfalt Europas wider. In Sicherheits- und Haushaltsfragen sind es immer noch die einzelnen Mitgliedstaaten, die das Sagen in diesem Staatenverbund haben – die größten, wirtschaftlich und finanziell stärksten unter ihnen, Deutschland und Frankreich, vorneweg. In Fragen der militärischen Abschreckung und Sicherheit zählen vor allem Größe und Potenzial der Mitgliedstaaten, zudem europäische Verlässlichkeit. Auch diese Kriterien sprechen alternativlos für die Verantwortung Deutschlands und Frankreichs.
Die EU als Organisation wird zukünftig Mitglied in einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft sein müssen, bestehend aus EU- und Nicht-EU-Mitgliedern, perspektivisch auch aus den Mitgliedern des europäischen Pfeilers der NATO, wozu auch die Türkei gehört und, wenn möglich, auch Kanada als nordamerikanisches Mitglied der NATO, sollte es Trump tatsächlich zum Bruch kommen lassen. Die EU in ihrer heutigen Verfassung kann nicht die Lösung für die Sicherheit, für Abschreckung und Verteidigung Europas sein, denn dazu ist sie in militärischen Fragen zu schwach und zu unerfahren. Und hinzu kommen für die EU noch all ihre anderen, zahlreichen zivilen Aufgaben. Die EU ist nicht die Lösung für Europas drängendste Sicherheitserfordernisse, sie wird jedoch ein nicht unwesentlicher Teil von deren Lösung sein müssen.
Dieses neue Europa des gemeinsamen Marktes und der gemeinsamen Verteidigung wird sich neue Ziele setzen müssen. An erster Stelle wird dies die Sicherheit seiner Bevölkerung und des Kontinents sein. Dann wird sie die politische Entschlossenheit brauchen, um in den Wettbewerb mit den globalen Technologieführern einzusteigen, sie muss um jeden Preis versuchen, die vorhandenen Lücken zu schließen, seien sie nun technologisch, militärisch oder wirtschaftlich. Und schließlich wird sich das neue Europa seiner gemeinsamen Wertegrundlage versichern müssen. Europa muss der Kontinent einer liberalen Werteordnung, einer freien marktwirtschaftlichen Ordnung im Zeitalter autoritärer Oligarchien und Ein-Parteien-Staaten bleiben, ruhend auf den unveräußerlichen Menschenrechten und den Grundregeln der Demokratie und eines starken Rechtsstaates, also die Bewahrerin auch der demokratischen, rechtsstaatlichen und marktwirtschaftlichen Traditionen der USA aus der Zeit vor Trump.
Global haben sich die Gewichte sowohl politisch als auch ökonomisch zugunsten autoritär oligarchischer Regime verschoben, angeführt von einem mächtigen autoritären Dreieck, bestehend aus Trump, Xi und Putin. In diesem autoritären Dreieck verfolgt zwar jeder für sich höchst unterschiedliche Interessen: China möchte die USA als Nummer eins in der Weltordnung ablösen, und China und Russland wollen die globale Hierarchie zu ihren Gunsten verändern. Darüber hinaus hat sich Russland unter Putin für die Rolle des bösen Buben im Weltsystem entschieden, da es außer Rohstoffen und Energie zum Exportieren und Raketen mit vielen Nuklearsprengköpfen kaum etwas zu bieten hat. Der amerikanische Präsident strebt die imperiale Transformation seines Landes an und scheint eine Aufteilung der Welt in imperiale Einflusszonen dem Grunde nach akzeptiert zu haben. Allein die genauen Grenzen dieser Einflusszonen bleiben umstritten und damit die globale Hierarchie der Großmächte. Daraus wird sehr viel Instabilität und Kriegs-und Konfliktpotenzial entstehen.
Europa hingegen sollte in diesem Szenario seinen demokratischen Eigensinn bewahren und die Herausforderung annehmen, dabei aber immer realistisch in der Frage der Kräfteverhältnisse bleiben, beharrlich die eigene Stärke fördern. Für die Europäer wird dabei das Gespür für das richtige Timing und ihre entschlossene Geduld von entscheidender Bedeutung sein, denn sie müssen aufholen, sie sind also grundsätzlich in einer schwachen, defensiven Position, die nicht zu Illusionen oder gar Abenteuern einlädt.
Der Zwang zur Neugründung Europas als Macht kam, dank Trump, schneller als gedacht, aber nun hilft kein Zaudern und Zagen, sondern nur entschlossenes Handeln. Europa und seine Führungsnationen werden fortan groß denken, planen und auch finanzieren müssen.

					Der Abschied der USA

				Dass für die Europäer vom imperialen Russland eine Bedrohung ausgeht, ist für die Bewohner des alten Kontinents keine neue Erfahrung, sondern seit den Zeiten Stalins zur Gewöhnung geworden. Dass allerdings die Gefahr besteht, dass sich Amerika, dieses große und alte Vorbild für Europa, aus Europa zurückziehen oder tatsächlich gar zur anderen Seite überwechseln, vom Freund zum Gegner werden könnte, war für mich bisher, ich bekenne es offen, schlicht undenkbar, jenseits meiner Vorstellungskraft. Dass die sich imperial transformierenden USA beabsichtigen, sich territorial etwa zulasten des NATO-Partners Dänemark – durch die angedrohte Inbesitznahme Grönlands durch Kauf oder mit militärischer Gewalt – zu erweitern, lag ebenfalls jenseits aller realistischen Vorstellungskraft. Wird die NATO unter den schmelzenden Gletschern Grönlands ihr Ende finden?
Europa verdankt Amerika viel, sehr viel sogar. An erster Stelle den Sieg über Hitler und Nazideutschland, die Jahrzehnte währende Verteidigung der Freiheit Westeuropas und Westberlins, seinen erfolgreichen Wiederaufbau nach den Zerstörungen des Weltkriegs und schließlich durch seinen Sieg im Kalten Krieg auch die Vereinigung Europas unter dem Dach von NATO und EU.
Für Europa, zumindest für Westeuropa, war dies eine erfolgreiche, eine glückliche, ja, auch bequeme Zeit, nur dass die Europäer dabei übersahen, dass die Sicht aus der Mitte des amerikanischen Imperiums heraus schon länger eine andere war, zunehmend belastet durch imperiale Überdehnung und wachsende ungleiche Lastenverteilung zwischen dem Imperium und seiner europäischen Peripherie. Die Amerikaner führten im Gesamtinteresse des Imperiums verlustreiche und teure, bisweilen auch völlig irregeleitete, ja widersinnige Kriege, z.B. in Vietnam und im Irak, die Europäer hingegen perfektionierten in derselben Zeit ihre Sozialstaaten.
Der Krieg im Irak und die fortschreitende Deindustrialisierung Amerikas nebst der Arroganz der herrschenden Eliten in den USA gegenüber der Unter- und Mittelklasse und dem ländlichen Amerika führten im Jahr 2016 zu dem überraschenden Wahlsieg Donald Trumps über Hillary Clinton. Der Kandidat wusste damals selbst nicht, wie ihm geschah. Donald Trump wurde Jahre später, nach dem Interregnum des demokratischen Präsidenten Joe Biden, dann erneut zum Präsidenten der USA gewählt. Seitdem sind sowohl die USA als auch die transatlantische Welt eine andere geworden.
Nun lässt sich von Donald Trump vieles sagen, nur nicht, dass er ein Ideologe wäre und gar einer konsistenten Ideologie folgen würde. Trumps Ideologie heißt Trump und Geld, viel Geld für ihn, seine Familie und seine engen Freunde. Dasselbe lässt sich aber nicht von seinem Vizepräsidenten J.D. Vance und seinem engeren Umfeld im Weißen Haus behaupten und schon gar nicht von der ihn tragenden politischen Bewegung namens MAGA (Make America great again) und deren mehr im Hintergrund agierenden schwerreichen und einflussreichen Techmilliardären wie dem aus Deutschland stammenden Peter Thiel. Diese Verbindung von Technologie, dem ganz großen Geld und neurechter Ideologie wird für Europa in Zukunft die gefährlichste und größte Herausforderung bilden, da es dem bisher wenig entgegenzusetzen hat.
Der Chefideologe der MAGA-Bewegung, Steve Bannon, sieht die Welt in einem globalen Kulturkampf zwischen der durch den westlichen Liberalismus geschwächten christlich-jüdischen Tradition, die es konservativen Werten folgend zu erneuern gilt, und der liberalen Moderne und ihren korrupten, abgehobenen Eliten. Dazu braucht es Bündnispartner, die er in den rechtspopulistischen Parteien in Europa zu finden meint. Deren Spielräume und Machtchancen wollen die in den USA unter Trump an der Macht befindlichen Rechtspopulisten durch Druck auf die ihrer Meinung nach dekadenten Europäer erweitern.
So auch der Tenor der Rede von Vizepräsident J.D. Vance auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2025, in der er z.B. die AfD zum Opfer angeblicher Einschränkungen der Meinungsfreiheit in Deutschland und Europa machte.
Bannon und die Seinen lehnen die EU ab, für sie ist diese ein Hort abendländischer Dekadenz, ein Gebilde, das auf liberalen Werten und der Überwindung des Nationalismus beruht. Sie setzen dagegen auf die Renationalisierung Europas, eine Art Transatlantismus unter dem Banner des Nationalismus – ein Widerspruch in sich.
Man vergesse nicht, dass der Transatlantismus im Kampf gegen den extremen deutschen Nationalismus der Nazis und deren völkermörderischen Antisemitismus im Zweiten Weltkrieg entstanden war, dann durch den Sieg Amerikas im Kalten Krieg gegen die Sowjetunion seine Fortführung fand.
Schon deshalb kann das für Europa nicht heißen, dass es mit der erneuten Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten dessen nationalpopulistische Wende nachvollziehen muss und seine liberalen Grundwerte wider alle Vernunft aufgibt. Für Europa und vor allem für Deutschland wäre dies eine Katastrophe, denn »der Nationalismus, das ist der Krieg«, wie der damals schon todkranke ehemalige französische Staatspräsident Francois Mitterrand in seiner letzten Rede vor dem Europaparlament warnte. Man kann sich dieses Vermächtnis Mitterrands angesichts der gegenwärtigen Lage Europas gar nicht oft genug in Erinnerung rufen. Denn es benennt die Summe der Erfahrungen Europas mit dem Nationalismus.
Sollte es der amerikanischen radikalen Rechten tatsächlich gelingen, das unter großen Mühen errichtete europäische Gebäude zum Einsturz zu bringen, so würde dies nur einen freuen – Wladimir Putin. Die zahlreichen europäischen Duodezfürstentümer, genannt Nationalstaaten, wären jedes für sich, selbst die größten unter ihnen wie Deutschland und Frankreich, für das imperiale Russland Putins kein wirkliches Problem. Nur gemeinsam sind die Europäer ein in Moskau ernst zu nehmender Faktor.
Betrachtet man aktuell das Dreieck USA, Europa und Russland, so drängt sich der Gedanke auf, dass hinter Trumps Politik ein neues geopolitisches Grand Design stehen könnte, nämlich eine imperiale Dreiteilung der Welt. Das hieße: Eurasien für Russland, die westliche Hemisphäre für die USA unter Einschluss Kanadas und Grönlands. Und Ostasien und der östliche Pazifik für China? Genau um dieses Fragezeichen in Fernost und im Pazifik wird es zwischen den USA und China zukünftig gehen, denn die USA denken nicht daran, sich von dort freiwillig zurückzuziehen, auch unter Trump nicht. Es geht hier um ihre Rolle als Weltmacht und ihren Platz in der globalen Hierarchie, um ihre Dominanz über die erste Inselkette vor dem ostasiatischen Kontinent unter Einschluss Taiwans, dann von Japan und Südkorea, beides globale industrielle Schwergewichte und enge Verbündete der USA in der Region. Sie sind für das strategische Gewicht der USA im indopazifischen Raum von überragender Bedeutung. Das Reich der Mitte, China, ist ohne jeden Zweifel heute der einzige ernst zu nehmende Herausforderer Amerikas im Kampf um den Platz der globalen Nummer eins in der entstehenden neuen, imperialen Weltordnung. Und die Ukraine und Europa wären in diesem Szenario der Preis, den Trump bereit ist, für einen Seitenwechsel Putins – weg von China, hin zu den USA – zu entrichten. Der Pazifik und Ostasien wären dann das wichtigste Schlachtfeld in dieser globalen Auseinandersetzung zwischen den USA und China. Strategische Kalküle beschreiben nie nur eigene Absichten und Ziele, sondern erwecken auch Erwartungen und Potenziale auf der Seite der Gegner. Mit der Veröffentlichung der neuesten nationalen Sicherheitsstrategie hat die Trump-Regierung auch formell den Trennungsstrich zu Europa gezogen, aber sich dadurch auch selbst geschwächt und Russland, gemeinsam mit China, durch die Eröffnung neuer Möglichkeiten gestärkt.
Wird aber Putin jemals diesen Schritt eines Wechsels ins amerikanische Lager tun? Das ist äußerst unwahrscheinlich, denn ohne China an seiner Seite wäre Russland allein viel zu schwach gegenüber den USA. Nur im Spiel zu dritt kann Russland seinen globalen Status als eine anerkannte Weltmacht bewahren. Donald Trump hätte mit einem solchen Kalkül ganz allein »erfolgreich« den Westen zerstört und mit ihm Amerikas globale Vorherrschaft eher beendet als ausgebaut. Eine wahrhaft geniale Strategie?!
Klingt alles fast absurd, ich weiß, aber welche Bedeutung hat im Washington der Gegenwart noch die gute alte Rationalität? Das russische Virus des imperialen Fiebers hat offensichtlich auch die Regierenden in Washington befallen. Als bewegte es sich in einer Dialektik der Unvernunft.
Sicher, der »Untergang des Abendlandes« wurde schon oft und von verschiedener Seite, meist von alteuropäischen Rechtsintellektuellen wie Oswald Spengler, beschworen, aber diesmal ist es der mächtigste Mann der Welt, der amerikanische Präsident, der sich dieses Ziel fest vorgenommen zu haben scheint. Es ist dasselbe Amerika, das die Nazis und das japanische Kaiserreich im Zweiten Weltkrieg besiegt hat, ebenso wie die Sowjetunion im Kalten Krieg. Das Amerika, das den Wiederaufbau des kriegszerstörten Europas ermöglicht und nach dem Ende des Kalten Krieges seinen Schutz und seine Sicherheitsgarantie auf ganz Europa durch die NATO-Osterweiterung ausgedehnt hat. Dieses Amerika hat die multinationalen Institutionen, an ihrer Spitze die UN, ersonnen und auch praktisch geschaffen. Dieses Amerika mit seiner alten, ehrwürdigen Demokratie war fast von deren Beginn an das Vorbild für Generationen von Demokraten in Europa und in der Welt, die letzte Hoffnung für zahllose Flüchtlinge aus der alten Welt vor Krieg, Verfolgung, Diktatur und Unterdrückung, die Hoffnung und Garantiemacht des demokratischen, transatlantischen Westens. All dies soll es also in Zukunft nicht mehr geben? Es ist wohl so – und wir werden dieser Tatsache ins Auge sehen müssen.
Dabei kann ich es immer noch nicht fassen! Der Kopf sagt mir, dass es so ist, aber das Gefühl will es nicht akzeptieren. Mir ist, als wenn der Vater seine transatlantische Familie verlassen und verraten würde. Aber genau das ist es, was sich gegenwärtig ereignet. Spätestens mit der Vorlage des amerikanisch-russischen 28-Punkte-Plans für einen Waffenstillstand in der Ukraine, der nichts anderes ist als der offene Verrat Amerikas an der gegen die russische Aggression um ihre Existenz als Nation und Demokratie kämpfenden Ukraine. Es ist eine Aufforderung zur Kapitulation und zugleich auch ein Verrat an den Europäern. Denn mit diesem Plan, sollte er denn Wirklichkeit werden, stünde Europa vor einer Wiederholung des Münchner Abkommens von 1938. Dieses Abkommen zwischen Adolf Hitler und Neville Chamberlain, dem damaligen britischen Premierminister, hatte statt »Peace for our Time!« (Chamberlain) den großen Krieg erneut nach Europa gebracht. Putin wird sich allein durch die Vorlage dieses Plans zum Weitermachen ermutigt fühlen, er »riecht« den Zerfall des Westens, sein praktisch lang gehegtes Ziel der Verdrängung Amerikas und der NATO hinaus aus Europa, sein »eurasischer Traum« würde dadurch wahr, das politische Europa wäre erledigt und eine neue, russisch inspirierte Weltordnung wäre zum Greifen nahe. Warum sollte er angesichts solch glänzender Perspektiven jetzt mit seinem Krieg in der Ukraine aufhören und echten Friedensgesprächen zustimmen, wenn in seinen Augen ein Siegfrieden dank Trumps Verrat zum Greifen nah ist.
Hitler war durch den Verrat der Westmächte an der Tschechoslowakei nicht zufriedenzustellen, sondern sah sich im Gegenteil in seinem Kriegskurs bestätigt. Machen wir uns daher keinerlei Illusionen. Europa ist mit der Vorlage des 28-Punkte-Plans in eine neue Zeit eingetreten, in eine Vorkriegszeit. Der Beschützer des freien Europas wird Schritt für Schritt zu dessen Gegner, der Europa in Zukunft eher angreifen und nicht mehr beschützen wird. Gewiss, nicht militärisch, trotz der Trump’schen Grönlandfantasien, aber technologisch und wirtschaftlich geschieht dies schon heute. In Europa wird gegenwärtig viel über die Notwendigkeit europäischer Souveränität gesprochen, aber ist diese in kurzer Frist überhaupt machbar, angesichts der Durchdringung Europas seitens der großen Techunternehmen von der amerikanischen Westküste und der europäischen Abhängigkeit seines Militärs von den Lieferungen aus den USA? Europas Abhängigkeit auch von den imperial transformierten USA wird noch lange ein Faktum bleiben, auf das sich Europa wird einstellen müssen, selbst wenn es zugleich die eigene Stärke ausbaut.
Unverhohlene Pressionen und Aufforderungen gegenüber europäischen Firmen, ihre Produktion und Firmenzentralen in die USA zu verlegen, sind für diesen neuen Umgang im nordatlantischen Bündnis ein erstes Exempel, aber es steht zu befürchten, dass es dabei nicht bleiben wird. Zumal es da noch die Rede des amerikanischen Vizepräsidenten J.D. Vance auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2025 gab, die nichts anderes war als eine krude Einmischung in die inneren Angelegenheiten der EU und eine eindeutige Parteinahme und Unterstützung für rechtsradikale und nationalistische Parteien in Europa wie etwa die AfD. Machen wir uns auf unserer Seite des Atlantiks nicht länger etwas vor: Das »neue Washington« möchte den neonationalistischen Regime Change in Europa!
Offensichtlich haben die heute in Washington regierenden Trumpisten das Ziel, Europa um jeden Preis nicht nur ideologisch, sondern auch politisch auf ihren Kurs zu bringen. Ihre Chancen stehen dabei nicht schlecht, schaut man dabei auf die stattliche Liste von rechten und nationalistisch-populistischen Parteien in Europa, viele darunter mit der realistischen Möglichkeit, auf mittlere oder auch kurze Sicht zu regieren oder zumindest mitzuregieren. Zudem bestimmt die extreme Rechte schon heute zu weiten Teilen auch aus der Opposition heraus vor allem mit Fremdenfeindlichkeit bis hin zum unverhohlenen Rassismus die gesellschaftlichen Agenden demokratischer Mitte-Parteien. Einige von ihnen regieren schon heute, wie Giorgia Meloni in Italien, Orban in Ungarn, Babic in Tschechien, Fico in der Slowakei. Andere befinden sich noch oder wieder im oppositionellen Wartestand: die AfD in Deutschland, der Rassemblement National in Frankreich, die PiS in Polen, Nigel Farages Partei Reform UK, starke Rechtsparteien in Dänemark, Schweden und Finnland, die Freiheitlichen in Österreich, Geert Wilders in den Niederlanden und der Vlaamsblok in Belgien. In Portugal feierte die rechtsextreme Partei Chega! bei den letzten nationalen Wahlen Triumphe, in Spanien ist es die rechtsextreme Partei Vox.
Die Trump-Regierung lehnt die EU ab, ja man tut ihr kein Unrecht mit der Behauptung, dass sie nichts gegen eine Zerstörung der EU und eine Rückkehr Europas ins Zeitalter der Nationalstaaten hätte, auch wenn dies für Europa eine Katastrophe, ein Rückfall in die Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg wäre – zumal die Neue Rechte keines der großen Probleme, vor denen das heutige Europa steht, zu lösen in der Lage wäre. Weder die Überalterungskrise und das Problem der Alterssicherung noch das Immigrationsproblem, den Fachkräftemangel, die anhaltende ökonomische Wachstumsschwäche noch das Schließen der Technologielücke gegenüber Amerika und China, um nur einige davon zu erwähnen.
Eine solche Entwicklung wäre in Bezug auf Deutschland besonders dramatisch, denn sie ginge mit einer Relativierung des Nazismus einher und würde auch die mühselig wiedergefundene deutsche Identität als europäische, demokratische Nation erneut in eine tiefe Krise stürzen. Was sich wie die schwarze Fantasie eines finsteren Albtraums anhört, ist aber eine durchaus realistische Möglichkeit der Zukunft Europas.
Was den angeblichen 28-Punkte-Friedensplan der Trump-Regierung für die Ukraine betrifft, haben die Europäer diesmal die drohende Gefahr erkannt und geschlossen, energisch und zugleich geschmeidig reagiert. Trump war tatsächlich bereit, für ein Einvernehmen mit Putin seine bisherigen europäischen Bündnispartner »unter den Bus zu werfen«! Ein Verrat von Shakespeare’schen Dimensionen.
Die Vereinigten Staaten von Amerika wurden zu Recht dereinst als »zufällige Supermacht« bezeichnet, eine Macht, die aufgrund ihrer natürlichen Gegebenheiten wie ihrer isolierten Lage in der westlichen Hemisphäre eher in Richtung Isolationismus ausgerichtet war. Die Amerikaner wollten von den Händeln der Welt eher in Ruhe gelassen werden, denn dass sie die Einmischung suchten oder gar einem imperialen Programm folgten. Mit dem Ersten Weltkrieg, in den sie höchst widerwillig zogen, dem Zweiten Weltkrieg und dem Kalten Krieg endete dieser Abschnitt ihrer Geschichte, und es begann die Zeit der »zufälligen Supermacht«, in dem die USA als selbst ernannte internationale Schutzmacht für Demokratie und Menschenrechte vor allem gegen die Ausweitung kommunistischer und fundamentalistischer Terrorregime oder Gruppen weltweit operierte. Der mit Trump sich vollziehende Abschied von dieser zumindest postulierten demokratischen Wertegrundlage beendet eine Ära, die nun durch das Recht des Stärksten ersetzt wird, entlang der Devise: »Wir machen das, weil wir es können.« Von diesem imperialen Amerika wird aufgrund seiner Machtfülle eine große Gefahr ausgehen.
Der 28-Punkte-Plan und wenige Tage danach die regierungsamtliche »neue Sicherheitsstrategie« der US-Regierung waren nichts weniger als die kaum verhüllten Scheidungsdokumente der USA von Europa, ließen alle Befürchtungen wahr werden und markierten für Europa eine neue Zeitrechnung.
Die durch den Rückzug Amerikas von Europa erneut aufgeworfene Führungsfrage auf dem alten Kontinent, die seit 1945 durch die Vereinigten Staaten und die Sowjetunion und seit 1992 durch die USA allein wahrgenommen wurde, werden die Europäer in Zukunft nun für sich selbst beantworten müssen. Werden es die großen Drei Europas – Frankreich, Großbritannien und Deutschland – gemeinsam mit der EU und am besten unter dem Einschluss Polens und Italiens sein? Wahrscheinlich, denn was bliebe ansonsten an Alternativen? Nicht viel. Damit drängt sich aber erneut die Frage nach der Führungsfähigkeit Deutschlands auf.
Kann Deutschland in einer akuten geopolitisch-tektonischen Großkrise, wie sie seit der Gründung der Republik und auch seit der Wiedervereinigung noch nicht erlebt wurde, führen? Kann Deutschland Europa führen jenseits seiner engen nationalen Interessen gemeinsam mit Frankreich und anderen europäischen Staaten, ohne den Kontinent erneut dominieren zu wollen? Von einer positiven Antwort wird nicht nur Deutschlands Zukunft, sondern auch die des gesamten alten Kontinents abhängen.

					Nachwort

				Der Rückzug der bisherigen europäischen Schutzmacht USA vom alten Kontinent ist ein Fakt, für alle Welt noch einmal sichtbar geworden auf der jüngsten Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2026 – selbst ein Seitenwechsel der Regierung Trump auf Putins Seite im Krieg in der Ukraine und darüber hinaus kann nicht ausgeschlossen werden, bedenkt man den amerikanischen 28-Punkte-Plan. Was offen bleibt, sind allein das genaue Datum auch des formellen Bruchs der Nato und seine näheren Umstände.
Diese Entwicklungen werfen für Europa ernste Fragen auf, die nicht nur seine aktuelle Verteidigungs- und Abschreckungsfähigkeit betreffen, denn es waren die USA, die über acht Jahrzehnte hinweg dieses Europa beschützt und geführt haben. Es stellt sich daher die Führungsfrage für den alten Kontinent selbst. Wer wird, wer kann in Zukunft diese Führung in Europa übernehmen, in einer Zeit, in der sich die Verhältnisse global und auch technologisch völlig neu ordnen, die machtpolitischen Gewichte neu erkämpft werden?
Es gibt darauf nur eine schlüssige Antwort: Die Europäer werden es selbst tun müssen. Ausgerechnet diese Europäer, die seit dem alten Rom niemals mehr die Vorherrschaft einer einzigen europäischen Macht akzeptiert haben. Es wird daher, wenn überhaupt, nur gemeinsam, in einer Art kollektiver Führung gehen, unter dem Einschluss existierender europäischer Strukturen. Und da diese Entscheidung angesichts der Bedrohungslage durch Russland und der Unberechenbarkeit von Donald Trump schnell herbeigeführt werden muss, wird diese Führung zwischenstaatlich, d.h. durch die Nationalstaaten, erfolgen müssen. Infrage dafür kommen vor allem die größeren europäischen Staaten, die über eine große Bevölkerung und die notwendige Wirtschaftskraft verfügen, aber auch über den notwendigen politischen Willen, die europäische Überzeugung und das europäische Gespür. Und auch über die dafür notwendige innenpolitische Stabilität.
Nimmt man nun an erster Stelle die drei größten und auch wirtschaftlich stärksten europäischen Nationalstaaten – Frankreich, Deutschland, Großbritannien – so sind zwei davon Atommächte und ständige UN-Sicherheitsratsmitglieder mit Vetomacht, Deutschland und Frankreich sind Führungsnationen in der EU. Alle sind sie zudem europäische Mitglieder der Nato. Betrachtet man allerdings die innenpolitische Lage in Frankreich und Großbritannien, so ist der Ausblick eher düster, denn in beiden Ländern droht bei den nächsten Präsidentschafts- respektive Parlamentswahlen eine rechte, antieuropäische Mehrheit. Und auch Deutschland steht 2026 vor einem Jahr mit vielen Landtagswahlen, bei denen die neue Rechte in Gestalt der AfD, vor allem in Ostdeutschland, als Wahlsiegerin hervorgehen könnte. Die Perspektiven sind düster. Dennoch muss die Führungsfrage in einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft angesichts der internationalen Lage schnell beantwortet werden.
Nicht nur die geostrategische Lage ist für Europa wegen Putins Aggressionspolitik an seiner Ostflanke und Trumps Unberechenbarkeit bedrohlich. Auch in der europäischen Innenpolitik droht eine neonationalistische Wende in wichtigen Ländern des Kontinents. Doch dabei scheint eines gewiss zu sein: Fällt Europa in das Zeitalter des Nationalismus zurück, wird es angesichts der machtpolitischen und technologischen Neuaufstellung der Welt und der demografischen Krise überall in Europa keine zweite Chance bekommen. Für die Europäer heißt es in diesem Augenblick des transatlantischen Bruchs daher: »Jetzt oder nie!«
Am meisten hätten von einem Sieg des europäischen Neonationalismus die Deutschen zu verlieren, denn sie wären bei einem Scheitern Europas wieder zurückgestoßen in die Zeit vor Adenauer, in die Zeit vor einem europäischen Deutschland. Exakt dies ist das politische Ziel der AfD. Deutschland als europäische Großmacht wiedererstehen zu lassen, erneut allein in der Mitte Europas, ist eine verrückte, Deutschlands Interessen schwer beschädigende Idee. Als Land in der Mitte des Kontinents hängt unsere Zukunft am Gelingen und an der Selbstbehauptung Europas! Diese Debatte muss hierzulande endlich, dringend und in aller Härte geführt und durch die demokratisch-proeuropäische Mitte gewonnen werden.
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Ein Warn- und Weckruf des ehemaligen deutschen Außenministers

Als im Morgengrauen des 24. Februar 2022 russische Truppen auf Befehl Wladimir Putins hin in die Ukraine einfielen, veränderte sich nicht nur Europa, sondern die gesamte Weltordnung: Der Krieg war nach Europa zurückgekehrt, der Krieg um Grenzen, um Herrschaftsansprüche und Machtfragen. 

Im Nahen Osten hat der Überfall der Hamas auf Israel gezeigt, welchen weltpolitischen Zündstoff verschleppte, teilweise uralte territoriale Konflikte wie jener um Palästina enthalten.  


Nimmt man Pekings Drohungen gegen Taiwan noch hinzu, lässt sich unschwer erkennen, wie instabil und brisant die Weltlage geworden ist. Hinzu kommt: Der globale Süden verlangt unwiderruflich sein Recht auf Mitsprache und Teilhabe. Neue Bündnisstrukturen entstehen, ohne und jenseits des Westens, der sich zunehmend auf sich selbst zurückgeworfen sieht, weltpolitisch an Bedeutung verliert und innerhalb Europas und der USA mit mächtigen nationalistischen und antidemokratischen Bewegungen konfrontiert ist. Und was wird schließlich aus Europa, wenn die USA sich nach den Präsidentschaftswahlen von ihren transatlantischen Verpflichtungen abwenden sollten?

Der ehemalige deutsche Außenminister Joschka Fischer beschreibt die Grundzüge dieser heraufziehenden neuen Ordnung und zeigt die Bedrohung und Herausforderung, die diese für die deutsche und europäische Politik bedeuten.
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Zeitenwende – was folgt auf das »Jahrhundert des Westens«?


»Der Abstieg des Westens«, das neue Buch des ehemalige Außenminister Joschka Fischer, ist eine schonungslose Analyse über das Ende der Dominanz des Westens und den Beginn einer neuen Weltordnung. 


Wir alle haben in den letzten Jahren die dramatischen Brüche in der internationalen Politik erlebt, die Wahl Donald Trumps zum US-Präsidenten, den Brexit und den Auftstieg nationalistischer, autoritärer und fremdenfeindlicher Parteien und Politiker in Europa.


Joschka Fischer untersucht in seiner Studie die dahinterliegenden geopolitischen Verschiebungen, das Ende des »Jahrhunderts des Westens«, den unaufhaltsamen Aufstieg Chinas zur neuen Weltmacht und die dramatischen Erschütterungen, in denen sich die neue Epoche der Weltgeschichte Bahn bricht.Dabei blickt Joschka Fischer auf die gefährlichen Prozesse der Selbstdemontage, die die westliche Welt durchlebt, und die Bedrohungen für den Frieden, die Nationalismus und Isolationismus auch für Europa bedeuten.
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Joschka Fischer – das Buch Die politischen Erinnerungen des deutschen Außenministers und Vizekanzlers Joschka Fischer an die Jahre der rot-grünen Koalition. Die deutsche Außenpolitik in Zeiten der weltpolitischen Umbrüche nach dem 11. September, zwischen innenpolitischer Reformpolitik und parteipolitischen Krisen und Kontroversen. 


Die sieben Jahre der rot-grünen Regierungszeit von 1998 bis 2005 sind schneller als erwartet zum Gegenstand zeitgeschichtlicher Erinnerung und Bewertung geworden. Joschka Fischer hat als Außenminister und Vizekanzler die Politik der Regierungskoalition entscheidend geprägt und getragen. In seinem großen autobiographischen Buch stellt Joschka Fischer die Außenpolitik in diesen Jahren tiefster weltpolitischer Umbrüche dar, schildert die Krisen vom Kosovo bis zum 11. September, von Afghanistan bis zum Irak-Krieg. Er zeichnet eindringlich die historischen Entscheidungssituationen nach, denen sich die Regierung ausgesetzt sah, porträtiert die internationalen Akteure von George W. Bush bis zu Jassir Arafat oder Kofi Annan und analysiert die Bedrohungsszenarien vom Nahen Osten bis zum pakistanisch-indischen Konflikt. Hinzu kommen die Auseinandersetzungen über den EU-Beitritt der Türkei, die Reform der UN, die Russland- und Chinapolitik.


Eingebettet sind diese Erinnerungen in die wichtigsten innenpolitischen Ereignisse und Krisen der Zeit, parteipolitische Kämpfe und die Kontroversen etwa um die Visa-Politik und die 68er-Vergangenheit von Joschka Fischer.Joschka Fischer, der seit Sommer 2006 in Princeton an der Woodrow Wilson School als Gastprofessor Internationale Krisen-Diplomatie unterrichtet, hat ein hochlebendiges, kontroverses, kritisches und selbstkritisches Buch von großer erzählerischer und analytischer Qualität geschrieben. 


Weitere Titel bei Kiepenheuer & Witsch:»Risiko Deutschland«, 1994. »Für einen neuen Gesellschaftsvertrag«, 1998. »Die Rückkehr der Geschichte. USA, Europa und die Welt nach dem 11. September«, 2005.
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Zeitgeschichte von innen: Joschka Fischers Erinnerungen an dramatische Wendepunkte der Zeitgeschichte.

 Der 11. September 2001 leitete eine Zeitwende ein, die die deutsche Regierung und den damaligen Außenminister Joschka Fischer vor dramatische Herausforderungen stellte. Die erste Antwort auf die New Yorker Anschläge war der Krieg in Afghanistan, der bis in die Gegenwart die deutsche Politik in Atem hält. Das Gleiche gilt für den Krieg der USA gegen den Irak, dem sich die rot-grüne Koalition entgegenstellte und der zu heftigen Konflikten zwischen den USA und Deutschland führte.

 Joschka Fischer berichtet von innen über die dramatischen Hintergründe dieses Zerwürfnisses und die schwierige Gratwanderung zwischen seinem Nein zum Krieg und der Rolle Deutschlands als wichtigstem Bündnispartner der USA in Europa. 

 Aber auch viele andere politische Groß-Themen von Heute haben in den Jahren der rot-grünen Regierung ihren Ursprung, seien es die Debatten über Laufzeiten von Atomkraftwerken, die Agenda 2010 und die Hartz IV-Gesetze, die drohende atomare Bewaffnung des Iran, die Krisen der Europäischen Union und nicht zuletzt die Auseinandersetzungen um die NS-Geschichte des Auswärtigen Amtes, deren kritische Erforschung durch Joschka Fischer angestoßen wurde und zu erschreckenden Ergebnissen geführt hat.
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Europa am Scheideweg


Scheitert Europa? Viele Jahrzehnte war diese Frage völlig realitätsfern, die EU war ein Erfolgsprojekt, ein Scheitern schien unmöglich.Das ist heute ganz anders. Seit der großen Finanzkrise, die 2008 begann, nach den spektakulären Wahlerfolgen europafeindlicher Populisten bei der Europawahl und nach den außenpolitischen Erschütterungen in der Ukraine ist nichts mehr, wie es einmal war. Die Gefahr des Scheiterns des europäischen Einigungsprozesses ist sehr konkret geworden, zumal auch die Regierungen in vielen Ländern der EU aus Rücksicht auf skeptische Stimmungen im eigenen Wahlvolk davor zurückschrecken, mutige Schritte in Richtung eines vereinigten, demokratischen Europas zu gehen. Joschka Fischer zeigt in seiner Streitschrift, dass dazu leider auch die deutsche und französische Regierung gehören, trotz ihrer besonderen Verantwortung für ein demokratisch vereintes Europa.


Joschka Fischer, der als Außenminister der rot-grünen Koalition von 1998 bis 2005 maßgeblich am europäischen Einigungsprozess beteiligt war, analysiert in seinem Buch die Ursachen der verschiedenen Krisenherde und der politischen Stagnation in Europa, die verheerende Folgen für die Sicherheit, die Demokratie und den Wohlstand in Europa haben kann. Und er entwickelt als überzeugter Europäer überraschende strategische Ideen, um den europäischen Einigungsprozess wiederzubeleben und die EU zu reformieren.
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5) The Font Software, modified or unmodified, in part or in whole, must be distributed entirely under this license, and must not be distributed under any other license. The requirement for fonts to remain under this license does not apply to any document created using the Font Software.

TERMINATION
This license becomes null and void if any of the above conditions are not met.

DISCLAIMER
The font software is provided "as is", without warranty of any kind, express or implied, including but not limited to any warranties of merchantability, fitness for a particular purpose and noninfringement of copyright, patent, trademark, or other right. In no event shall the copyright holder be liable for any claim, damages or other liability, including any general, special, indirect, incidental, or consequential damages, whether in an action of contract, tort or otherwise, arising from, out of the use or inability to use the font software or from other dealings in the font software.
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Copyright (c) 2011, Juan Pablo del Peral (juan@huertatipografica.com.ar), 
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This Font Software is licensed under the SIL Open Font License, Version 1.1.
This license is copied below, and is also available with a FAQ at: http://scripts.sil.org/OFL

-----------------------------------------------------------
SIL OPEN FONT LICENSE Version 1.1 - 26 February 2007
-----------------------------------------------------------

PREAMBLE
The goals of the Open Font License (OFL) are to stimulate worldwide development of collaborative font projects, to support the font creation efforts of academic and linguistic communities, and to provide a free and open framework in which fonts may be shared and improved in partnership with others.

The OFL allows the licensed fonts to be used, studied, modified and redistributed freely as long as they are not sold by themselves. The fonts, including any derivative works, can be bundled, embedded, redistributed and/or sold with any software provided that any reserved names are not used by derivative works. The fonts and derivatives, however, cannot be released under any other type of license. The requirement for fonts to remain under this license does not apply to any document created using the fonts or their derivatives.

DEFINITIONS
"Font Software" refers to the set of files released by the Copyright Holder(s) under this license and clearly marked as such. This may include source files, build scripts and documentation.

"Reserved Font Name" refers to any names specified as such after the copyright statement(s).

"Original Version" refers to the collection of Font Software components as distributed by the Copyright Holder(s).

"Modified Version" refers to any derivative made by adding to, deleting, or substituting -- in part or in whole -- any of the components of the Original Version, by changing formats or by porting the Font Software to a new environment.

"Author" refers to any designer, engineer, programmer, technical writer or other person who contributed to the Font Software.

PERMISSION & CONDITIONS
Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining a copy of the Font Software, to use, study, copy, merge, embed, modify, redistribute, and sell modified and unmodified copies of the Font Software, subject to the following conditions:

1) Neither the Font Software nor any of its individual components, in Original or Modified Versions, may be sold by itself.

2) Original or Modified Versions of the Font Software may be bundled, redistributed and/or sold with any software, provided that each copy contains the above copyright notice and this license. These can be included either as stand-alone text files, human-readable headers or in the appropriate machine-readable metadata fields within text or binary files as long as those fields can be easily viewed by the user.

3) No Modified Version of the Font Software may use the Reserved Font Name(s) unless explicit written permission is granted by the corresponding Copyright Holder. This restriction only applies to the primary font name as presented to the users.

4) The name(s) of the Copyright Holder(s) or the Author(s) of the Font Software shall not be used to promote, endorse or advertise any Modified Version, except to acknowledge the contribution(s) of the Copyright Holder(s) and the Author(s) or with their explicit written permission.

5) The Font Software, modified or unmodified, in part or in whole, must be distributed entirely under this license, and must not be distributed under any other license. The requirement for fonts to remain under this license does not apply to any document created using the Font Software.

TERMINATION
This license becomes null and void if any of the above conditions are not met.

DISCLAIMER
THE FONT SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND, EXPRESS OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO ANY WARRANTIES OF MERCHANTABILITY, FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT OF COPYRIGHT, PATENT, TRADEMARK, OR OTHER RIGHT. IN NO EVENT SHALL THE COPYRIGHT HOLDER BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER LIABILITY, INCLUDING ANY GENERAL, SPECIAL, INDIRECT, INCIDENTAL, OR CONSEQUENTIAL DAMAGES, WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE, ARISING FROM, OUT OF THE USE OR INABILITY TO USE THE FONT SOFTWARE OR FROM OTHER DEALINGS IN THE FONT SOFTWARE.
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Copyright (c) 2003 by Bitstream, Inc. All Rights Reserved. Bitstream Vera is
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                                 Apache License
                           Version 2.0, January 2004
                        http://www.apache.org/licenses/

   TERMS AND CONDITIONS FOR USE, REPRODUCTION, AND DISTRIBUTION

   1. Definitions.

      "License" shall mean the terms and conditions for use, reproduction,
      and distribution as defined by Sections 1 through 9 of this document.

      "Licensor" shall mean the copyright owner or entity authorized by
      the copyright owner that is granting the License.

      "Legal Entity" shall mean the union of the acting entity and all
      other entities that control, are controlled by, or are under common
      control with that entity. For the purposes of this definition,
      "control" means (i) the power, direct or indirect, to cause the
      direction or management of such entity, whether by contract or
      otherwise, or (ii) ownership of fifty percent (50%) or more of the
      outstanding shares, or (iii) beneficial ownership of such entity.

      "You" (or "Your") shall mean an individual or Legal Entity
      exercising permissions granted by this License.

      "Source" form shall mean the preferred form for making modifications,
      including but not limited to software source code, documentation
      source, and configuration files.

      "Object" form shall mean any form resulting from mechanical
      transformation or translation of a Source form, including but
      not limited to compiled object code, generated documentation,
      and conversions to other media types.

      "Work" shall mean the work of authorship, whether in Source or
      Object form, made available under the License, as indicated by a
      copyright notice that is included in or attached to the work
      (an example is provided in the Appendix below).

      "Derivative Works" shall mean any work, whether in Source or Object
      form, that is based on (or derived from) the Work and for which the
      editorial revisions, annotations, elaborations, or other modifications
      represent, as a whole, an original work of authorship. For the purposes
      of this License, Derivative Works shall not include works that remain
      separable from, or merely link (or bind by name) to the interfaces of,
      the Work and Derivative Works thereof.

      "Contribution" shall mean any work of authorship, including
      the original version of the Work and any modifications or additions
      to that Work or Derivative Works thereof, that is intentionally
      submitted to Licensor for inclusion in the Work by the copyright owner
      or by an individual or Legal Entity authorized to submit on behalf of
      the copyright owner. For the purposes of this definition, "submitted"
      means any form of electronic, verbal, or written communication sent
      to the Licensor or its representatives, including but not limited to
      communication on electronic mailing lists, source code control systems,
      and issue tracking systems that are managed by, or on behalf of, the
      Licensor for the purpose of discussing and improving the Work, but
      excluding communication that is conspicuously marked or otherwise
      designated in writing by the copyright owner as "Not a Contribution."

      "Contributor" shall mean Licensor and any individual or Legal Entity
      on behalf of whom a Contribution has been received by Licensor and
      subsequently incorporated within the Work.

   2. Grant of Copyright License. Subject to the terms and conditions of
      this License, each Contributor hereby grants to You a perpetual,
      worldwide, non-exclusive, no-charge, royalty-free, irrevocable
      copyright license to reproduce, prepare Derivative Works of,
      publicly display, publicly perform, sublicense, and distribute the
      Work and such Derivative Works in Source or Object form.

   3. Grant of Patent License. Subject to the terms and conditions of
      this License, each Contributor hereby grants to You a perpetual,
      worldwide, non-exclusive, no-charge, royalty-free, irrevocable
      (except as stated in this section) patent license to make, have made,
      use, offer to sell, sell, import, and otherwise transfer the Work,
      where such license applies only to those patent claims licensable
      by such Contributor that are necessarily infringed by their
      Contribution(s) alone or by combination of their Contribution(s)
      with the Work to which such Contribution(s) was submitted. If You
      institute patent litigation against any entity (including a
      cross-claim or counterclaim in a lawsuit) alleging that the Work
      or a Contribution incorporated within the Work constitutes direct
      or contributory patent infringement, then any patent licenses
      granted to You under this License for that Work shall terminate
      as of the date such litigation is filed.

   4. Redistribution. You may reproduce and distribute copies of the
      Work or Derivative Works thereof in any medium, with or without
      modifications, and in Source or Object form, provided that You
      meet the following conditions:

      (a) You must give any other recipients of the Work or
          Derivative Works a copy of this License; and

      (b) You must cause any modified files to carry prominent notices
          stating that You changed the files; and

      (c) You must retain, in the Source form of any Derivative Works
          that You distribute, all copyright, patent, trademark, and
          attribution notices from the Source form of the Work,
          excluding those notices that do not pertain to any part of
          the Derivative Works; and

      (d) If the Work includes a "NOTICE" text file as part of its
          distribution, then any Derivative Works that You distribute must
          include a readable copy of the attribution notices contained
          within such NOTICE file, excluding those notices that do not
          pertain to any part of the Derivative Works, in at least one
          of the following places: within a NOTICE text file distributed
          as part of the Derivative Works; within the Source form or
          documentation, if provided along with the Derivative Works; or,
          within a display generated by the Derivative Works, if and
          wherever such third-party notices normally appear. The contents
          of the NOTICE file are for informational purposes only and
          do not modify the License. You may add Your own attribution
          notices within Derivative Works that You distribute, alongside
          or as an addendum to the NOTICE text from the Work, provided
          that such additional attribution notices cannot be construed
          as modifying the License.

      You may add Your own copyright statement to Your modifications and
      may provide additional or different license terms and conditions
      for use, reproduction, or distribution of Your modifications, or
      for any such Derivative Works as a whole, provided Your use,
      reproduction, and distribution of the Work otherwise complies with
      the conditions stated in this License.

   5. Submission of Contributions. Unless You explicitly state otherwise,
      any Contribution intentionally submitted for inclusion in the Work
      by You to the Licensor shall be under the terms and conditions of
      this License, without any additional terms or conditions.
      Notwithstanding the above, nothing herein shall supersede or modify
      the terms of any separate license agreement you may have executed
      with Licensor regarding such Contributions.

   6. Trademarks. This License does not grant permission to use the trade
      names, trademarks, service marks, or product names of the Licensor,
      except as required for reasonable and customary use in describing the
      origin of the Work and reproducing the content of the NOTICE file.

   7. Disclaimer of Warranty. Unless required by applicable law or
      agreed to in writing, Licensor provides the Work (and each
      Contributor provides its Contributions) on an "AS IS" BASIS,
      WITHOUT WARRANTIES OR CONDITIONS OF ANY KIND, either express or
      implied, including, without limitation, any warranties or conditions
      of TITLE, NON-INFRINGEMENT, MERCHANTABILITY, or FITNESS FOR A
      PARTICULAR PURPOSE. You are solely responsible for determining the
      appropriateness of using or redistributing the Work and assume any
      risks associated with Your exercise of permissions under this License.

   8. Limitation of Liability. In no event and under no legal theory,
      whether in tort (including negligence), contract, or otherwise,
      unless required by applicable law (such as deliberate and grossly
      negligent acts) or agreed to in writing, shall any Contributor be
      liable to You for damages, including any direct, indirect, special,
      incidental, or consequential damages of any character arising as a
      result of this License or out of the use or inability to use the
      Work (including but not limited to damages for loss of goodwill,
      work stoppage, computer failure or malfunction, or any and all
      other commercial damages or losses), even if such Contributor
      has been advised of the possibility of such damages.

   9. Accepting Warranty or Additional Liability. While redistributing
      the Work or Derivative Works thereof, You may choose to offer,
      and charge a fee for, acceptance of support, warranty, indemnity,
      or other liability obligations and/or rights consistent with this
      License. However, in accepting such obligations, You may act only
      on Your own behalf and on Your sole responsibility, not on behalf
      of any other Contributor, and only if You agree to indemnify,
      defend, and hold each Contributor harmless for any liability
      incurred by, or claims asserted against, such Contributor by reason
      of your accepting any such warranty or additional liability.

   END OF TERMS AND CONDITIONS

   APPENDIX: How to apply the Apache License to your work.

      To apply the Apache License to your work, attach the following
      boilerplate notice, with the fields enclosed by brackets "[]"
      replaced with your own identifying information. (Don't include
      the brackets!)  The text should be enclosed in the appropriate
      comment syntax for the file format. We also recommend that a
      file or class name and description of purpose be included on the
      same "printed page" as the copyright notice for easier
      identification within third-party archives.

   Copyright [yyyy] [name of copyright owner]

   Licensed under the Apache License, Version 2.0 (the "License");
   you may not use this file except in compliance with the License.
   You may obtain a copy of the License at

       http://www.apache.org/licenses/LICENSE-2.0

   Unless required by applicable law or agreed to in writing, software
   distributed under the License is distributed on an "AS IS" BASIS,
   WITHOUT WARRANTIES OR CONDITIONS OF ANY KIND, either express or implied.
   See the License for the specific language governing permissions and
   limitations under the License.
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-----------------------------------------------------------
SIL OPEN FONT LICENSE Version 1.1 - 26 February 2007
-----------------------------------------------------------

PREAMBLE
The goals of the Open Font License (OFL) are to stimulate worldwide
development of collaborative font projects, to support the font creation
efforts of academic and linguistic communities, and to provide a free and
open framework in which fonts may be shared and improved in partnership
with others.

The OFL allows the licensed fonts to be used, studied, modified and
redistributed freely as long as they are not sold by themselves. The
fonts, including any derivative works, can be bundled, embedded, 
redistributed and/or sold with any software provided that any reserved
names are not used by derivative works. The fonts and derivatives,
however, cannot be released under any other type of license. The
requirement for fonts to remain under this license does not apply
to any document created using the fonts or their derivatives.

DEFINITIONS
"Font Software" refers to the set of files released by the Copyright
Holder(s) under this license and clearly marked as such. This may
include source files, build scripts and documentation.

"Reserved Font Name" refers to any names specified as such after the
copyright statement(s).

"Original Version" refers to the collection of Font Software components as
distributed by the Copyright Holder(s).

"Modified Version" refers to any derivative made by adding to, deleting,
or substituting -- in part or in whole -- any of the components of the
Original Version, by changing formats or by porting the Font Software to a
new environment.

"Author" refers to any designer, engineer, programmer, technical
writer or other person who contributed to the Font Software.

PERMISSION & CONDITIONS
Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining
a copy of the Font Software, to use, study, copy, merge, embed, modify,
redistribute, and sell modified and unmodified copies of the Font
Software, subject to the following conditions:

1) Neither the Font Software nor any of its individual components,
in Original or Modified Versions, may be sold by itself.

2) Original or Modified Versions of the Font Software may be bundled,
redistributed and/or sold with any software, provided that each copy
contains the above copyright notice and this license. These can be
included either as stand-alone text files, human-readable headers or
in the appropriate machine-readable metadata fields within text or
binary files as long as those fields can be easily viewed by the user.

3) No Modified Version of the Font Software may use the Reserved Font
Name(s) unless explicit written permission is granted by the corresponding
Copyright Holder. This restriction only applies to the primary font name as
presented to the users.

4) The name(s) of the Copyright Holder(s) or the Author(s) of the Font
Software shall not be used to promote, endorse or advertise any
Modified Version, except to acknowledge the contribution(s) of the
Copyright Holder(s) and the Author(s) or with their explicit written
permission.

5) The Font Software, modified or unmodified, in part or in whole,
must be distributed entirely under this license, and must not be
distributed under any other license. The requirement for fonts to
remain under this license does not apply to any document created
using the Font Software.

TERMINATION
This license becomes null and void if any of the above conditions are
not met.

DISCLAIMER
THE FONT SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND,
EXPRESS OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO ANY WARRANTIES OF
MERCHANTABILITY, FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT
OF COPYRIGHT, PATENT, TRADEMARK, OR OTHER RIGHT. IN NO EVENT SHALL THE
COPYRIGHT HOLDER BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER LIABILITY,
INCLUDING ANY GENERAL, SPECIAL, INDIRECT, INCIDENTAL, OR CONSEQUENTIAL
DAMAGES, WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE, ARISING
FROM, OUT OF THE USE OR INABILITY TO USE THE FONT SOFTWARE OR FROM
OTHER DEALINGS IN THE FONT SOFTWARE.
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Bitstream Vera Fonts Copyright
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Copyright (c) 2003 by Bitstream, Inc. All Rights Reserved. Bitstream Vera is
a trademark of Bitstream, Inc.

Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining a copy
of the fonts accompanying this license ("Fonts") and associated
documentation files (the "Font Software"), to reproduce and distribute the
Font Software, including without limitation the rights to use, copy, merge,
publish, distribute, and/or sell copies of the Font Software, and to permit
persons to whom the Font Software is furnished to do so, subject to the
following conditions:

The above copyright and trademark notices and this permission notice shall
be included in all copies of one or more of the Font Software typefaces.

The Font Software may be modified, altered, or added to, and in particular
the designs of glyphs or characters in the Fonts may be modified and
additional glyphs or characters may be added to the Fonts, only if the fonts
are renamed to names not containing either the words "Bitstream" or the word
"Vera".

This License becomes null and void to the extent applicable to Fonts or Font
Software that has been modified and is distributed under the "Bitstream
Vera" names.

The Font Software may be sold as part of a larger software package but no
copy of one or more of the Font Software typefaces may be sold by itself.

THE FONT SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND, EXPRESS
OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO ANY WARRANTIES OF MERCHANTABILITY,
FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT OF COPYRIGHT, PATENT,
TRADEMARK, OR OTHER RIGHT. IN NO EVENT SHALL BITSTREAM OR THE GNOME
FOUNDATION BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER LIABILITY, INCLUDING
ANY GENERAL, SPECIAL, INDIRECT, INCIDENTAL, OR CONSEQUENTIAL DAMAGES,
WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE, ARISING FROM, OUT OF
THE USE OR INABILITY TO USE THE FONT SOFTWARE OR FROM OTHER DEALINGS IN THE
FONT SOFTWARE.

Except as contained in this notice, the names of Gnome, the Gnome
Foundation, and Bitstream Inc., shall not be used in advertising or
otherwise to promote the sale, use or other dealings in this Font Software
without prior written authorization from the Gnome Foundation or Bitstream
Inc., respectively. For further information, contact: fonts at gnome dot
org.

Arev Fonts Copyright
------------------------------

Copyright (c) 2006 by Tavmjong Bah. All Rights Reserved.

Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining
a copy of the fonts accompanying this license ("Fonts") and
associated documentation files (the "Font Software"), to reproduce
and distribute the modifications to the Bitstream Vera Font Software,
including without limitation the rights to use, copy, merge, publish,
distribute, and/or sell copies of the Font Software, and to permit
persons to whom the Font Software is furnished to do so, subject to
the following conditions:

The above copyright and trademark notices and this permission notice
shall be included in all copies of one or more of the Font Software
typefaces.

The Font Software may be modified, altered, or added to, and in
particular the designs of glyphs or characters in the Fonts may be
modified and additional glyphs or characters may be added to the
Fonts, only if the fonts are renamed to names not containing either
the words "Tavmjong Bah" or the word "Arev".

This License becomes null and void to the extent applicable to Fonts
or Font Software that has been modified and is distributed under the 
"Tavmjong Bah Arev" names.

The Font Software may be sold as part of a larger software package but
no copy of one or more of the Font Software typefaces may be sold by
itself.

THE FONT SOFTWARE IS PROVIDED "AS IS", WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND,
EXPRESS OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO ANY WARRANTIES OF
MERCHANTABILITY, FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT
OF COPYRIGHT, PATENT, TRADEMARK, OR OTHER RIGHT. IN NO EVENT SHALL
TAVMJONG BAH BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER LIABILITY,
INCLUDING ANY GENERAL, SPECIAL, INDIRECT, INCIDENTAL, OR CONSEQUENTIAL
DAMAGES, WHETHER IN AN ACTION OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE, ARISING
FROM, OUT OF THE USE OR INABILITY TO USE THE FONT SOFTWARE OR FROM
OTHER DEALINGS IN THE FONT SOFTWARE.

Except as contained in this notice, the name of Tavmjong Bah shall not
be used in advertising or otherwise to promote the sale, use or other
dealings in this Font Software without prior written authorization
from Tavmjong Bah. For further information, contact: tavmjong @ free
. fr.

TeX Gyre DJV Math
-----------------
Fonts are (c) Bitstream (see below). DejaVu changes are in public domain.

Math extensions done by B. Jackowski, P. Strzelczyk and P. Pianowski
(on behalf of TeX users groups) are in public domain.

Letters imported from Euler Fraktur from AMSfonts are (c) American
Mathematical Society (see below).
Bitstream Vera Fonts Copyright
Copyright (c) 2003 by Bitstream, Inc. All Rights Reserved. Bitstream Vera
is a trademark of Bitstream, Inc.

Permission is hereby granted, free of charge, to any person obtaining a copy
of the fonts accompanying this license (“Fonts”) and associated
documentation
files (the “Font Software”), to reproduce and distribute the Font Software,
including without limitation the rights to use, copy, merge, publish,
distribute,
and/or sell copies of the Font Software, and to permit persons  to whom
the Font Software is furnished to do so, subject to the following
conditions:

The above copyright and trademark notices and this permission notice
shall be
included in all copies of one or more of the Font Software typefaces.

The Font Software may be modified, altered, or added to, and in particular
the designs of glyphs or characters in the Fonts may be modified and
additional
glyphs or characters may be added to the Fonts, only if the fonts are
renamed
to names not containing either the words “Bitstream” or the word “Vera”.

This License becomes null and void to the extent applicable to Fonts or
Font Software
that has been modified and is distributed under the “Bitstream Vera”
names.

The Font Software may be sold as part of a larger software package but
no copy
of one or more of the Font Software typefaces may be sold by itself.

THE FONT SOFTWARE IS PROVIDED “AS IS”, WITHOUT WARRANTY OF ANY KIND, EXPRESS
OR IMPLIED, INCLUDING BUT NOT LIMITED TO ANY WARRANTIES OF MERCHANTABILITY,
FITNESS FOR A PARTICULAR PURPOSE AND NONINFRINGEMENT OF COPYRIGHT, PATENT,
TRADEMARK, OR OTHER RIGHT. IN NO EVENT SHALL BITSTREAM OR THE GNOME
FOUNDATION
BE LIABLE FOR ANY CLAIM, DAMAGES OR OTHER LIABILITY, INCLUDING ANY GENERAL,
SPECIAL, INDIRECT, INCIDENTAL, OR CONSEQUENTIAL DAMAGES, WHETHER IN AN
ACTION
OF CONTRACT, TORT OR OTHERWISE, ARISING FROM, OUT OF THE USE OR
INABILITY TO USE
THE FONT SOFTWARE OR FROM OTHER DEALINGS IN THE FONT SOFTWARE.
Except as contained in this notice, the names of GNOME, the GNOME
Foundation,
and Bitstream Inc., shall not be used in advertising or otherwise to promote
the sale, use or other dealings in this Font Software without prior written
authorization from the GNOME Foundation or Bitstream Inc., respectively.
For further information, contact: fonts at gnome dot org.

AMSFonts (v. 2.2) copyright

The PostScript Type 1 implementation of the AMSFonts produced by and
previously distributed by Blue Sky Research and Y&Y, Inc. are now freely
available for general use. This has been accomplished through the
cooperation
of a consortium of scientific publishers with Blue Sky Research and Y&Y.
Members of this consortium include:

Elsevier Science IBM Corporation Society for Industrial and Applied
Mathematics (SIAM) Springer-Verlag American Mathematical Society (AMS)

In order to assure the authenticity of these fonts, copyright will be
held by
the American Mathematical Society. This is not meant to restrict in any way
the legitimate use of the fonts, such as (but not limited to) electronic
distribution of documents containing these fonts, inclusion of these fonts
into other public domain or commercial font collections or computer
applications, use of the outline data to create derivative fonts and/or
faces, etc. However, the AMS does require that the AMS copyright notice be
removed from any derivative versions of the fonts which have been altered in
any way. In addition, to ensure the fidelity of TeX documents using Computer
Modern fonts, Professor Donald Knuth, creator of the Computer Modern faces,
has requested that any alterations which yield different font metrics be
given a different name.
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